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Digitale Agenda 2013 - 2017
Netzpolitik im neuen Deutschen Bundestag

Göttrik Wewer

1. Netzpolitik in Deutschland

In den letzten vier Jahren hat der Deutsche Bundestag eine Vielzahl von Themen debattiert, die mit
den Veränderungen zusammenhängen, die das Internet für unser tägliches Leben, Arbeiten und Wirt-
schaften bringt. Er hat dabei nicht nur eine Reihe von Beschlüssen zum E-Commerce und zum 
E-Government, zum Datenschutz und zum Urheberrecht gefasst, sondern auch etliche Gesetze 
geändert oder neu auf den Weg gebracht. Dazu zählen etwa:

- das Gesetz zur Regelung von De-Mail-Diensten und zur Änderung weiterer Vorschriften 
(De-Mail-Gesetz) vom 28. April 2011, das am 3. Mai 2011 in Kraft getreten ist1;

- das Gesetz zur Förderung der elektronischen Verwaltung sowie zur Änderung weiterer 
Vorschriften (E-Government-Gesetz) vom 25. Juli 20132;

- das Gesetz zur Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten, das am 
13. Juni vom Bundestag beschlossen und am 5. Juli 2013 vom Bundesrat gebilligt wurde3.

Man könnte zu diesen Regelwerken auch noch das Gesetz über Personalausweise und den elektro-
nischen Identitätsnachweis (PAusWG) zählen, das im Frühjahr 2009, also kurz vor der letzten Legis-
laturperiode, in Kraft getreten ist4.

Für die nächste Legislatur, also für die Jahre 2013 bis 2017, stellt sich die Frage, ob damit alle 
gesetzlichen Grundlagen geschaffen worden sind, um Deutschland nun an die Spitze des digitalen Fort-
schritts in Europa und darüber hinaus zu bringen, oder ob in den kommenden Jahren weitere Gesetze
oder Gesetzesänderungen erforderlich sein werden, um auf diesem Wege wenigstens ein gutes Stück
voran zu kommen. Geht es in den nächsten Jahren „nur“ noch darum, das umzusetzen und in die
Fläche zu bringen, wofür jetzt die notwendigen gesetzlichen Voraussetzungen geschaffen worden
sind, oder geht es ohne weitere neue Regelungen gar nicht oder jedenfalls nicht genügend weit?
Auf diese Frage soll in diesem Beitrag eine erste Antwort versucht werden.

Die Beiträge, die in dieser Reihe erscheinen, geben die Auffassung der Autoren wieder und sind als
Beiträge zur öffentlichen Diskussion zu verstehen. Sie müssen nicht unbedingt der Position des 
Deutschen Instituts für Vertrauen und Sicherheit im Internet (DIVSI) entsprechen.

Die Schriften in dieser Reihe dürfen, ohne den Inhalt zu verändern und unter Hinweis auf die Quelle,
frei vervielfältigt und weitergegeben werden. Hinweise auf Vervielfältigungen an den Herausgeber
sind erbeten.
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Zwei Gesetze, die in der letzten Legislaturperiode nicht abschließend beraten worden sind, dürften
wieder auf die Tagesordnung des Deutschen Bundestages kommen: Das Gesetz über die elektro-
nische Akte in Strafsachen, die von dem Diskussionsentwurf über den elektronischen Rechtsverkehr
mit den Gerichten nicht hinreichend abgedeckt werden, aber erst nach der Wahl geregelt werden
sollten, und ein Gesetz zur IT-Sicherheit, von dem schon Eckpunkte und ein grober Entwurf kursierten,
das aber kurz vor der Wahl nicht mehr zustande kam. Sind darüber hinaus noch weitere Punkte einer
künftigen Agenda zu erkennen?

Über eine „Digitale Agenda“, die nahezu sämtliche Facetten umfasst und einfach systematisch 
abgearbeitet werden muss, wie sie sich die Europäische Kommission vorgenommen hat5, verfügen
weder der Deutsche Bundestag noch die Bundesregierung. Vielleicht ändert sich das, wenn der 
Bundestag nach der Wahl tatsächlich einen eigenen, ständigen Ausschuss für Netzpolitik einrichtet.
Wenn man nur die Empfehlungen bündeln würde, welche die Enquete-Kommission „Internet und 
digitale Gesellschaft“ vorgelegt hat6, hätte man einen umfangreichen Grundstock für eine solche
Agenda. Die europäische Agenda wirkt natürlich auch da auf die nationalen Politiken zurück, wo es
sich nicht um verbindliche Verordnungen, sondern „nur“ um allgemeine Richtlinien und „weiche Ziele“ 
handelt, die national unterschiedlich interpretiert werden können. Das zeigen auch die Themenfelder,
die Arbeitsgruppen und die Beratungen des seit 2006 vom Bundesministerium für Wirtschaft und
Technologie veranstalteten Nationalen IT-Gipfels7.

Unsere Regierung hat zwar keine eigene, übergreifende und in sich stimmige Digitale Agenda, aber
in den letzten Jahren eine Reihe von Strategien für bestimmte Themenfelder entwickelt. Dazu zählen
etwa die Hightech-Strategie für Forschung und Entwicklung in Deutschland, auf die sich das Kabinett
schon 2006 verständigt hat8, die umfassendere IKT-Strategie „Deutschland Digital 2015“9 und die 
Nationale E-Government-Strategie (NEGS), beide aus dem Jahre 2010, oder auch die „Cyber-
Sicherheitsstrategie für Deutschland“ aus dem Jahre 2011. Elemente dieser Strategien wurden 
inzwischen auch schon in die Praxis und in das tägliche Geschehen umgesetzt, teilweise zusammen
mit den Ländern und Kommunen, teilweise zusammen mit der Wirtschaft10. Beispiele dafür sind das
Nationale Cyber-Abwehrzentrum, das seit 2011 beim Bundesamt für die Sicherheit in der Informa-
tionstechnik (BSI) aufgebaut wird, oder die „Allianz für Cybersicherheit“, 2012 gegründet von BSI und
BITKOM, in der Politik, Verwaltung, Wirtschaft und Wissenschaft zusammenwirken wollen, um Risiken
und Angriffen aus dem Cyberspace besser begegnen zu können.

Was die neue Regierung plant, wissen wir nicht. Zu dem Zeitpunkt, an dem dieses Manuskript abge-
schlossen wurde, war noch nicht einmal klar, wie die neue Regierung aussehen würde. Wer letztlich
die Wahl gewinnen würde, welche Parteien eine Koalition bilden könnten und worauf sie sich inhaltlich
verständigen würden, war noch relativ offen. Weder ließ sich schon sagen, welche Partei welches
Ministerium übernehmen würde, noch wusste man, ob es wirklich einen „Internet-Minister“ – womög-
lich angesiedelt direkt im Kanzleramt – geben würde. Eine Koalitionsvereinbarung lag noch nicht vor
und die Bundeskanzlerin bzw. ein neuer Bundeskanzler hatte auch noch keine Regierungserklärung
abgegeben, in der üblicherweise die wichtigsten Vorhaben für die kommenden Jahre benannt werden.
Deshalb gab es auch noch kein Arbeitsprogramm der Gesamtregierung, von den internen Planungen
der einzelnen Ressorts ganz zu schweigen.

Also konnte nur auf die Wahlprogramme der Parteien zurückgegriffen werden, um eine erste Antwort
auf die oben gestellte Frage zu bekommen. Das setzte zunächst eine Entscheidung darüber voraus,
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welche Parteien in die Auswahl einbezogen werden sollten, und dann eine Klärung der Schlagworte
und Themen, nach denen in den Programmen gesucht werden sollte.

1.1. Zur Auswahl der Parteien

Ursprünglich haben 58 Parteien und politische Vereinigungen Interesse angemeldet, zur Wahl am
22. September 2013 anzutreten11, von denen der Wahlleiter 38 vorläufig zugelassen hat. Neun 
Parteien, die im Deutschen Bundestag oder in einem Landtag ausreichend vertreten sind, mussten
zunächst nichts weiter tun; 29 politische Vereinigungen, die für die Wahl vorläufig als Parteien zuge-
lassen wurden, mussten noch Wahlvorschläge einreichen und Unterschriften von Unterstützern 
sammeln12. Von den schließlich 39 zugelassenen Parteien konnten oder durften endgültig 34 zur
Wahl antreten13.

Eine realistische Chance, tatsächlich in den Bundestag einzuziehen, hatten allenfalls fünf bzw. sechs
Parteien, nämlich BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU und CSU, DIE LINKE, FDP und SPD. Der 
Piratenpartei und auch der „Alternative für Deutschland“ würde das allem Anschein nach nicht 
gelingen. Selbst bei der FDP, die in den Umfragen um fünf Prozent pendelte, war nicht sicher, ob sie
es am Ende wieder schaffen würde14.

Parteien, die nicht im Parlament sitzen, haben keinen nennenswerten Einfluss auf die Politik. Insofern
schien es nicht notwendig, sich deren Wahlprogramme intensiver anzusehen. Für die Piraten wurde
jedoch eine Ausnahme gemacht, da sie sich auf diesem Feld eine besondere Kompetenz zuschreiben
und von Netzpolitik angeblich mehr verstehen als die etablierten Parteien. Sie dienen, selbst und 
gerade wenn sie es nicht in den Bundestag schaffen sollten, mit ihren Forderungen und Verspre-
chungen gleichsam als Kontrastfolie zu den anderen Parteien. Auch wenn sie weniger als fünf Prozent
der Stimmen holen, können diese doch Hinweise darauf geben, wo Themen, die die Netzgemeinde
beschäftigen, von den anderen Parteien vernachlässigt werden.

Auch wenn sich beide Lager entweder auf „schwarz-gelb“ oder auf „rot-grün“ festgelegt haben, so ist
doch klar, dass sie mit jedem Ergebnis irgendwie umgehen müssen, das die Wahl bringt. Man kann
schlecht die Bürger so lange wählen lassen, bis einem das Ergebnis passt. Wenn es weder für das
eine noch für das andere Lager reichen sollte, dann wäre eine Große Koalition die Alternative, die
am nächsten liegt. „Schwarz-grün“ dürfte den eigenen Anhängern jeweils ebenso schwer zu vermitteln
sein wie eine Koalition aus CDU/CSU, Grünen und FDP. Wie stabil eine solche Regierung wäre,
wenn es hart auf hart kommt, wäre auch völlig offen. Die Sozialdemokraten haben zuletzt allerdings
die Erfahrung gemacht, dass sich gute Arbeit als Juniorpartner in einer Großen Koalition nicht unbe-
dingt auszahlt. Ob ihre Mitglieder mehrheitlich einer erneuten Mitwirkung in einer solchen Konstella-
tion zustimmen würden, stand vor der Wahl noch in den Sternen.

Im Prinzip jedoch müssen alle Parteien, die im Bundestag sitzen, untereinander koalitionsfähig sein,
auch wenn nicht jede denkbare Konstellation eine realistische Perspektive darstellt. Die einzige Partei,
die allgemein als nicht koalitions- und regierungsfähig gilt, ist DIE LINKE. Sie dürfte deshalb auch
kaum eine Chance haben, das, was in ihrem Wahlprogramm steht, oder wenigstens Teile davon tat-
sächlich umsetzen zu können. Aus diesem Grunde bleibt ihr Programm im Folgenden ausge-
klammert.
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Die Analyse konzentriert sich also auf die Wahlprogramme von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
CDU/CSU, FDP und SPD sowie – als Kontrast – auf das der Piraten. Die Antworten, die Vertreter
der Parteien auf „Wahlprüfsteine“ von Gewerkschaften15 oder Verbänden wie dem BITKOM 
(Bundesverband Informationswirtschaft, Telekommunikation und neue Medien e. V.) geben, basieren
auf diesen Programmen. Mit dem Wahl-O-Mat sollen sich Wähler besser über ihre eigenen Präfe-
renzen klar werden16. Einen Vergleich der Wahlprogramme bieten nicht nur Zeitungen an17, sondern
auch verschiedene Plattformen im Internet18. Das von Google finanzierte „Internet & Gesellschaft
<Co:llaboratory>“ stellt vierzehn netzpolitische Thesen aus den Wahlprogrammen der im Bundestag
vertretenen Parteien nebeneinander: Durch seine eigene persönliche Auswahl der Thesen zeige der
„Netzradar“ Übereinstimmungen und Unterschiede der Parteien auf19. Eine differenzierte Analyse
kann das alles natürlich nicht ersetzen20.

1.2. Zur Auswahl der Suchbegriffe

Eine „Digitale Agenda“, die alle Facetten des Themas bündeln würde, sucht man in den Programmen ver-
gebens. Und nicht alles, was für unsere Frage relevant ist, findet man nur unter einer bestimmten Über-
schrift. Man muss also jeweils das gesamte Programm lesen, um Antworten auf diese Frage zu finden.

Netzpolitik ist Gesellschaftspolitik, heißt es überall, bzw. Netzpolitik sei eine Querschnittsaufgabe.
Mit anderen Worten: Die „digitale Revolution“ verändert unser gesamtes Leben, Arbeiten und Wirt-
schaften; kein Politikfeld bleibt letztlich unberührt. Das Themenfeld einzugrenzen, wird dadurch nicht
leichter. Auch das Auffinden einschlägiger Stichworte in den Wahlprogrammen nicht. Sicherheit im
Internet, sich also relativ sicher und gefahrlos im Netz bewegen zu können und sich dabei auch sicher
zu fühlen, erfordert zum Beispiel weitaus mehr21 als nur Datenschutz22 und Datensicherheit. Und
wenn es um die Institutionen und Infrastrukturen geht, die für eine „digitale Gesellschaft“ wichtig sind,
dann meint das weit mehr als intelligente Netze, Plattformen und Basistechnologien sowie flächen-
deckende Breitbandanschlüsse23. Wie die „Verfassung“ der Gesellschaft, in der wir künftig leben,
aussehen soll, ist keine rein technische, sondern eine politische Frage24. 

Schon der Begriff ist nicht eindeutig definiert. Wenn Politik heißt, Regeln zu setzen, die für alle ver-
bindlich sind, dann würden zur Netzpolitik zum Beispiel keine Förderprogramme zählen, von denen
nur bestimmte Gruppen, Branchen oder Hochschulen profitieren, sondern nur Gesetze, die für alle
gelten, oder Programme, die im Prinzip von allen in Anspruch genommen werden können. Dass alle
gesetzlichen Initiativen, die die Parteien ankündigen, beachtet werden müssen, dürfte unstrittig sein;
aber allein diese zu registrieren, dürfte nicht ausreichen. Wenn der Staat oder Private eine Infrastruk-
tur auf- oder ausbauen, die im Prinzip alle nutzen können, dann zählt das sicherlich auch zur Netz-
politik. Gegenüber dem Staat lässt sich im Zweifel leichter einklagen, eine Infrastruktur nutzen zu
dürfen, als gegenüber privaten Mächten, die das Internet beherrschen. Das gilt allerdings nur in 
Demokratien, nicht in Diktaturen.

Im Kern geht es um drei Aspekte: Erstens um die Architektur des Internets, seine technischen Stan-
dards und deren künftige Ausgestaltung, denn das betrifft uns alle. Es geht um die Governance25,
um die „Verfassung“ des Internets26, seine Institutionen und um die technischen Infrastrukturen, die
wir im Prinzip alle nutzen können und wollen27. Wer stellt diese bereit und betreibt sie? Was wird von
uns erwartet, wenn wir sie nutzen wollen? Wer macht uns diese Vorgaben? Und können wir uns da-

gegen wehren und Einfluss darauf nehmen, dass sie geändert werden?28 Ulrich Beck ist der Ansicht,
„dass wir alle noch keine Namen, keine Landkarte und keinen Kompass für diese neue, digitale Welt
haben“ und dass darin die Freiheit absterbe, ohne dass die Menschen physisch verwundet würden,
und fordert zu „Prozessen weltweiter Normenbildung“ auf. Wir bräuchten „eine transnationale Erfin-
dung von Politik und Demokratie“, die die Möglichkeit eröffne, gegen die Dominanz der völlig ver-
selbstständigten Kontrollmonopole demokratische Grundrechte wiederzubeleben und durch-
zusetzen29. Wenn aber wir alle noch keine klaren Vorstellungen davon haben, wie die Verfassung
der digitalen Welt aussehen soll, dürfen wir dann von den Parteien erwarten, dass sie das wissen
und Orientierung anbieten? Wir werden sehen.

Zweitens geht es um die Spielregeln, die gelten sollen, wenn wir uns im Netz bewegen, wenn wir
also schon Zugang haben30: Welche Praktiken wollen wir bei der Nutzung des Internets allgemein
akzeptieren und welche nicht? Darüber gehen die Meinungen weit auseinander. Wenn aber der Staat
einschreitet und entscheidet, dann muss er die Einhaltung der Rechtsnormen auch garantieren 
können. Es geht also nicht nur um Rechtsetzung, sondern auch um die Durchsetzung, also um den
Vollzug von Normen. Regeln, die niemand beachtet, braucht man nicht.

Und drittens geht es um die Frage, wie sich das Internet bzw. das Web 2.0 seinerseits auswirkt auf
die Politik und diese verändert. Wenn man davon ausgeht, dass jetzt alles elektronisch erledigt wird,
auch in der Politik, dann muss man in den Wahlprogrammen nach Stichworten wie eConsultation,
eParticipation, eVoting, eDemocracy oder eGovernment suchen. Ist das interaktive Web 2.0 der Aus-
gangspunkt, dann lauten – für diesen dritten Aspekt von Netzpolitik - die Suchbegriffe „Politik 2.0”,
„Parlament 2.0“, „Regierung 2.0“ oder „Verwaltung 2.0“ – wobei manche schon längst bei „Politik 3.0“
oder „Politik 4.0“ sind. Es könnte aber auch sein, dass Parteien, Regierungen und Verwaltungen sich
an Barack Obama und seinem Konzept des „offenen“ Regierens und Verwaltens mit den drei Prinzi-
pien Transparenz, Partizipation und Kollaboration orientieren31. Dann müsste man nach „Open 
Access“, „Open Data“32, „Open Government“ oder „Open Innovation“ fahnden, dürfte aber auch ein
Stichwort wie Online-Petitionen nicht übersehen33. Alles das sind Hinweise dafür, wie auch Politik
und Verwaltung neue technische Möglichkeiten nutzen (können). Solange das den Politikprozess als 
solchen nicht wirklich verändert, kann man darüber streiten, ob die Nutzung neuer technischer 
Instrumente und Systeme, die alle anderen auch nutzen, wirklich „Politik“ darstellt. Sonst hätten wir
ja auch von der „Faxdemokratie“ oder von der „PC-Verwaltung“ reden können, als diese Hilfsmittel
aufkamen. Ihre bewusste Nutzung müsste schon den Politikbetrieb selbst verändern, um von Netz-
politik sprechen zu können.

Die neue digitale Öffentlichkeit34, in der sich Politiker und Parteien, Parlamente und Regierungen 
bewegen, wo viele ständig online sind, jeder mit jedem kommunizieren kann, Antworten in Echtzeit
erwartet und dann im Netz überprüft werden, sich rasend schnell ein „Shitstorm“ aufbauen und man
nicht sicher sein kann, ob der eigene Account gehackt wird, wenn man etwas gesagt haben sollte,
das anderen nicht passt, wirkt sich natürlich auf die Art und Weise aus, in der Politik gemacht wird.35

Der Druck der Straße nimmt zu, Zeit zum Nachdenken und Reagieren wird knapp, Transparenz und
Offenheit gelten als Heilmittel gegen alle Krankheiten des Staates. Politiker, die noch nicht twittern,
sind out, wie schnell in den sozialen Medien reagiert wird, wird von außen penibel registriert und 
triumphierend verkündet36. Das alles kann nicht ohne Auswirkungen auf den Politikbetrieb37 und die
politische Willensbildung38 bleiben. Die Frage ist, ob das in den Programmen der Parteien reflektiert
wird und Antworten darauf präsentiert werden39. Wie verändert die „digitale Revolution“ die Art und
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Weise, in der Politik gemacht wird? Und wie könnte eine „elektronische Demokratie“40 aussehen, die
mit unseren Grundwerten vereinbar ist?

Orientiert man sich an den drei Facetten des Politikbegriffs (polity, politics, policy)41, dann geht es bei
Netzpolitik letztlich um drei klassische Fragen42:

- Wie sehen die Parteien die „Verfassung“ des Internets und was wollen sie daran ändern?

- Was soll sich aus ihrer Sicht im „digitalen Zeitalter“ an den politischen Willensbildungspro-
zessen verändern?

- Welche materiellen Änderungen hinsichtlich der Nutzung des Netzes haben sie vor? Welche
Spielregeln sollen im Internet gelten und wie will man diese durchsetzen?

Zur Verfassung des Internets kann man seine Architektur zählen, die geltenden Standards, die Infra-
struktur und die Grundsätze für den Zugang und den Betrieb. Sie entscheiden darüber, welche Mög-
lichkeiten sich überhaupt eröffnen und welche Barrieren wir vorfinden; sie schafft Rechte, die wir
nutzen können, aber keine Pflichten, das tun zu müssen43. Kaum etwas davon unterliegt der Kontrolle
des deutschen Gesetzgebers, sondern das Internet ist geprägt von nicht-staatlicher Regulierung44.
Dennoch bleibt die Frage, ob die Parteien hier Regelungsbedarf sehen, und wenn ja, wie sie das 
anpacken wollen45.

Praktisch alle Parteien wollen die Medienkompetenz fördern, damit wir uns besser und sicherer im
Netz bewegen, die Risiken einschätzen und uns besser schützen können. Natürlich gehören 
solche Programme, die staatlich finanziert sind, auch irgendwie zur Netzpolitik. Aber es ist keineswegs
gesagt, dass sie alle erreichen, die das nötig hätten, dass diese dabei wirklich etwas für das Leben
lernen und dass solche Maßnahmen tatsächlich das bewirken, was mit ihnen angestrebt wird. Ist ein
„Laptop für alle“ (Schüler), wie ihn manche fordern, nun Netzpolitik, Bildungspolitik oder Sozialpolitik?
Früher hat man Inhalte und Medien danach ausgewählt, ob sie didaktisch geeignet sind, das päda-
gogische Ziel zu erreichen; heute hat man gelegentlich den Eindruck, man müsse die Klassenzimmer
nur technisch aufrüsten und alles werde gut.

Gewiss wird Politik nicht nur mit Recht gemacht, sondern auch mit den Instrumenten Geld, Personal
und Organisation. Das gilt etwa, wenn im Kanzleramt ein eigener Internet-Minister installiert werden
soll, um die Netzpolitik der Bundesregierung zu koordinieren, oder wenn der IT-Planungsrat eine 
Geschäftsstelle bekommt, um seine Arbeit leisten zu können. Aber kein Förderprogramm erreicht
jeden Bürger in Deutschland und wie die Regierung ihre Arbeit personell unterfüttert, organisiert und
koordiniert, dürfte den meisten ziemlich egal sein. Sie sind davon allenfalls mittelbar betroffen, wenn
nämlich desolate Organisation zu rumpligem Regieren und schlechten Ergebnissen führen sollte.
Auch E-Government-Angebote sind keine Netzpolitik, sondern praktische Antworten – und zwar 
hoffentlich gute – auf die Frage, wie adäquates Regieren und Verwalten im digitalen Zeitalter aussieht.
Wie der Staat seine Arbeit organisiert, muss den Bürger nicht interessieren; ihn interessiert nur, was
dabei (für ihn) herauskommt. Sollte ihn das elektronische Angebot nicht überzeugen, dann nutzt er
es eben nicht. Anders sähe es aus, wenn der Staat für seine Bürger eine digitale Infrastruktur aufbaut,
die im Prinzip jeder nutzen kann. Infrastrukturen und Institutionen, die den Zugang regeln, gehören
aber zur „Verfassung“ des Internets, nicht zu den Spielregeln, nach denen wir uns dort verhalten sollen.

An rechtliche Regeln muss sich der Bürger halten, ob ihm das gefällt oder nicht. In diesem Sinne
liegt das Augenmerk bei der Auswertung der Wahlprogramme primär darauf, welche Gesetze aus
der Sicht der Parteien geändert, abgeschafft oder neu geschaffen werden müssen, damit das große
Potenzial des Internets in Deutschland noch besser genutzt werden kann und Gefahren, die im 
Cyberspace lauern, begrenzt werden können. Aus der Liste der Gesetze, die angepackt werden 
sollen, ergibt sich praktisch die „digitale Agenda“ des neuen Deutschen Bundestages (siehe unten).
Das, was links und rechts der Regeln, die für alle gelten sollen, noch gefordert wird, wird eher 
illustrierend hinzugefügt, um ein Gesamtbild zu bekommen.

Für den „Sprung in die Gigabit-Gesellschaft“ ist die Digitalisierung und Vernetzung von fünf zentralen
Infrastrukturen – Energie, Verkehr, Gesundheit, Bildung und öffentliche Verwaltung – sicherlich 
unverzichtbar46. Klar ist auch, dass es für solche „intelligenten Netze“ einer nationalen Kraftanstren-
gung bedarf, die weder die Wirtschaft noch die Politik allein bewältigen könnte. Der Staat muss nicht
nur Rahmenbedingungen vorgeben, sondern eine übergreifende Strategie entwickeln, selbst kräftig
investieren und zudem für die notwendige Akzeptanz sorgen, indem er einen breiten und kritischen
Zukunftsdialog anstößt und führt. Insofern geht es auch nicht nur um Recht und Geld.

1.3. Zur Methodik der Analyse

Programme von Parteien enthalten vieles: Positionen („dafür stehen wir“ bzw. „das lehnen wir ab“),
Forderungen („dafür kämpfen wir“), allgemeine Ziele („soziale Gerechtigkeit47“) und konkrete Maß-
nahmen („das werden wir tun“). Die Wahlprogramme stellen genau solche Mischungen aus Über-
zeugungen, Glaubensbekenntnissen, Behauptungen, Absichtserklärungen und Ankündigungen dar.
Sie beschreiben, möglichst überzeugend und werbewirksam, kurz- und mittelfristige Ziele für die 
kommende Legislaturperiode. Wahlprogramme haben verschiedene Funktionen: Sie sollen die 
eigenen Mitglieder „mitnehmen“ und motivieren, für diese Ziele zu werben; sie sollen Wähler dazu
bewegen, der Partei ihre Stimme zu geben; sie sollen der Fraktion vorgeben, möglichst viel davon in
der Koalition durchzusetzen; sie sollen Leitlinie sein für die Gesetzgebungs- und Regierungsarbeit.
Sie haben also eine Integrationsfunktion, eine Motivationsfunktion, eine Abgrenzungsfunktion, eine
Marketingfunktion, eine Orientierungsfunktion, eine Anleitungsfunktion. Mindestens.

Durch ihre kurz- und mittelfristige Perspektive unterscheiden sie sich von Grundsatzprogrammen,
die viel länger gelten sollen. Darin beschreiben die Parteien ihr Selbstverständnis, das Menschenbild,
von dem sie ausgehen, die Werte, von denen sie sich leiten lassen, und die Welt, die sie gestalten
wollen. Das ändert man nicht alle paar Tage, das schreibt man nicht nach wenigen Jahren schon
wieder neu48.

Wahlprogramme decken alle relevanten Politikfelder ab. Darin unterscheiden sie sich von Fachpro-
grammen, die sich auf Bildungspolitik, auf Wirtschaftspolitik oder auf Sicherheitspolitik konzentrieren.
Mit Aktionsprogrammen reagieren Parteien ganz kurzfristig auf außergewöhnliche Missstände oder
auf gravierende Probleme, die sich plötzlich auftürmen. Parteien erarbeiten Programme nicht, weil
sie sich sonst langweilen würden. Programme haben ihren Sinn und einen Zweck. Das muss aber
nicht bedeuten, dass man alles für bare Münze nehmen muss, was darin steht. Die Wahlprogramme
von fünf Parteien kritisch zu hinterfragen, kann freilich hier – selbst bei einer Konzentration auf Netzpolitik
– nicht geleistet werden. Die Grenzen des Möglichen sollen im Folgenden kurz beschrieben werden.
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Hier soll, erstens, keine kritische Analyse der Wahlprogramme daraufhin vorgenommen werden, ob
alles stimmt und stimmig ist, was da geschrieben steht und behauptet wird, sondern rein deskriptiv
erfasst werden, wie sich die fünf bzw. sechs Parteien – wenn man CDU und CSU getrennt zählen
würde - in der netzpolitischen Debatte positionieren (Kapitel 3). Dies soll jeweils anhand der drei Leit-
fragen nach Governance49 und Infrastruktur, nach geplanten neuen Spielregeln bei der Nutzung des
Netzes und danach erfolgen, welche Reformen sich die Parteien für den politischen Willensbildungs-
prozess vorgenommen haben. Sichtbar werden sollte dabei, wo Parteien ähnlich denken und wo sie
sich politisch unterscheiden (Kapitel 4). Eher implizit deutlich werden sollte dadurch auch, welche
Themen einzelne Parteien „aussparen“, also nicht auf die Agenda setzen (wollen). Die Motive dafür
können unterschiedlich sein, ihnen soll hier aber nicht nachgespürt werden. Das ist eine zweite Limi-
tierung der Analyse.

Die Wahlprogramme sollen Wähler veranlassen, bestimmten Kandidaten und Parteien in den Wahl-
kreisen die Erst- und die Zweitstimme zu geben, damit diese in dessen 18. Wahlperiode in den 
Deutschen Bundestag einziehen können. Die Programme enthalten aber einiges, was der Bundestag
und auch die künftige Bundesregierung gar nicht regeln könnten, weil es in die Kompetenz der Länder
oder der Kommunen50 fällt. So enthält etwa das Programm der FDP Passagen zu Schulen und Hoch-
schulen und zu Polizei und Justiz, die mit Bundespolitik gar nichts zu tun haben („wir wollen die selbst-
verwaltete und eigenverantwortliche Schule“). Es wirkt ohnehin so, als sollte es über den Wahltag
hinaus auch nützlich in jenen Ländern sein, in denen die FDP derzeit nicht im Parlament vertreten
ist. Und wenn CDU und CSU sagen, das Rathaus solle den Menschen näher rücken, so ist das eben-
falls nichts, was der Bund bewirken könnte. Ob bestimmte Themen überhaupt in die Zuständigkeit
des Bundes fallen, soll hier jedoch nicht hinterfragt werden: Dritte Grenze.

Nicht hinterfragt werden sollen hier – viertens – auch die Erfolge, die die Parteien jeweils für sich 
reklamieren. „Wir haben ‚Netzsperren’ aus dem Bundesgesetzblatt gestrichen und den Grundsatz
‚Löschen statt Sperren’ durchgesetzt“, schreibt etwa die FDP, „die Massendatensammlung beim Elek-
tronischen Entgeltnachweis (ELENA) abgeschafft und der anlasslosen Speicherung und Analyse
sämtlicher Telekommunikationsdaten aller Bürger, also der Vorratsdatenspeicherung, eine Absage
erteilt. Mit der Stiftung Datenschutz sind wir einen wichtigen Schritt zu einem modernen Datenschutz
gegangen. Wir haben zur Sicherung der Netzneutralität im Telekommunikationsgesetz vorsorgliche
Maßnahmen bereits ergriffen“.51

Es ist zumindest denkbar, dass der eine oder andere in der schwarz-gelben Koalition der Ansicht
sein könnte, dass die FDP das alles nicht im Alleingang gemacht hat, sondern man diese Entschei-
dungen in Regierung und Parlament gemeinsam getroffen habe. Was die Stiftung Datenschutz zu
leisten vermag, könnten wieder andere durchaus kritisch sehen. Und die „vorsorglichen Maßnahmen“
zur Sicherung der Netzneutralität müsste man sich eigentlich auch genauer anschauen. Solche
Punkte können und sollen hier aber nicht vertieft werden. „Wir haben alle relevanten Ressorts der
deutschen Außenpolitik im Rahmen eines vernetzten Ansatzes stärker koordiniert als es jemals der
Fall war“, stellt sich die FDP selbst ein gutes Zeugnis aus und behauptet außerdem, „die größte 
Reform in der Geschichte der deutschen Entwicklungszusammenarbeit ins Werk gesetzt“ zu haben.
Auch das mögen andere durchaus anders sehen.

Nicht hinterfragt werden können und sollen, fünftens, auch alle Behauptungen über die politische
Konkurrenz. Wenn etwa die FDP schreibt, Sozialdemokraten und Grüne hätten 2003 „den Stabili-

tätspakt zerrissen und damit die heutige Krise ausgelöst“, dann ist kaum zu erwarten, dass diese
sich selbst ebenfalls als Urheber der Krise sehen; sie dürften vielmehr andere Ursachen dafür geltend
machen. Unter Rot-Grün sei Deutschland „das Schlusslicht Europas“ gewesen, behaupten CDU und
CSU, während unser Land heute wieder der europäische Wachstumsmotor sei. Solche Seitenhiebe
auf den politischen Gegner sollen hier grundsätzlich ignoriert werden. Das gilt auch für die Behaup-
tung der Grünen, eigentlich vorhandenen gesellschaftlichen Mehrheiten stehe eine schwarz-gelbe
Koalition gegenüber, „deren Kanzlerin Klientelinteressen schützt, statt sich auf die Seite des Wandels
zu stellen.“

Weder soll hier – sechstens – die zeitliche Perspektive dessen, was in den Programmen angekündigt
wird, kritisch beleuchtet noch – siebtens – danach gefragt werden, ob und wie bestimmte Forderungen
mit Haushaltsmitteln abgesichert sind. Die Analyse ist also weitestgehend deskriptiv: Es wird 
beschrieben, was die Parteien zu bestimmten Themen in ihren Wahlprogrammen sagen. Nicht mehr
und nicht weniger. Dass diese Vorgehensweise dennoch die eine oder andere Erkenntnis bringen
kann, wird sich hoffentlich zeigen.

Wenn in diesem Beitrag aus den Programmen zitiert wird, dann werden die Zitate nicht im Einzelnen
belegt. Das hätte zu hunderten von Fußnoten führen können und den Text unleserlich gemacht. Wer
ein bestimmtes Zitat sucht, wird das in dem jeweiligen Programm schnell finden, selbst wenn sie hier
in abweichender Reihenfolge aufgeführt und angeordnet sein mögen. Benutzt wurden in der Regel
die gedruckten Fassungen, die aber alle auch online zu haben sind. Bei den Piraten war in der 
Geschäftsstelle, die ich kontaktiert habe, telefonisch niemand zu erreichen und auch die Mailbox 
meldete nur, sie sei voll und könne deshalb keine neuen Nachrichten mehr aufnehmen. Auf eine 
Anfrage per E-Mail, doch bitte das Wahlprogramm zu übersenden, kam am 4. August die Antwort,
den Piraten läge das Programm „auf dem Medium ‚Toter Baum’ selbst noch nicht vor“, man könne es
sich aber, wenn man wolle, von der Homepage herunterladen. Das Programm der Piraten konnte
also als einziges nicht in der Druckversion ausgewertet werden.

Es gibt Stimmen, die sagen, es lohne sich überhaupt nicht, Wahlprogramme zu studieren, weil die
Parteien nach der Wahl sowieso etwas ganz anderes machen würden. Diese Einschätzung ist zwar
erwiesenermaßen falsch, sie hält sich aber gleichwohl sehr hartnäckig. Deshalb soll im nächsten 
Kapitel, bevor dann die eigentliche Analyse der Programme beginnt, kurz dargelegt werden, dass 
einerseits sehr viel Sachverstand in die Ausformulierung eingeht – also nicht etwa „das Blaue vom
Himmel herunter“ versprochen wird, sondern meist realistische, auch umsetzbare Vorhaben beschrie-
ben werden – und dass es andererseits gute Gründe gibt, wenn dann nicht alles zu hundert Prozent
realisiert werden kann.52 Dass Wahlprogramme ganz unterschiedliche Funktionen haben und man
sie eher daran messen sollte, ob sie diese Funktionen wirksam erfüllt haben oder nicht, kommt sol-
chen Kritikern sowieso nicht in den Sinn53.
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2. Wahlprogramme = Wahlversprechen = Wahlbetrug?

Ein altes Vorurteil besagt, dass die Parteien vor einer Wahl vieles versprechen, aber danach wenig
davon halten. Die Forschung hat dieses Vorurteil längst widerlegt54. Dennoch hält es sich hartnäckig
in vielen Köpfen55. Dadurch, dass sie sich nicht selten gegenseitig vorwerfen, Wahlversprechen 
gebrochen zu haben, tragen die Partien selbst immer wieder dazu bei, dass das Vorurteil lebendig
bleibt. Die Medien bieten für eine solche Debatte gern eine Echokammer. Dass der Bürger am Ende
das glaubt, was die Parteien behaupten und die Medien berichten, kann dann nicht mehr verwundern.
Dass der Wähler bei allen Themen den Stand der Forschung kennt, darf man sicher auch in der 
„digitalen Demokratie“ nicht erwarten.

Natürlich ist es ärgerlich, wenn Parteien oder gar Regierungen versprechen, die Steuern zu senken,
sie dann aber erhöhen. Dass sie das jedoch mutwillig tun, also schon wissen, dass das Gegenteil
eintreten wird, und den Wähler bewusst hinter die Fichte führen, ist nicht zu erwarten, wäre jedenfalls
politisch sehr riskant. Belügen lässt sich nämlich niemand gern. Wenn allen klar sein muss, dass es
so nicht kommen kann, dann legen nicht nur Opposition und Medien sofort den Finger in die Wunde,
sondern es bleiben auch Zweifel bei den eigenen Mitgliedern, ob man dieses Versprechen wirklich 
offensiv vertreten kann. Und wenn die meisten ohnehin nicht glauben, dass man angesichts von
Staatsverschuldung und Investitionsbedarf, Schuldenbremse und Haftungsrisiken im Euroraum in
absehbarer Zeit die Steuern wirklich senken kann, dann braucht man das eigentlich auch niemandem
zu versprechen. Die Wähler müssen doch wenigstens glauben, was man ihnen verspricht, oder 
zumindest hoffen, dass das vielleicht wider Erwarten doch so kommen könnte. Wer aber nicht glaubt,
was ihm versprochen wird, und die Partei trotzdem wählt, kann hinterher schwerlich behaupten, er
sei betrogen worden. Niemand weiß zum Beispiel, wie das „bedingungslose Grundeinkommen“ für
alle, das die Piraten fordern, erwirtschaftet und finanziert werden könnte. Wer die Partei dennoch
wählt, kann wohl kaum erwarten, diese Forderung hinterher einklagen zu können. Eine Forderung
ist zudem noch kein Versprechen, und auch das Versprechen, sich für etwas einsetzen, für etwas
kämpfen zu wollen, kann nicht garantieren, dass man damit auch Erfolg hat. Wenn jemand betrogen
worden sein sollte, gehören jedenfalls immer zwei dazu: nämlich einer, der betrügt, und einer, der
sich betrügen lässt.

In der Wirtschaft ist es völlig normal, dass Unternehmen ihre Planungen und Prognosen korrigieren,
wenn sich die Zahlen anders entwickeln, als man angenommen hat. Wenn sich die Lage ändert, wird
geradezu erwartet, dass man nicht an Erwartungen festhält, die sich nicht erfüllt haben, sondern 
flexibel, mutig und entschieden auf veränderte Umstände reagiert und umsteuert. Analysten und die
Börse goutieren zwar nicht, wenn Ziele nicht erreicht werden und Prognosen nach unten korrigiert
werden müssen, würden aber noch weniger akzeptieren, wenn gar nichts getan würde. Wenn die
Politik etwas nicht macht, was sie sich ursprünglich vorgenommen hat, dann gilt das jedoch nicht als
notwendige Anpassung an veränderte Realitäten, sondern als Verrat am Wähler oder als „Umfallen“.
Dass auch jede Familie ihre Ausgaben reduzieren muss, wenn der Ernährer arbeitslos wird, wird da
gern verdrängt. Wenn die Politik etwas versprochen hat, dann soll sie das gefälligst halten, auch
wenn sich alles andere in der Welt verändern sollte. Dass Parteien ihre Versprechen manchmal vor-
sichtigerweise unter einen generellen Finanzierungsvorbehalt stellen, wird dabei gerne ignoriert.

Steuern zu erhöhen statt sie zu senken, ist nur ein Punkt. Wenn alle anderen Punkte, die im Wahl-
programm angesprochen werden, hingegen wie angekündigt umgesetzt würden, wäre das unter dem
Motto „Versprochen – gehalten“ immer noch eine hohe Quote. In der Politik genügt aber nicht eine
Zielerreichung von sechzig, siebzig oder achtzig Prozent, sondern von ihr verlangt man grundsätzlich
hundert Prozent. Wenn der eigene Club in der Bundesliga doch nicht, wie angekündigt, unter die ersten
fünf kommt und damit die internationalen Wettbewerbe verfehlt, dann beschließt man gemeinsam, in
der nächsten Saison erneut anzugreifen; wenn die Politik nicht ganz das schaffen sollte, was sie sich
vorgenommen hat, dann hat sie versagt. Das Gerede davon, Parteien würden vor der Wahl viel ver-
sprechen, aber danach wenig davon einlösen, suggeriert, dass sie so gut wie nichts von dem ein-
lösen, was sie vorher angekündigt haben: Praktisch nichts davon umsetzen, aber vorher ganz viel
versprechen. Dass das nicht funktionieren könnte, liegt eigentlich für jeden auf der Hand: Niemand
lässt sich gern für dumm verkaufen. Zutreffend und empirisch belegbar ist, dass Parteien ganz viel
von dem umsetzen, was sie vor der Wahl angekündigt haben, aber nicht immer alles. Gute Gründe
gibt es sowohl dafür, dass sie nicht alles von dem verwirklichen können, was sie sich vorgenommen
haben, als auch dafür, dass sie wenig versprechen, was sie nach der Wahl vielleicht nicht einlösen
können. Klar zu sagen, was man will, und sich ehrgeizige Ziele zu setzen, ist ja nicht grundsätzlich
falsch und in anderen Bereichen der Gesellschaft absolut üblich. Aber nur von der Politik wird verlangt,
dass sie diese Ziele dann auf jeden Fall ohne Abstriche erreicht.

Dass die Parteien – jedenfalls in gefestigten Demokratien – relativ viel von dem umsetzen, was sie
sich vornehmen, wenn sie denn regieren dürfen, ist, wenn man darüber nachdenkt, gar nicht so ver-
wunderlich. Denn in den Kommissionen, die die Wahlprogramme erarbeiten, wirken in der Regel nicht
nur Politiker – Abgeordnete, Bürgermeister, Minister – mit, sondern auch Parteimitglieder, die in 
Ministerien, Behörden, Schulen und Hochschulen arbeiten. Beide Gruppen können ziemlich gut ein-
schätzen, was dort geht und was man dem Wähler besser nicht versprechen sollte. Während der
einzelne Bürger im Detail kaum wissen dürfte, was alles genau in den Programmen steht, wollen die
Mitglieder der Partei, die dieses Programm gemeinsam erarbeitet, beschlossen und dafür geworben
haben, schon, dass möglichst viel davon umgesetzt wird. Sie engagieren sich in den Arbeitskreisen
und Fachgruppen der Partei, die Bausteine zum Programm geliefert haben, wollen ungern für den
Papierkorb arbeiten und achten deshalb darauf, dass ihre Regierung sich daran hält, was gemeinsam
beschlossen worden ist. Nicht nur die Opposition im Parlament, sondern auch Journalisten weisen
gern auf Widersprüche zwischen Programm und Praxis hin, wenn es denn welche geben sollte. Zu
vieles zu versprechen, das später nicht eingelöst wird, wäre also politisch unklug. Das Blaue vom
Himmel herunter versprechen können nur Parteien, die von vornherein keine Chance haben, an die
Regierung zu kommen, aber nicht Parteien, die regieren wollen und auch gute Chancen haben, das
nach der Wahl (wieder) zu dürfen. Statt etwas Falsches zu versprechen, legt man sich lieber nicht
eindeutig fest oder benennt „weiche“ Ziele, die allgemein akzeptiert sind. Das ist nicht nur legitim,
sondern auch vernünftig.

Von Parteien, die allein regieren können, erwartet man, dass sie ihr Programm nahezu vollständig
umsetzen. Das setzt nicht nur Mehrheiten in beiden Kammern des Parlaments voraus, falls es solche
gibt (Bundesrat!), sondern auch, dass die Verfassungsrichter dem Gesetzgeber nicht in die Suppe
spucken. Wenn Parteien Koalitionen bilden müssen, also nur gemeinsam mit anderen regieren können,
darf keiner der Partner erwarten, das eigene Programm ohne Abstriche verwirklichen zu können. Die
Koalitionsvereinbarung zeigt, wo man sich grundsätzlich einig ist oder sich auf Kompromisse ver-
ständigen konnte, in welchen Punkten unterschiedliche Auffassungen bleiben und Themen vertagt
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werden und welche Prioritäten man in den kommenden Jahren gemeinsam setzen will. Je mehr 
Parteien eine Koalition bilden müssen, desto weniger kann jeder einzelne Partner erwarten, sein 
eigenes Programm voll durchzusetzen. Vielleicht liegt es daran, dass manche Bürger nach wie vor
glauben, die Parteien würden immer mehr versprechen, als sie letztlich einlösen. Parteien, die klein
sind, aber für eine Mehrheit unverzichtbar, können für ihre Klientel manchmal mehr herausholen als
größere Parteien, die unbedingt regieren wollen. Damit jeder Partner etwas bekommt, das er seinen
Anhängern vorweisen kann, müssen alle Zugeständnisse machen und manchmal auch „Kröten 
schlucken“. Wenn solche Kröten anders aussehen als jene Tierwelt, die im Wahlprogramm in warmen
Tönen ausgemalt worden ist, führt das leicht wieder zu dem Vorwurf, etwas anderes zu machen, als
angekündigt wurde.

In der Regierungserklärung vor dem Parlament und vor der Öffentlichkeit beschreibt der Regierungs-
chef bzw. die Regierungschefin die Motive, die die Koalition leiten, und die Prioritäten, die sie sich
gesetzt hat. Dies ist das zentrale „Programm“ der Regierung, daran wird sie gemessen und daran
muss sie sich messen lassen. Nicht alles, was die Koalition miteinander vereinbart hat, kann darin
auftauchen. Die Regierungserklärung greift vielmehr bestimmte Punkte aus der Vereinbarung heraus,
die zu der Botschaft passen, die damit ausgesendet werden soll. Sie ist so etwas wie eine verdichtete
Koalitionsvereinbarung. Die Partner, die gemeinsam die Koalition bilden, werden allerdings jeweils
sorgfältig darauf achten, dass die Punkte, die ihnen besonders am Herzen liegen, auch angesprochen
werden. Insofern ist der Regierungschef nicht völlig frei in dem, was er sagt und ankündigt, sondern
muss Rücksicht nehmen auf die Befindlichkeiten innerhalb seiner Regierung. Regierungserklärungen
sind immer vielseitig und vielfältig abgestimmte Dokumente.

Das Programm der Regierung besteht aber nicht nur aus dem, was Parteien wollen und worauf 
Koalitionen sich haben verständigen können. In den Ressorts entstehen lange vor der Wahl umfang-
reiche Vorhabenlisten, was demnächst geregelt werden müsste oder wünschenswert wäre. Diese
Listen gehen in die Koalitionsverhandlungen mit ein; manche Vorhaben schaffen es, wenn sie politisch
relevant genug erscheinen, in die Koalitionsvereinbarung und einige vielleicht sogar in die Regie-
rungserklärung. Aber die Listen sind immer weitaus länger als das, was öffentlich verkündet wird.
Alles aufzuzählen, was die Ressorts planen, wäre schon aus Zeitgründen nicht möglich, würde aber
auch die Botschaft verwässern, die die Regierung aussenden möchte.

Die Arbeitsprogramme der Ministerien sind – im Gegensatz zu Wahlprogrammen, Koalitionsverein-
barungen und Regierungserklärungen – nicht für die Öffentlichkeit bestimmt, sondern interne Arbeits-
hilfen, die helfen sollen, bei der Vielzahl der Vorhaben den Überblick zu behalten. Es ist im Übrigen
das gute Recht des Ministers, die politischen Prioritäten womöglich ganz anders zu setzen, als der
Apparat das gern möchte.

Das Kanzleramt – aber natürlich auch die Fraktionen – achtet darauf, dass das umgesetzt wird, wo-
rauf sich die Koalition verständigt hat. Sonst drohen Störungen des Betriebsfriedens. Die Ressorts
melden bei weitem nicht alles, was auf ihren Listen steht, an die Regierungszentrale, sondern nur
das mit einer gewissen politischen Relevanz. Trotzdem ist die Sammlung dieser Vorhabenblätter weit
umfangreicher als die Liste der Projekte, die man aus der Koalitionsvereinbarung destillieren kann.
Beides zusammen bildet das Gesamtprogramm der Regierung. Die Vorhabenblätter erlauben keine
echte Steuerung der Regierungsarbeit, bieten aber bisweilen eine gewisse Chance, Feuer auszutre-
ten, wenn sie noch glimmen.

Was sich Regierungen vornehmen, kommt also auf zwei Wegen zustande, die sich irgendwo treffen:
Dem politischen Weg über die Parteien und Fraktionen, über Koalition und Regierung, der weitest-
gehend öffentlich ist, und auf dem administrativen Weg der Arbeitsplanung der Ministerien und der
Vorhabenblätter der Regierungszentrale, der nicht öffentlich ist, weil es dort schlicht darum geht, die
Regierungsarbeit intern möglichst reibungslos zu organisieren. Wie die Regierung das macht, muss
den Bürger nicht interessieren. Was ihn betrifft und politische Relevanz hat, muss früher oder später 
ohnehin öffentlich diskutiert werden.

Von den Wahlprogrammen der Parteien bis zum Arbeitsprogramm der Bundesregierung ist es also
ein langer Weg. Dass das, was sich die Regierung vornimmt, nicht einfach die Summe dessen ist,
was die Partner einer Koalition sich jeweils wünschen, sondern Zugeständnisse gemacht, Kompro-
misse eingegangen und Prioritäten gebildet werden müssen, liegt auf der Hand. Wenn einer der Part-
ner zu laut frohlocken würde, man habe sich weitestgehend durchgesetzt und der Regierung seinen
Stempel aufgedrückt, wäre der erste Koalitionskrach gleich programmiert.

Wahlprogramme sind deshalb nicht belanglos. Sie zeigen, wofür die Parteien stehen und was sie wie
in der nächsten Legislaturperiode gestalten wollen. Mit diesen Programmen werben sie um die Wähler,
ihnen die Stimme zu geben. Sie sind gewissermaßen der Ausgangspunkt bzw. das Rohmaterial für
den politischen Prozess, der über das Wahlergebnis hinaus schließlich in der Regierungserklärung
und im Arbeitsprogramm der Bundesregierung mündet. Wenn Wahlprogramme belanglos wären,
dann bräuchte man sie nicht. Nach welchen Kriterien aber wollte der Wähler seine Stimme vergeben,
wenn ihm die Parteien gar nicht sagen würden, was sie vorhaben?

Was erwartet uns in der 18. Legislaturperiode des Deutschen Bundestages, also in den Jahren bis
2017? Um diese Frage – allerdings nur bezogen auf das Internet und die Netzpolitik – wenigstens
annähernd beantworten zu können, sollen im Folgenden die Wahlprogramme der Parteien verglei-
chend ausgewertet werden. Dabei gelten die Grenzen, die oben genannt wurden.

Das IT-Sicherheitsgesetz, das vor der Wahl nicht mehr zustande kam, taucht explizit nur im Wahl-
programm von CDU/CSU auf und implizit bei der SPD. Das Gesetz zur elektronischen Strafakte, für
das schon ein ausformulierter Entwurf vorlag, wird nicht einmal im Programm der FDP erwähnt, 
obwohl es im Bundesministerium der Justiz erarbeitet wird.

Was die Ressorts an Netzpolitik planen, ist nicht bekannt. Wie die Wahl ausgehen, welche Koalition da-
raus hervorgehen und was die Bundeskanzlerin bzw. der Bundeskanzler in der Regierungserklärung
sagen wird, war alles zu dem Zeitpunkt, zu dem diese Analyse abgeschlossen wurde, noch völlig offen.
Auch das schränkt die Reichweite und Aussagekraft der Analyse ein, entwertet sie aber keineswegs.

Für die „digitale Agenda“ in Deutschland in den kommenden vier Jahren sind Parteien, die zwar im
Parlament sitzen, bei denen aber von vornherein feststeht, dass sie nicht (mit-)regieren werden, 
weniger relevant. Denn sie werden diese Agenda nicht prägen. Dass ihre Vorschläge, mögen sie
auch noch so gut sein, durchweg abgelehnt werden, ist das Schicksal der Opposition. Wenn 
bestimmte Punkte, die die Opposition fordert, die Mehrheit überzeugen sollten, dann bringt sie diese
lieber unter eigenem Namen und mit einem etwas anderen Label ein, als für einen Antrag der Oppo-
sition zu stimmen. Die könnte den Erfolg nämlich sonst für sich reklamieren. Hier gilt die Regel: Keinen
Punkt für den politischen Gegner!
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3. Netzpolitik in den Wahlprogrammen

Für keine Partei ist Netzpolitik das wichtigste Thema, mit dem sie in den Wahlkampf zieht. Das gilt
selbst für die Piraten, die sich als die „Partei für digitale Mitbestimmung“ ansehen. Ein „bedingungs-
loses Grundeinkommen“ scheint manchen Mitgliedern wichtiger zu sein als Fragen zur 
Gegenwart und Zukunft des Internets; einen gesetzlichen Mindestlohn sehen sie nur als „Brücken-
technologie“ auf dem Weg dorthin. Das Motto, das die Piraten ihrem Programm vorangestellt haben,
lautet ohnehin: „Wir stellen das mal infrage“. Ihrem Programm merkt man an etlichen Stellen an, dass
sie auf vielen Feldern der Politik fachlich noch nicht wirklich kompetent sind.

Dass Netzpolitik nicht im Zentrum des Wahlkampfes steht, lassen die Programme schon auf den 
ersten Blick erkennen. Bei CDU und CSU hat es der Anspruch, in Europa das digitale Wachstumsland
Nr. 1 zu werden, immerhin unter die zehn wichtigsten Projekte geschafft, die von den beiden Vorsit-
zenden in der Präambel dem Programm vorangestellt werden. Der entsprechende Abschnitt ist aber
im Programm selbst nur einer von acht Punkten unter der Überschrift „Deutschlands Chancen 
nutzen“. Andere Punkte, die auch zum Thema gehören, muss man an anderen Stellen und hinter
Überschriften suchen, unter denen sie nicht auf Anhieb zu vermuten sind.

Bei der FDP ist „Grundrechte in der digitalen Welt“ nur einer von vielen Unterpunkten und der einzige,
der im Inhaltsverzeichnis des Wahlprogramms direkt auf das Thema hinweist. Bei der SPD ist 
„Kultur-, Medien- und Netzpolitik“ einer von sechs Unterpunkten, die eine moderne Gesellschaft kenn-
zeichnen sollen. Bei den Grünen finden sich die Themen, die hier besonders interessieren, vor allem
in drei verschiedenen Kapiteln: „Freies Netz und unabhängige Medien für alle“, „BürgerInnenrechte
stärken“ und „Demokratie erneuern“. Auch bei den Piraten stehen die wichtigsten Punkte in drei 
eigenen Kapiteln: „Internet, Netzpolitik und Artverwandtes“, „Freiheit und Grundrechte“ (aber auch in
„Innen- und Rechtspolitik“) und in „Demokratie wagen“.

Wie schon die Inhaltsverzeichnisse und Kapitelüberschriften erkennen lassen, dominiert Netzpolitik
schon quantitativ nicht die Wahlprogramme. Bei keiner Partei machen die einschlägigen Passagen,
selbst wenn man sie suchen muss, mehr als allenfalls zehn Prozent des Gesamtprogramms aus;
selbst bei den Piraten nicht, was vielleicht noch am meisten überrascht. Positiv zu vermerken ist,
dass Netzpolitik inzwischen in alle Wahlprogramme eingezogen ist, also alle Parteien sich verpflichtet
fühlen, auch zu diesen Themen etwas zu sagen. Das war früher noch nicht so.

Dass die Parteien Netzpolitik nicht in den Mittelpunkt ihres Wahlkampfes stellen, kann man ihnen
nicht vorwerfen. Alle, die sich damit beschäftigen, wie das Internet unser Leben, Arbeiten und Wirt-
schaften verändert, sind sich zwar einig, dass dieses neue Politikfeld ganz vorn auf die politische
Agenda gehört; Umfragen zeigen aber auch, dass den Bürgern andere Themen weitaus wichtiger
sind: Arbeitsplätze, Bildungsfragen, Haftungsrisiken im Euroraum.

Auf die Fragen, die mit diesen Themen verbunden sind, müssen die Parteien Antworten geben, wenn
sie Wahlen gewinnen wollen. Netzpolitik ist etwas für Netzpolitiker und für die Netzgemeinde, darunter
nicht nur Feinschmecker, sondern auch viele, die derbe Kost bevorzugen, so wie auch Verwaltungs-
reform und E-Government Themen für Spezialisten sind. Aber auch kleinere Gruppen können die

Entstehungsprozess des Arbeitsprogramms der Bundesregierung

Wer nicht mitregiert, kann auch nicht die Netzpolitik mitbestimmen, die die Regierung betreibt. Allen-
falls geschieht das indirekt, wenn die Mehrheit erkennen sollte, dass ein bestimmtes Thema, das die
Opposition vorantreibt, größeren Widerhall in der Wählerschaft erfährt. Dann könnte es klug sein,
dieses Thema selbst aufzugreifen und eine eigene Initiative zu starten. Aber niemals würde man 
zugeben, von der Opposition dazu gedrängt worden zu sein. So ist das politische Geschäft.

Warum DIE LINKE und ihr Wahlprogramm in der Analyse ausgespart bleiben56, wurde oben erläutert:
Einen relevanten Einfluss auf die Netzpolitik in Deutschland wird diese Partei in absehbarer Zeit nicht
bekommen.
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entscheidenden Prozente bringen, die für den Wahlsieg noch erforderlich sind. Insofern wäre es
falsch, an die Netzgemeinde, aber auch an Kreative, Künstler und Urheber keine Signale auszusen-
den und deren Themen nicht aufzugreifen. Oder anders gesagt: Netzpolitik ist noch nicht im Main-
stream der Parteien angekommen, heute aber ein selbstverständlicher Bestandteil aller
Wahlprogramme. Wo und wie sie dort behandelt wird, soll jetzt für die erwähnten fünf Parteien 
genauer vorgestellt werden. Ihre Positionen werden dabei in alphabetischer Reihenfolge nachge-
zeichnet, beginnend mit BÜNDNIS 90/Die Grünen über CDU/CSU und FDP bis hin zur SPD.

Die Piraten, die aller Voraussicht nach dem nächsten Deutschen Bundestag nicht angehören werden,
sollen abschließend als Kontrastfolie zu den etablierten Parteien dienen. Sie sind zwar keine reine
Netzpartei – auch dort gibt es Menschen, die nicht souverän mit dem Rechner umgehen und im 
Internet surfen können –, sondern eine Mischung aus Netzpartei, Generationen- und Protestpartei57,
aber bei ihnen wird doch eine besondere Kompetenz vermutet, wenn es um diese Themen geht58.

Die Wahlprogramme der Parteien sind unterschiedlich stark. CDU und CSU begnügen sich zusam-
men mit knapp achtzig Seiten (im DIN A4-Format), die FDP braucht schon 95 Seiten, um das zu
sagen, was sie vorhat, und die SPD knapp 120 Seiten (im DIN A5-Format). Das Programm der 
Piraten umfasst 166 Seiten, das der Grünen (mit Register) 327 Seiten. Vom Umfang her könnte man
mit solchen Texten fast schon promovieren oder gar habilitieren. Dass Wähler diese dicken Pakete,
die sich bei den Grünen einem Buch annähern, wirklich lesen, ist nicht zu erwarten. Aber vielleicht
schlagen manche die Punkte nach, die sie besonders interessieren. Wem primär am Herzen liegt,
die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen, der guckt vielleicht nur nach, was die Parteien dazu zu sagen
haben; wer befürchtet, künftig noch stärker besteuert zu werden, liest eventuell nur diese Passagen.
Ob die Aussagen der Parteien zur Netzpolitik, die nun dargestellt werden sollen, qualitativ überzeugen
können, muss jeder für sich selbst beurteilen.

Fast alle Parteien geben inzwischen ihre wichtigsten Forderungen auch in „leichter Sprache“ heraus,
also aufbereitet für Menschen mit geistiger Behinderung59.

Alle Parteien weisen darauf hin, dass man die Bürger intensiv beteiligt und das Programm im Dialog
mit ihnen erarbeitet hat. Bei der FDP konnten Interessierte den Entwurf zumindest im internen Netz-
werk „meine freiheit“ ausgiebig online diskutieren. Beschlossen wurden die Programme, so wie es
sich gehört, letztlich auf Parteitagen, von den Delegierten der Mitglieder. Nur bei CDU und CSU haben
nicht Parteitage, sondern die beiden Parteivorstände das Wahlprogramm beschlossen.

3.1. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Das Wahlprogramm dieser Partei steht unter dem Motto: „Zeit für den Grünen Wandel: Teilhaben.
Einmischen. Zukunft schaffen.“ Es wurde beschlossen vom Bundesparteitag, der vom 26. bis 
28. April 2013 in Berlin stattfand, und umfasst (einschließlich Stichwortregister) nicht weniger als 
327 Seiten im DIN A5-Format.

Da das kaum jemand alles lesen dürfte, gibt es außerdem ein „Kompakt-Programm“ unter dem Titel
„Für den Grünen Wandel“ von 28 Seiten, die im Gegensatz zum streng gesetzten Gesamtprogramm
graphisch aufgelockert sind. Darin stehen neun Prioritäten, die per Mitgliederentscheid aus 58 Schlüs-

selprojekten des Wahlprogramms ausgewählt worden sind. Mit diesem Verfahren habe man eine
neue Form der Beteiligung möglich gemacht. Für diese neun Vorhaben streite man mit oberster Prio-
rität im Wahlkampf und bei einer Beteiligung an der Regierung wolle man diese als erstes anpacken60.

Unter diesen neun Punkten ist keiner, den man zur Netzpolitik zählen könnte. In den Erläuterungen
sprechen sich die GRÜNEN aber für „eine Politik des Zuhörens und Mitentscheidens“ aus, „in der
Einmischung gewünscht ist und die Politik die Gründe ihres Handelns offenlegt und zur Diskussion
stellt.“ Man wolle die Bürgerbeteiligung stärken und „mehr Beteiligung in den Planungsverfahren und
bessere Möglichkeiten für Bürgerbegehren und Volksentscheide“ schaffen. Das Wahlalter wolle man
auf 16 Jahre senken.

Man wolle, heißt es da auch, „eine offene Gesellschaft, in der Menschen nicht Angst haben müssen,
überwacht zu werden – sei es durch den Staat oder immer häufiger durch Unternehmen.“ Und: „Wir
wollen Volksentscheide auch auf Bundesebene und mehr Mitbestimmung bei der Planung von Groß-
projekten sowie den Ausbau des Informationsfreiheitsgesetzes, damit die Bürgerinnen und Bürger
ihren Staat durchschauen können und nicht umgekehrt.“ Die Privatsphäre wolle man „vor allem im
Internet“ stärken. „Wir schlagen ein modernes und faires Urheberrecht vor und wollen die Abmahn-
geschäfte der großen Anwaltskanzleien beenden.“ Man wolle auch „die europäische Bürgerinitiative
zu europäischen Volksentscheiden ausbauen“ und in einem öffentlichen Konvent über Europas 
Zukunft diskutieren. Der Export von Waffen sowie Software zur Überwachung von Kommunikation
und Internet an Diktaturen müsse ganz gestoppt werden.

Das Gesamtprogramm besteht aus neunzehn Teilen, von denen jene mit den Überschriften „Freies
Netz und unabhängige Medien für alle“, „Demokratie erneuern“ und „BürgerInnenrechte stärken“ für
unsere Frage besonders bedeutsam sind. Facetten von Netzpolitik finden sich aber auch unter 
anderen Überschriften.

3.1.1. Global Governance, Wettbewerb, Standards, Infrastruktur, Netzneutralität

„Netzpolitik ist ein zentrales Zukunftsthema und kann verantwortungsvoll nur als Querschnittsaufgabe
bearbeitet werden“, heißt es im Wahlprogramm von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Um eine Wende
zur bisherigen Politik einzuleiten, wolle man „eine bessere Koordinierung innerhalb der Bundes-
regierung“ herstellen. Ziel müsse es sein, „eine globale Internet-Governance-Struktur einzuführen,
die möglichst alle Interessen und Akteure berücksichtigt.“

Es sei notwendig, die Freiheit im Netz politisch zu sichern. Sie sei durch Monopole und Oligopole bei
zentralen Diensten wie Suchmaschinen oder sozialen Netzwerken bedroht, aber auch durch staat-
liche „Überwachungsphantasien wie etwa die Vorratsdatenspeicherung“. Man wolle kein Zwei-
Klassen-Internet und daher „den Grundsatz der Netzneutralität gesetzlich verankern.“ Die Grünen
sehen eine zunehmende Verschmelzung von Infrastruktur- und Inhalte-Anbietern, die die Netzneu-
tralität gefährde, den Wettbewerb einschränke und Nutzungsfreiheiten senke. Man setze sich dafür
ein, dass Bundesnetzagentur und Bundeskartellamt im Rahmen ihrer Kompetenzen Missbräuchen
nachgehen.

Staatliche Eingriffe in die Internet-Freiheit lehne man ab, der Export von Know-how, Technik und Soft-
ware zur Zensur und Überwachung des Netzes in solche Länder müsse ein Ende haben. Hier wolle
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man eine effektive Ausfuhrkontrolle sicherstellen. „Freier und offener Netzzugang ist zum Menschen-
recht geworden. Es braucht weltweit transparente Übereinkünfte über Regeln, die das Internet 
dauerhaft frei und offen halten. Zivilgesellschaft, Politik und Wirtschaft gehören dabei an einen Tisch,
um zu einem globalen Kodex zur Sicherung der Freiheits- und Bürgerrechte im Internet zu kommen.“

Der Zugang zum Internet ist für die Grünen „Teil der Daseinsvorsorge“. Deshalb wolle man den „Breit-
band-Internet-Zugang über einen verpflichtenden Universaldienst – wie bei der Postzustellung –“ 
sicherstellen. „Wie die Postzustellung bis in die abgelegenen Regionen unseres Landes geregelt ist,
wollen wir auch den Zugang zu einem Breitbandanschluss für alle Menschen über einen Universal-
dienst sicherstellen.“ Darüber müssten überall mindestens 6 Mbit/s verfügbar sein, bis Ende der 
Legislaturperiode flächendeckend Anschlüsse im zweistelligen Mbit/s-Bereich. Ziel bleibe der Aufbau
eines flächendeckenden Glasfasernetzes.

Öffentliche und private Vorhaben, die den Ausbau von kostenfrei nutzbaren und öffentlich zugäng-
lichen WLAN-Netzen zum Ziel hätten, wolle man aktiv unterstützen. Für die sogenannte Störerhaftung
suche man pragmatische Lösungen. Außerdem wolle man eine möglichst weitgehende Barriere-
freiheit im Internet erreichen.

Im öffentlichen Bereich müsse freie und offene Software Vorrang genießen, soweit dies vergabe-
rechtlich möglich sei. Entwicklungen von und für Behörden müssten stets mit Quellcode unter einer
freien Lizenz veröffentlicht werden. Zentral für eine solche Strategie sei die Verwendung offener 
Standards und Schnittstellen.

In Wissenschaft und Forschung setzen sich die Grünen für ein gesetzliches Recht auf die Veröffent-
lichung von mit öffentlichen Mitteln geschaffenen Werken (Open Access) und für freie Forschungs-
daten (Open Data) ein. Im Rahmen der öffentlichen Forschungsförderung solle die verbindliche
Veröffentlichung und der freie Zugang zur verpflichtenden Bedingung gemacht werden. Zudem wolle
man ein unabdingbares Zweitverwertungsrecht schaffen.

Zugleich wolle man eine umfassende Wissenschaftsschranke einführen: „Die Nutzung publizierter
Werke jedweder medialer Art sollte für den nicht gewerblichen, wissenschaftlichen Gebrauch grund-
sätzlich genehmigungsfrei und ohne Einschränkungen erlaubt sein.“

Die Depublikationspflicht bei ARD und ZDF wollen die Grünen beenden. Die Inhalte sollten stattdes-
sen künftig frei zugänglich und durch freie Lizenzen nutzbar sein, bei angemessener Vergütung der
Urheber.

Bei Produktion, Vertrieb, Nutzung und Entsorgung der technischen Geräte setze man sich für klare
rechtliche Vorgaben ein, die Menschenrechtsstandards ebenso wie Energie- und Rohstoffeffizienz
verbindlich machen würden, und dafür, die Wiederverwendung von wertvollen Rohstoffen so weit wie
möglich zu steigern. Green IT wolle man fördern.

Deutschland brauche eine Strategie zur Förderung und Entwicklung nachhaltiger ITK-Konzepte. Für
die Strommenge der rund 52.000 Rechenzentren hierzulande seien ca. vier mittelgroße Kohlekraft-
werke notwendig. Um deren Effizienz zu steigern, setze man sich für eine Initiative „Klimaneutrale
Rechenzentren für Deutschland“ ein.

Was immer man im Einzelnen davon halten mag: Keine andere Partei lässt erkennen, dass sie sich
ähnlich viele Gedanken zur „Verfassung“ des Internets gemacht hat – auch die Piraten nicht.

3.1.2. Bürgerrechte, Daten- und Verbraucherschutz, Urheberrecht, Hackerprivileg

Die Grünen wollen die Bürgerrechte stärken „und dem neu geschaffenen Grundrecht auf Gewähr-
leistung der Vertraulichkeit und Integrität informationstechnischer Systeme gesetzlich Geltung ver-
schaffen. Das Fernmeldegeheimnis des Artikels 10 GG wollen wir zu einem umfassenden
Kommunikations- und Mediennutzungsgeheimnis weiterentwickeln“, das die digitale Welt umfasse.
„Gruselstücke“ wie die Vorratsdatenspeicherung oder die heimliche Online-Durchsuchung von 
Computern haben nach Ansicht der Grünen in einer freien, rechtsstaatlichen Gesellschaft keinen
Platz. Eine Ausweitung der Bestandsdatenauskunft lehne man ab.

Ohne Datenschutz gebe es kein freies Internet. Privatsphäre sei auch im Internet kein Relikt alter
Tage. Im Gegenteil: Der effektive Schutz und die gesetzliche Absicherung pseudonymer und anonymer
Kommunikation erfülle eine Schlüsselrolle für die Privatheit im Internet-Zeitalter.

Während die Werbewirtschaft vom „gläsernen Kunden“ träume, setze man sich gegen die exzessive
Sammlung von Daten zur Erstellung von Kundenprofilen für transparente und faire Regeln ein. Die
ausdrückliche Einwilligung zur Speicherung und Verarbeitung von Daten wolle man zum Grundprinzip
machen. Die Grünen fordern ein Verbot von computerbezogenem Tracking durch Cookies, das von
den Bürgerinnen und Bürgern nicht bemerkt werde. Ebenso grundlegend sei der präventiv wirkende,
gesetzlich verpflichtende Datenschutz durch Technik (Privacy by Design und Privacy by Default)
sowie der Schutz vor ungewollter Profilbildung und automatisierter Bewertung (Scoring) von Daten.
Das gelte gegenüber dem Staat wie gegenüber Unternehmen und anderen privaten Stellen.

Auch online werde gemobbt, abgezockt und betrogen. Freiheit in einer digitalisierten Welt bedeute
sowohl Schutz des Individuums als auch Durchsetzung seiner Rechte. Vom Aufbau von Sperr- und
Zensur-Infrastrukturen halte man nichts. Stattdessen müssten verbotene Inhalte gelöscht und Straf-
taten wie die Darstellung sexuellen Missbrauchs von Kindern oder rassistische Gewaltaufrufe kon-
sequent verfolgt werden. Zur besseren Rechtsdurchsetzung brauche man Ermittlungsbehörden, die
fit für das digitale Zeitalter gemacht werden, und grenzüberschreitende Kooperationen. „Werbeschal-
tungen auf Internet-Seiten mit verbotenem Inhalt wollen wir bekämpfen, Gewinnerzielung durch
Rechtsverletzungen wollen wir stoppen.“

Das Recht auf digitale Privatkopie, das technisch nicht eingeschränkt werden dürfe, wolle man 
stärken. Die kreative Bearbeitung geschützter Werke wolle man durch eine zusätzliche urheberrecht-
liche Schranke für nichtkommerzielle Formen der transformatorischen Nutzung gesetzlich absichern.
Für kommerzielle Interessenten am Erwerb von Rechten an Werken für Bearbeitung, Interpretation,
Remix und Mashup wolle man eine zentrale Anlaufstelle schaffen und so die verworrene Rechte-
klärung vereinfachen. Freie Lizenzen wolle man attraktiver machen und diese in die öffentliche 
Förderung mit einbauen.

Im Interesse der Opfer von Mobbing müssten gerade soziale Netzwerke der gesetzlichen Verpflich-
tung, Inhalte unverzüglich nach Kenntnisnahme zu löschen (Notice and take down), effektiv nach-
kommen.
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Die Rechte der Verbraucher gegenüber den Providern und Anbietern im Internet wollen die Grünen
auf vielfältige Weise stärken, unter anderem durch das Instrument der Gruppenklage. Ein Verbands-
klagerecht für die Verbraucherverbände wolle man prüfen. „Wer online kauft, darf nicht schlechter
gestellt werden als offline. Wir entwickeln deshalb ein eigenständiges Leitbild für den Verbraucher-
schutz in der digitalen Gesellschaft und stärken im Bereich der immateriellen Güter die Verbraucher-
rechte, indem wir deren Wiederveräußerbarkeit rechtlich absichern. Bei Internet-Geschäften wollen
wir Wildwest-Methoden abstellen und die Verbraucherdaten besser schützen. Unter anderem sollen
Verbraucherorganisationen die Möglichkeit erhalten, die Einhaltung von Sicherheit und Schutz per-
sönlicher Daten im Internet-Handel gerichtlich durchzusetzen.“

Man strebe einen neuen Konsens über einen fairen Ausgleich zwischen allen Beteiligten im Urhe-
berrecht an. Dem Ruf nach Warnhinweismodellen, einem Ende der Anonymität, der Sperrung von
Internet-Seiten oder Internet-Anschlüssen, der Filterung von Inhalten, dem ausufernden Abmahn-
Unwesen und einer verpflichtenden Speicherung von Telekommunikationsdaten erteile man weiterhin
eine klare Absage. Man setze auf das Prinzip „vergüten statt verfolgen“.

Die Grünen wollen den Streitwert deutlich senken, den fliegenden Gerichtsstand beenden, Abmah-
nungen nur für Handlungen im geschäftlichen Verkehr zulassen, eine Kostenerstattung für zu Unrecht
Abgemahnte einführen. Auch den Drittauskunftsanspruch gegenüber Privaten wolle man auf den 
geschäftlichen Verkehr beschränken.

Die Position der Urheber wollen die Grünen durch eine Reform des Urhebervertragsrechts und der
Verwertungsgesellschaften verbessern. Mitglieder von solchen Gesellschaften müssten mehr 
Mitsprache bekommen und alternative Lizenzmodelle wie „Creative Commons“ nutzen oder andere
Geschäftsmodelle entwickeln können.

Würden diese neuen Geschäftsmodelle im digitalen Kulturmarkt scheitern, werde das ein gesetz-
geberisches Eingreifen erfordern, das einerseits eine angemessene Vergütung sichere und anderer-
seits dem Drang nach noch mehr Repression entgegen trete. Deshalb diskutiere man intensiv die
Einführung einer Pauschalabgabe auf Breitbandanschlüsse und plädiere für eine neue Schranke für
privaten Upload auf europäischer Ebene. Dort solle man auch eine „One-Click-Lizenzierung“ zur 
kommerziellen Nutzung von geschützten Werken erwerben können.

Technische Mittel könnten immer nur Ergänzung, nicht aber Alternative zur Förderung von Medien-
kompetenz sein, verpflichtende Filter lehne man zudem ab. Die Forschung über konkrete Gefähr-
dungen für Kinder und Jugendliche im Netz wolle man intensivieren. Medienkompetenz solle
bundesweit als eigener Gegenstand in der Ausbildung für pädagogische Berufe etabliert werden.

Mehr zeitliche und räumliche Flexibilität, die durch mobiles Arbeiten möglich werde, sei nicht immer
gleichbedeutend mit mehr Freiheit. Man bestehe darauf, dass auch unter sich ändernden Arbeits-
bedingungen die Einhaltung von Sozialstandards, faire Entlohnung und die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf gewahrt bleiben müssten.

Private wollen die Grünen stärker in die Pflicht nehmen, den Beschäftigten-Datenschutz ausbauen
und die Durchsetzung des Datenschutzes bei grenzüberschreitenden Datentransfers verbessern.

Die Erkennung und Behebung von Sicherheitslücken in Netzwerken und in Software muss nach Auf-
fassung der Grünen Vorrang haben vor der Unversehrtheit oder dem urheberrechtlichen Schutz von
informationstechnischen Systemen. Die rechtliche Grauzone, in der viele deutsche IT-Sicherheits-
experten (sprich: Hacker) in universitären, öffentlichen, privatwirtschaftlichen und ehrenamtlichen 
IT-Sicherheitsforschungsprojekten agieren müssten, wolle man beseitigen.

3.1.3. Online-Konsultationen und -Petitionen, direkte Demokratie

Die Grünen wollen „mehr Transparenz und Teilhabe in der digitalen Gesellschaft“ und eine bessere
Koordinierung der Netzpolitik innerhalb der Bundesregierung. „Unsere Demokratie wird digital leben-
diger.“ Dies wolle man nutzen, um mehr Transparenz und Beteiligungsformen zu schaffen, „sei es in
der Politik, in der Wirtschaft oder der Verwaltung“. Unsere Zukunft sei digital. Man wolle einen neuen
Regierungsstil praktizieren, eine Politik des Gehörtwerdens und des Hörbarmachens.

Mit dem Internet seien neue, digitale Öffentlichkeiten entstanden. Diese Blogs und Wikis seien „eine
Frischzellenkur für unsere Demokratie“, meinen die Grünen. Entsprechenden Aktivitäten wolle man
mit einer zeitgemäßen und übersichtlichen Regelung zur Impressumspflicht entgegenkommen und
formale Hürden abbauen, wie den Zwang der Angabe einer ladungsfähigen Anschrift.

Zur Demokratie gehörten Demonstrationen und Protest, mitunter auch ziviler Ungehorsam. Man
wende sich dagegen, dies durch unverhältnismäßige polizeiliche Überwachungsmaßnahmen wie
pauschales und anlassloses Filmen, überrobustes Auftreten oder Kriminalisierung einzuschüchtern.

Konsultationen zu Positionspapieren, Anträgen und Gesetzentwürfen, mindestens per Internet, wolle
man auch für Vorhaben der Bundesregierung vorsehen und auch in geeigneter Weise mit Möglich-
keiten der Online-Partizipation ausgestalten. Das Instrument der „öffentlichen Petition“ solle zu einer
Form der Bürgergesetzgebung weiterentwickelt werden. Offenes Regieren und Verwalten müsse
Standard werden. Man wolle die Informationsfreiheit verfassungsrechtlich stärken, ausweiten und
Open-Data-Strategien durchsetzen.

Den Zugang zu öffentlichen Daten sehen die Grünen als ein Grundrecht an, das sie ausdrücklich im
Grundgesetz verankern möchten. Das Informationsfreiheitsgesetz des Bundes wollen sie zu einem
umfassenden Transparenzgesetz ausbauen. Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse und das Urheber-
recht dürften nicht länger ein Instrument zur Verhinderung von Transparenz sein. Verträge der öffent-
lichen Hand gehörten ins Netz und nicht in den Panzerschrank. Staatliche Stellen sollten – proaktiv
– ihre Informationen, z.B. Dokumente, Analysen, Gutachten, Erhebungen oder Statistiken, von sich
aus als offene Daten frei verfügbar machen (Open Data). Dafür wolle man ein besseres Internet-
Portal als das bisherige, in dem Daten aus Bund, Ländern und Kommunen veröffentlicht werden. Die
Open-Data-Verpflichtungen der Behörden wollen die Grünen in einem Informationsfreiheitsgesetz
2.0 verankern.

Auch der Deutsche Bundestag müsse sein Open-Data-Angebot deutlich verbessern. Außerdem 
fordern die Grünen ein verpflichtendes Lobbyregister und ein bundesweites Korruptionsregister.
Whistleblower sollen gesetzlich wirksam geschützt werden.

Für alle staatlichen Veröffentlichungen, auch die von Parlamenten, fordern die Grünen die Verwen-
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• Verankerung des Grundrechts auf Gewährleistung der Vertraulichkeit und Integrität informa-
tionstechnischer Systeme;

• die Weiterentwicklung des Fernmeldegeheimnisses zu einem umfassenden Kommunikations-
und Mediennutzungsgeheimnis;

• ein neues Urheberrecht im Dialog mit allen Beteiligten;
• neue Urheberrechtsschranken, Absicherung der digitalen Privatkopie und Beendigung des 

Abmahnwesens;
• Stärkung der Urheber im Urhebervertragsrecht und in den Verwertungsgesellschaften;
• Verankerung von Open Access und Open Data für alle staatlichen Stellen, auch für staatlich

geförderte Forschungsprojekte;
• Verpflichtung auf den Einsatz offener Software und die Veröffentlichung des Quellcodes unter

freier Lizenz;
• Verhinderung der Vorratsdatenspeicherung;
• Schutz von Hackern, die ungefragt IT-Sicherheitslücken austesten;
• das Schließen von Lücken im Verbraucherinformationsgesetz und dessen Ausweitung auf 

weitere Produkte und Dienstleistungen;
• eine Änderung des Kartellrechts, um verhängte Geldbußen zur Finanzierung der Verbraucher-

arbeit heranziehen zu können, und die Prüfung eines Verbandsklagerechts für die Verbrau-
cherverbände;

• die Ermöglichung von Gruppenklagen von Verbrauchern;
• eine rechtliche Absicherung, dass auch regulär erworbene immaterielle Güter von Privaten

wieder verkauft werden können, wenn sie nicht mehr benötigt werden;
• die verbindliche Vorgabe, dass Telefonwarteschleifen ausnahmslos von der ersten Minute an

kostenlos sein müssen;
• die Abschaffung von Impressumspflicht und Ladungsadresse bei Veröffentlichungen im Internet;
• ein Informationsfreiheitsgesetz 2.0;
• ein zusätzliches Transparenzgesetz;
• die Absenkung des Wahlalters bei Bundestagswahlen auf sechzehn Jahre;
• die Öffnung des kommunalen Wahlrechts für Menschen, die keinen deutschen Pass haben

oder EU-Bürger sind;
• eine gesetzliche Frauenquote für kommunale Vertretungen und alle Parlamente;
• neue Beteiligungsmöglichkeiten auf kommunaler, nationaler und europäischer Ebene (Frage:

Länder?);
• Volksinitiativen, Volksbegehren und Volksentscheide auch im Bund;
• gesamteuropäische Volksentscheide;
• die rechtliche Grundlage für ein bundesweites Korruptionsregister;
• ein wirksamer Schutz für sogenannte Whistleblower;
• ein verpflichtendes Lobbyregister beim Deutschen Bundestag.

3.2. Christlich-demokratische/Christlich-soziale Union (CDU/CSU)

Bei CDU und CSU heißt das Wahlprogramm nicht Wahlprogramm, sondern „Regierungsprogramm
2013 - 2017“. Es wurde am 23. Juni 2013 in Berlin von den Parteivorständen, nicht von Parteitagen,
beschlossen und steht unter dem Motto „Gemeinsam erfolgreich für Deutschland“. Tausende hätten
im Vorfeld Ideen und Vorschläge eingebracht und gemeinsam mit den beiden Parteien darüber 

24

dung von freien Datenformaten und die entsprechende Auswahl von Nutzungslizenzen zur privaten
wie zur kommerziellen Nutzung. Beschlüsse des Bundessicherheitsrates gehörten beispielsweise
umgehend begründet und veröffentlicht. Der Zugang zu allen Daten des Staates berge auch für 
Bildung und Wissenschaft enormes Innovationspotenzial.

Alle vier Jahre die Wahl zu haben, reicht nicht, sagen die Grünen. Man wolle auch im Bund direkte
Demokratie ermöglichen und lasse nicht locker, bis auch dort eine dreistufige Volksgesetzgebung mit
Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheid Wirklichkeit werde. Dabei müsse Klarheit 
herrschen, wer solche Kampagnen finanziere, und die Spendenhöhe begrenzt werden. Auf EU-Ebene
wolle man zu gesamteuropäischen Volksentscheiden kommen.

Bei der Beteiligung von Bürgern an größeren Vorhaben wollen die Grünen alternative Methoden der
Konfliktlösung wie Mediation oder Schlichtung stärken und bereits in einem frühen Planungsstadium
Klagemöglichkeiten eröffnen. Man setze auf neue, niedrigschwellige Verfahren der Bürgerbeteiligung.

Man wolle das Engagement von Kindern und Jugendlichen in demokratischen Strukturen fördern und
das Wahlalter bei Bundestagswahlen auf sechzehn Jahre absenken. Das kommunale Wahlrecht wol-
len die Grünen auch für Menschen ohne deutschen Pass oder die Unionsbürgerschaft öffnen. Für
kommunale Vertretungen und die Parlamente streben sie eine gesetzlich festgeschriebene Frauen-
quote an.

3.1.4. Angekündigte gesetzgeberische Initiativen

Die Grünen haben das mit Abstand umfangreichste Wahlprogramm. Schon deshalb kann nicht ver-
wundern, dass sie viele Punkte aufgreifen, die von anderen Parteien gar nicht angesprochen werden.
Sie haben einfach den meisten Platz, ihre Positionen darzulegen.

Die Grünen haben sich aber auch mit am intensivsten mit der „Verfassung“ des Internets, mit den
Rechten von Bürgern, Datenschützern, Urhebern, Verbrauchern und Internet-Nutzern und mit dem
auseinander gesetzt, was sie unter Demokratie im digitalen Zeitalter verstehen („alle müssen mitreden
können“). Man muss ihre Positionen nicht unbedingt teilen, um das anzuerkennen.

Die Grünen neigen dazu, alles mit Geboten und Verboten regeln zu wollen. Aus dieser Grundhaltung
heraus und aus einer intensiven Beschäftigung mit der Materie ergibt sich für sie eine umfangreiche
Agenda für die kommenden Jahre. Zu den gesetzgeberischen Aktivitäten, die man dem Wahlpro-
gramm entnehmen kann, gehören mindestens:

• Die Verankerung des freien Zugangs zu öffentlichen Daten als Grundrecht im Grundgesetz;
• ein verpflichtender Universaldienst mit „Breitband für alle“;
• Verankerung der Netzneutralität;
• Entschärfung der Störerhaftung bei öffentlich zugänglichen WLAN-Netzwerken;
• Vorgaben für Produktion, Vertrieb, Nutzung und Entsorgung technischer Systeme;
• ein modernisierter Datenschutz in Deutschland und Europa;
• die Verbesserung des Beschäftigtendatenschutzes;
• die gesetzliche Verpflichtung von Anbietern auf Privacy by Design und Privacy by Default;
• die Speicherung von Daten ausschließlich mit Einwilligung und ein Verbot von Cookies;
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diskutiert, schreiben die beiden Vorsitzenden in der Präambel. Gedruckt umfasst das Programm im
DIN A4-Format knapp 80 Seiten61.

Zu den zehn Projekten, die in der Präambel besonders hervorgehoben werden, zählt auch, Deutsch-
land zum digitalen Wachstumsland Nr. 1 in Europa zu machen. Mit einem Pakt von Kommunen, Län-
dern und Bund wolle man dafür sorgen, dass unsere Schulen auf der Höhe der Zeit ausgestattet
seien. Dazu gehörten zum Beispiel eine moderne Ausstattung mit Computertechnik, digitale Lern-
angebote und eine bessere Vernetzung der Schulen. Damit jeder in Stadt und Land die Chancen der
Digitalisierung nutzen könne, wolle man „bis 2018 schnelles Internet flächendeckend verfügbar“ 
machen. Internet-TV, Bankgeschäfte, aber auch Behördengänge sowie telemedizinische Dienstleis-
tungen sollten dadurch möglich werden.

Die Aussagen zur Netzpolitik stehen vorrangig in den Kapiteln „Digitales Wachstumsland Nr. 1 in
Europa“, „Fortschritt und Forschung“, „Gründer schaffen Zukunft“, „Kultur und Medien“, „Verbraucher
stärken“ und in „Mitmachen! Einmischen! Mehr Bürgerbeteiligung“.

3.2.1. Governance, Infrastruktur, Breitband

Wer in Deutschland wirtschaftlich aktiv sei, solle hier auch Steuern zahlen, sagen CDU und CSU. 
Internationale Großkonzerne angemessen zu besteuern, zielt natürlich, wenngleich nicht allein, auf
die „großen Vier“ im Internet (Amazon, Ebay, Facebook, Google), die hierzulande gute Geschäfte
machen, aber praktisch kaum Steuern zahlen. Durch die deutsche Initiative, gemeinsam gegen über-
bordende internationale Steuergestaltung vorzugehen, stehe das Thema jetzt ganz oben auf der 
Tagesordnung der Beratungen von G 8, G 20, IWF und OECD. Die Frage, wie sich Monopolisten
verhalten und verhalten können, gehört sicher auch zur Governance des Internets.

CDU und CSU wollen in Deutschland bis 2018 eine flächendeckende Breitbandversorgung sicher-
stellen. Man wolle absichern, dass der Ausbau auch durch die Mittel der Europäischen Union förder-
fähig bleibe, und unterstütze mit Blick auf die ländlichen Räume die Schaffung einer europäischen
Koordinierungsstelle (Connecting Europe Facility) für die digitale Vernetzung. Man dürfe dabei nicht
auf eine Technologie allein setzen, sondern müsse alle Möglichkeiten einbeziehen. Die beim Wechsel
von analoger auf digitale Technik freiwerdenden Frequenzen des Rundfunks (sog. Digitale Dividende II)
wolle man besser nutzen. Man wolle „den Wachstumstreiber Internet flächendeckend anbieten und
dafür sorgen, dass die Menschen auf dem Land genauso Zugang zu schnellem Internet haben wie
die Menschen in den großen Städten.“

Man wolle gesetzliche Grundlagen für die Nutzung von offenen Netzen und deren Anbietern schaffen,
damit gerade in den Städten mobiles Internet über WLAN für jeden verfügbar werde.

3.2.2. Datenpolitik, Urheberrecht, Verbraucherschutz, IT-Sicherheit

CDU und CSU wollen Deutschland „bis zum Ende des Jahrzehnts“, also bis 2020, zum digitalen
Wachstumsland Nr. 1 in Europa machen. Mit dem „Internet der Dinge“ starte jetzt die vierte industrielle
Revolution. Die richtigen Antworten darauf müssten Politik und Sozialpartner, aber auch die Zivil-
gesellschaft gemeinsam erarbeiten, man brauche auch eine breite gesellschaftliche Debatte über
den richtigen Weg. Man werde die Forschung zu Cloud Computing und Big Data verstärken und 

Zukunftskonzepte für die Industrie 4.0 entwickeln. Man wolle die Gründer von IT-Start-Ups so unter-
stützen, dass sie bei uns die besten Bedingungen für die Umsetzung ihrer Geschäftsidee bekommen.

Digitalisierung sei eine Querschnittsaufgabe, man brauche eine vernetzte Strategie. Mit der Digitali-
sierung würden sich gesetzliche Anforderungen in vielen Bereichen wandeln, zum Beispiel im 
Datenschutz und im Urheberrecht. Auch müssten spezifische netzpolitische Fragen daraufhin geprüft
werden, ob der Gesetzgeber handeln müsse, „zum Beispiel zur Sicherung der Netzneutralität“. Mit
einer modernen Gesetzgebung und passenden Strukturen in Politik und Verwaltung wolle man dafür
sorgen, dass „in Deutschland ein geeigneter Rechtsrahmen für die digitale Gesellschaft geschaffen“
werde. Alle „Gesetzesvorhaben sollen daraufhin geprüft werden, ob sie den Anforderungen der fort-
schreitenden Digitalisierung gerecht werden.“

Für eine regelmäßige Bestandsaufnahme, wo wir in der digitalen Gesellschaft in Deutschland stehen,
solle es künftig ein digitales Weißbuch geben.

CDU und CSU wollen hin zu einer verantwortungsbewussten Datenpolitik, die die Menschen weiterhin
in ihrer Privatsphäre schütze, aber auch eine Nutzung von Daten für neue innovative Projekte 
ermögliche. „Wenn in einem weltweiten digitalen Netz in Zukunft Maschinen und Alltagsgegenstände
beginnen, miteinander Informationen auszutauschen (Internet der Dinge), soll dies auf der Grundlage
eines zeitgemäßen Datenschutzes erfolgen.“ Man werde sich deshalb dafür einsetzen, dass die Über-
arbeitung des Europäischen Datenschutzrechts diese aktuelle Entwicklung berücksichtige. „Wenn
Software, Speicher und Rechenkapazitäten im Rahmen des sogenannten Cloud Computing über das
Internet abgerufen werden, müssen auf die damit verbundenen Fragestellungen Antworten gefunden
werden.“ Deutschland solle zu einem „attraktiven Datenstandort“ entwickelt werden, die Stiftung 
Datenschutz solle dabei einen wichtigen Beitrag zur Information der Bürger über den Umgang mit
Daten leisten.

Es gelte, sagen CDU und CSU, einen möglichst umfassenden Datenschutz für die Verbraucher zu
gewährleisten und Verbraucherrechte im Netz zu sichern. Das hohe deutsche Datenschutzniveau
müsse auch bei der Überarbeitung des EU-Datenschutzrechtes erhalten bleiben. „Verbraucher haben
ein Recht auf Selbstbestimmung über ihre persönlichen Daten und auf den Schutz ihrer Privatsphäre.“
In der grenzenlosen Welt des Internets brauche man international möglichst einheitliche Standards
zum Schutz der Verbraucher. „Wir wollen, dass für die Nutzung von persönlichen Daten der Grundsatz
der ausdrücklichen Einwilligung gelten muss. Unser Ziel ist es, das Recht auf Löschen der eigenen
Daten, verbraucherfreundlich gewählte Voreinstellungen zur Privatsphäre vor allem in sozialen Netz-
werken und die Berücksichtigung des Datenschutzes in der Entwicklung neuer Techniken und 
Produkte durchzusetzen.“

Man setze sich dafür ein, die EU-Verbraucherpolitik auszubauen und das hohe deutsche Schutz-
niveau in ganz Europa zu verankern. „Verbraucher dürfen am Telefon nicht mehr mit Werbeanrufen
belästigt werden und wer sich in der Warteschleife von Servicenummern befindet, muss dafür nicht
mehr bezahlen.“ Man werde einen Sachverständigenrat für Verbraucherpolitik einrichten, der regel-
mäßig einen „Lagebericht der Verbraucher“ mit Empfehlungen an die Politik erstellen solle, und die
Verbraucherforschung ausbauen. Der Umgang mit den digitalen Medien müsse fester Bestandteil
der Verbraucherbildung sein, man wolle mit Experten Kriterien für einen „AGB-Check“ entwickeln und
ein Verbrauchersiegel schaffen. „Das schafft ein Mehr an Vertrauen und Sicherheit.“ Man werde einen
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Die Anti-Terror-Datei und ähnliche Sammlungen seien unverzichtbar. „Verfassungsrechtlich gebotene
Klarstellungen zu den erfassten Personenkreisen werden wir schnellstmöglich vornehmen. Die Ana-
lyse- und Recherchefähigkeiten der Dateien wollen wir erweitern.“

„Gefahrenabwehr und Strafverfolgung müssen auch im Netz sichergestellt sein.“ Deutschland müsse
seine kritischen Infrastrukturen besonders schützen. Das Cyberabwehrzentrum wolle man der 
Bedrohungslage fortwährend personell und technisch anpassen. Und mit einem IT-Sicherheitsgesetz
wolle man sicherstellen, dass in allen kritischen Infrastrukturen Mindeststandards bei der Sicherheit
eingehalten werden. Bei aktuellen Vorfällen wolle man den Informationsaustausch mit den Behörden
verbessern, um schnell reagieren zu können. Ziel sei auch hier eine konsequente Strafverfolgung.

„Cybersicherheit ist ein Standortfaktor der Zukunft.“ Man müsse sich besser vor Industriespionage
schützen und wolle die Forschung auf diesem Gebiet vorantreiben. „Deutschland soll sich zum Markt-
führer für Cybersicherheitslösungen entwickeln.“

„Strafbarkeitslücken wollen wir durch neue Tatbestände im digitalen Raum schließen, etwa zum
Schutz unserer Kinder vor Beleidigung und Drangsalierung im Netz (Cybermobbing).“

3.2.3. Bürgerbeteiligung, Informationspolitik

„Wir wollen Politik und Verwaltung transparent und nachvollziehbar gestalten, um die Bürgerinnen
und Bürger besser als bisher zu informieren und einzubeziehen“, versprechen CDU und CSU. Dazu
gehörten nicht nur elektronische Angebote, sondern auch mobile Bürgerbüros.

CDU und CSU hätten schon jetzt für eine bessere Einbindung der Bürger bei Großprojekten gesorgt.
Man habe Offenheit in allen Verfahrens- und Planungsschritten sowie eine frühzeitige Beteiligung
der Öffentlichkeit im Genehmigungsprozess gesetzlich verankert. Dadurch erfolge die Beteiligung
bereits, bevor Entscheidungen über ein Vorhaben gefallen seien. Schon die Frage, ob überhaupt 
Bedarf für ein Vorhaben bestehe, werde nunmehr mit den Bürgern öffentlich erörtert. „Alle wichtigen
Unterlagen und auch Alternativentwürfe müssen nun frühzeitig im Netz veröffentlicht werden, damit
sie in den Beteiligungsprozess einbezogen werden können. Alle Vorschläge, auch für Alternativ-
lösungen, müssen nun im Genehmigungsverfahren geprüft werden.“

Beide Parteien erklären, die „Bürgerbeteiligung weiter ausbauen“ zu wollen, ohne jedoch zu erläutern,
was sie damit meinen. Sie lassen sich dabei von der Einsicht leiten: „Große Vorhaben gelingen nur
gemeinsam mit den Menschen, nicht gegen sie.“ Auch wenn es darum geht, neue Technologien 
einzuführen, werde man Bürgerdialoge organisieren, um Betroffene zu Beteiligten zu machen.

Das frühzeitige Beteiligungsverfahren – und bei öffentlichen Vorhaben die Finanzplanung – müssten
abgeschlossen sein, bevor der Antrag auf Durchführung des Planfeststellungsverfahrens bei der 
zuständigen Behörde eingereicht werde. „Wir wollen die Geltungsdauer von Genehmigungen und
Planfeststellungsbeschlüssen beschränken. Wird ein Großvorhaben nicht in angemessener Frist 
umgesetzt, soll die Öffentlichkeit erneut beteiligt werden.“

bundesweiten Online-Schlichter einführen, der unbürokratisch helfe, wenn beim Kauf im Internet
etwas schief gehe.

Auch im digitalen Zeitalter gelte der Anspruch des Urhebers auf Schutz seines geistigen Eigentums
und das Recht auf eine angemessene Vergütung seiner Leistung, das müsse aber zugleich von den
Nutzern verstanden und akzeptiert werden. „Wir wollen daher das Urheberrecht weiterentwickeln,
zum Beispiel beim Thema Privatkopie, beim Umgang mit Rechtsverstößen durch Nutzer oder der
wachsenden Zahl neuer Formen der digitalen Verwertung. Dazu ist eine technische und rechtspoli-
tische Abwägung notwendig, um den berechtigten Interessen der Urheber, der Rechteinhaber, der
Verwerter und der Verbraucher gerecht zu werden. Viele Fragen werden nicht nur national zu lösen
sein. Wir müssen unsere Vorstellungen daher auch auf EU-Ebene bzw. international einbringen.“

Wissenschaftliche Erkenntnisse, die mit staatlicher Förderung entstehen, sollen nach einer 
angemessenen Zeit für alle Bürger frei zugänglich werden. Dazu wolle man zusammen mit der 
Wissenschaft eine sogenannte Open-Access-Strategie entwickeln. Ob es gesetzliche Regelungen
gibt, die der Umsetzung einer solchen Strategie im Wege stehen würden und die deshalb geändert
werden müssten, lässt sich abschließend erst beurteilen, wenn das Konzept vorliegt.

Ähnliches gilt für die Open Innovation-Initiative, die neue Chancen besonders für kleine, ideenreiche
Unternehmen eröffnen soll. Open Innovation bedeute, schreiben CDU und CSU, vorhandenes Wissen
in Organisationen auch für Außenstehende zugänglich zu machen, um neue Ideen voranzutreiben.
Ob die Initiative nur Organisationen im öffentlichen Sektor oder auch solche im privaten Sektor 
verpflichten soll, bleibt ebenso offen wie die Frage, ob die Teilnahme freiwillig erfolgen soll oder nicht.
Unklar ist zudem, ob im Zuge der Initiative auch Gesetze geändert werden müssen.

Die regionalen Netze, die den Strom vor Ort zu den Verbrauchern bringen, wollen CDU und CSU zu
intelligenten, „denkenden“ Netzen weiterentwickeln, ohne konkret zu sagen, was das in der prakti-
schen Umsetzung heißt.

Zur besseren Steuerung des Verkehrs („Verkehr 2.0“) wollen die beiden Parteien gemeinsam dafür
sorgen, dass zum einen für entsprechende Dienste „eine gemeinsame Datenbasis der Verkehrsträger
bereitgestellt“ wird und dass zum anderen Verkehrsinformationen und Ticketsysteme besser mit-
einander vernetzt werden und die Bürger eine „digitale Mobilitätsunterstützung“ bekommen. Verkehrs-
unternehmen und öffentliche Hand sollen nach dem Prinzip der Open Data dazu ihren Beitrag leisten.
Auch Galileo könne in praktische und wirtschaftliche Angebote für die Nutzer eingebunden werden.

Man wolle den Einsatz von Videokameras an Kriminalitätsbrenn- und Gefahrenpunkten, wie etwa auf
Bahnhöfen, verstärken. Die Polizei müsse die Möglichkeit erhalten, schnell auf Videoaufzeichnungen
anderer, wie etwa der Deutschen Bahn, zuzugreifen.

Mindestspeicherfristen für Verbindungsdaten seien notwendig zur Verfolgung von schweren Straftaten
und im Kampf gegen den Terror. CDU und CSU wollen daher nach wie vor eine entsprechende Richt-
linie der Europäischen Union in nationales Recht umsetzen, wogegen sich die FDP in der letzten 
Legislatur gesträubt hat.



30

3.2.4. Angekündigte gesetzgeberische Initiativen

Zu dem Bildungspakt zwischen Bund, Ländern und Kommunen, den CDU und CSU anstreben, gehört
– unter dem Motto „Schule 2.0“ – auch die Nutzung digitaler Medien, die intensiviert werden solle.
Außerdem müsse digitale Bildung mehr als bisher Bestandteil der Aus- und Fortbildung von Lehrern
werden. Damit die Menschen die Chancen und Risiken der Digitalisierung selbst einschätzen und
sich sicher im digitalen Zeitalter bewegen könnten, wolle man die Medien- und Informations-
kompetenz allenthalben verbessern.

Wie dieser Pakt aussehen und was er bewirken wird, ist derzeit offen. Während man Schülern viel-
leicht einen Laptop aufzwingen kann, falls sie noch keinen haben, sind Erwachsene relativ frei, staat-
liche Angebote für mehr Medienkompetenz anzunehmen oder zu ignorieren. Verpflichten kann sie
die Politik dazu nicht. Ähnliches gilt für Online-Hochschulen und die digitale Lehre. „Wir müssen dabei
sein, wenn die Internet-Hochschule der Zukunft entsteht“, sagen CDU und CSU, sagen aber nicht,
wie sie sich das genau vorstellen und was der Bund dabei übernehmen soll. Immerhin will man „die
Möglichkeiten der Zusammenarbeit von Bund und Ländern“ durch eine Änderung des Grundgesetzes
stärken. Das geht nur per Gesetz und mit qualifizierten Mehrheiten in Bundestag und Bundesrat.

Wissenschaft, Wirtschaft, Kunst und Kultur bräuchten den Schutz geistigen Eigentums, betonen CDU
und CSU. Gleichzeitig wolle man mit einem verlässlichen, modernen Urheberrecht den Einsatz 
digitaler Studienmaterialien an den Hochschulen vereinfachen.

Die Union verweist darauf, dass man eigentlich eine „vernetzte Strategie“ brauche, ohne selbst eine
vorzulegen. Sie verweist an mehreren Stellen darauf, dass man europäische oder gar internationale
Lösungen anstreben müsse, lässt aber offen, wie sie das durchsetzen will. Ob zur Sicherung der
Netzneutralität der Gesetzgeber handeln müsse, will man erst prüfen. Künftig sollen aber alle Geset-
zesvorhaben daraufhin geprüft werden, „ob sie den Anforderungen der fortschreitenden Digitalisierung
gerecht werden.“

Folgende Initiativen lassen sich jedoch aus dem Wahlprogramm von CDU und CSU herauslesen:

• zur Änderung des Grundgesetzes, um Bund und Ländern bei Forschung und Ausbildung an
den Hochschulen eine bessere Zusammenarbeit zu ermöglichen;

• zur steuerlichen Begünstigung von Wagniskapital und Firmengründungen;
• zur Entlastung von Start-Ups von Bürokratie;
• zur besseren Verfügbarkeit von offenen Netzen;
• zur Weiterentwicklung des Urheberrechts;
• zur Überarbeitung des Datenschutzrechts (Grundsatz der ausdrücklichen Einwilligung, Recht

auf Löschen usw.);
• zur Stärkung der Verbraucher (u.a. Schaffung eines Verbrauchersiegels);
• zur Einführung eines bundesweiten Online-Schlichters, der unbürokratisch helfen soll, wenn

beim Kauf im Internet etwas schief geht;
• zur Absicherung der Anti-Terror-Datei und ähnlicher Instrumente;
• für Mindestspeicherfristen von Verbindungsdaten:
• für mehr IT-Sicherheit in Staat und Wirtschaft;
• zum Ausbau der Bürgerbeteiligung.
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3.3. Freie Demokratische Partei (FDP)

Die FDP nennt ihr Wahlprogramm nicht Wahlprogramm, sondern „Bürgerprogramm 2013: Damit
Deutschland stark bleibt. Nur mit uns.“ Das Programm wurde auf dem Bundesparteitag am 4./5. Mai
2013 in Nürnberg beschlossen und umfasst 95 Seiten im DIN A5-Format62. Es besteht aus sieben
Kapiteln und einer Präambel, wobei das dritte Kapitel zur offenen Bürgergesellschaft („Vielfalt, damit
jeder eine Wahl hat“) und das vierte zur Innen- und Rechtspolitik („Freiheit, damit jeder seinen Weg
gehen kann“) thematisch am einschlägigsten sind. In diesem Kapitel findet sich auch der Abschnitt
über „Grundrechte in der digitalen Welt“. Die FDP will „neue Formen der Solidarität, Arbeitsteilung
und gesellschaftlichen Teilhabe“ ermöglichen.

Man wehre sich gegen überflüssige Eingriffe und Kontrollen, die die Bürger gängeln und bevormun-
den, aber weder Sicherheit noch Freiheit schaffen, betont die FDP: Die Grundrechte müssten offline
wie online geachtet werden, denn die Freiheit verteidige man nicht, indem man sie aufgebe. Für die
FDP gelte: Im Zweifel für die Freiheit. Man setze auf den selbstbestimmten und aufgeklärten Nutzer.

Auf diesem Wege habe man schon einiges erreicht: „Wir haben ‚Netzsperren’ aus dem Bundesge-
setzblatt gestrichen und den Grundsatz ‚Löschen statt Sperren’ durchgesetzt, die Massendatensamm-
lung beim Elektronischen Entgeltnachweis (ELENA) abgeschafft und der anlasslosen Speicherung
und Analyse sämtlicher Kommunikationsdaten aller Bürger, also der Vorratsdatenspeicherung, eine
Absage erteilt.“ Mit der Stiftung Datenschutz sei man einen wichtigen Schritt zu einem modernen 
Datenschutz gegangen. Zur Sicherung der Netzneutralität im Telekommunikationsgesetz habe man
„vorsorgliche Maßnahmen bereits ergriffen.“

Die FDP will eine „Rückkehr zu einer grundrechtsorientierten Rechtspolitik“ eingeleitet haben. Zum
ersten Mal seit Jahrzehnten gebe es keine neuen Sicherheitsgesetze und die in Reaktion auf den
11. September 2001 (sic!) erlassenen Anti-Terror-Gesetze seien entschärft und mit rechtsstaatlichen
Kontrollen versehen worden. Auch die Bürgerrechte habe man gestärkt. Man wolle keinen regelungs-
wütigen, keinen misstrauischen Staat, der alle Bürger unter Generalverdacht stelle.

3.3.1. Governance, Breitbandausbau, Netzneutralität

Zur „Verfassung“ des Internets sagt die FDP in ihrem Wahlprogramm kaum etwas. Im Grunde redu-
ziert sich das auf lediglich zwei Aussagen, nämlich dem Bekenntnis zu „flächendeckenden, schnellen
Datennetzen“ und zur Netzneutralität. Die private Regulierung des Internets und die Marktmacht 
bestimmter Unternehmen scheinen für die Liberalen kein Problem darzustellen.

Die FDP will in allen Bereichen – Verkehrsinfrastruktur, soziale Infrastruktur, Kommunikationsinfra-
struktur – Verbesserungen erreichen, zum Beispiel durch die Förderung technischer Assistenz-
systeme und weiterer telemedizinischer Anwendungen. Deshalb sei ein „zügiger, flächendeckender
Ausbau der Breitbandkommunikation“ dringend erforderlich. Das sei zwar grundsätzlich Sache von
privaten Unternehmen, die Grundversorgung mit Telekommunikationsdienstleistungen müsste jedoch
künftig einen Breitband-Internet-Anschluss umfassen.

Im Rahmen eines integrierten Verkehrsmanagements müsste nicht nur die Infrastruktur gezielt aus-
und umgebaut, sondern auch zunehmend neue Ausbildungs- und Arbeitsformen gefördert werden,
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Verhaltens unbescholtener Bürger stelle jeden Menschen unter Generalverdacht und sei mit der 
Menschenwürde unvereinbar. Wo ständige Überwachung stattfinde, könne es keine freie Entfaltung
geben.

Die Überwachung der Telekommunikation dürfe in Deutschland nur in engen gesetzlichen Grenzen
in verhältnismäßigem Umfang und mit klaren Rechtsschutzmöglichkeiten erfolgen. Eine „ständig 
steigende Anzahl“ der Fälle gebe Anlass zu einer Überprüfung, ob rechtsstaatliche Sicherungen 
wirkungsvoll verankert seien und sich auch im Alltag der Strafverfolgung zum Schutze der Bürger-
rechte bewähren würden. Die Praxis der sogenannten Funkzellenabfragen müsse man genau beob-
achten und gegebenenfalls die gesetzlichen Anforderungen an das Verhältnismäßigkeitsprinzip
konkretisieren. Außerdem wolle man die Rechte der Menschen bei freiwilligen DNA-Reihenuntersu-
chungen stärken. Die Aufnahme eines sogenannten Spähangriffs in die Strafprozessordnung lehne
man ab. Der sogenannte Große Lauschangriff sei vor dem Hintergrund der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts und im Hinblick auf den Nutzen für erfolgreiche Verbrechensbekämpfung
auf den Prüfstand zu stellen.

Den Schutz von Berufsgeheimnisträgern – Ärzten, Anwälten, Geistlichen, Sozialarbeitern – wolle man
stärken und die Strafprozessordnung überprüfen, ob weitere Berufsgruppen absoluten Schutz 
genießen sollten.

Man wolle auf Bundesebene die Sicherheitsarchitektur an die Erfordernisse der Zeit anpassen. Ferner
gehöre das BKA-Gesetz auf den Prüfstand, das Instrument der heimlichen Online-Durchsuchung
halte man weder für erforderlich noch für geeignet.

Auf der anderen Seite will die FDP Deutschlands Fähigkeiten stärken, sich heutigen Bedrohungen
zu widersetzen, und alle Bereiche des öffentlichen Lebens gegen digital geführte Angriffe wappnen.
Man sehe vor allem auch die Wirtschaft in der Verantwortung, durch Investitionen in IT-Sicherheit
und gemeinsam vereinbarte Standards zu Datensicherheit und Schutzmechanismen ihrer Verant-
wortung für die Informationsgesellschaft gerecht zu werden.

Die Justiz will die FDP fit machen für die moderne Informationsgesellschaft und die Globalisierung.

Man wolle dafür sorgen, dass Selbstständige und Unternehmer der Kultur- und Kreativwirtschaft
einen besseren Zugang zu Fremdkapital erhalten, und die Unternehmen bei der Erschließung 
ausländischer Märkte unterstützen. „Die Kooperation von Wirtschaft und Politik beim Deutschen 
Computerspielpreis und die Filmförderung findet unsere Unterstützung.“

Ohne den Schutz geistigen Eigentums seien Kultur- und Kreativwirtschaft nicht denkbar. „Verletzun-
gen des geistigen Eigentums im Internet sollen ebenso konsequent und wirksam bekämpft werden
wie Verletzungen des Urheberrechts in der analogen Welt.“ Bestehende Rechtsunsicherheiten in
einer digitalisierten Welt seien durch ein modernes Urheberrecht auszuräumen. Dieses müsse den
Interessenausgleich zwischen Urhebern und Rechteinhabern sowie Nutzern und Dienste-Anbietern
fair gestalten. Gleichzeitig müsse es die unzensierte Kommunikation, den freien Informationsfluss
und den Zugang zu Wissen und Innovationen ermöglichen. Im Urheberrecht sei klarzustellen, dass
eine Privatkopie ungeachtet eines technischen Kopierschutzes zulässig sei.
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die die Möglichkeit der modernen Kommunikationstechnologie nutzen. Möglichkeiten von Home 
Office, Telearbeit, Fernstudium oder Online-Vorlesungen würden den Pendelverkehr reduzieren und
den Bedarf nach Wohnungen im Stadtkern in der Nähe von Arbeits- und Ausbildungsstätten verringern.

Man werde auch in Zukunft dafür eintreten, dass der Datenverkehr im Netz frei sei. „Die Menschen
in Deutschland sollen sich nicht damit abfinden müssen, dass alle ihre Daten im Internet durch die
Regierung überwacht und analysiert werden.“ Netzneutralität sei als Grundprinzip der Telekommuni-
kationsregulierung anerkannt. Das heiße, „dass es eine Diskriminierung von einzelnen Angeboten
innerhalb einer Dienstklasse nicht geben darf.“

3.2.2. Bürgerrechte, Datenschutz, Urheberrecht, Strafrecht

In der neuen digitalen Öffentlichkeit will die FDP die Persönlichkeitsrechte stärken, insbesondere vor
schweren Eingriffen besser schützen und dabei die Entwicklungsoffenheit und Technologie-Neutralität
der Rechtsordnung wahren („rote Linie für soziale Netzwerke“). Nutzungsbestimmungen müssten so
formuliert sein, dass die Anwender diese auch verstehen.

Man wolle den Schutz privater Daten weiter verbessern und die Unabhängigkeit der Datenschutz-
beauftragten stärken. Die Zuständigkeit für den Datenschutz solle künftig beim Bundesministerium
der Justiz liegen. Bei der künftigen EU-Datenschutzverordnung setze man sich für ein hohes Schutz-
niveau ein. Ansonsten setze man auf den mündigen Bürger und wolle den Selbstdatenschutz und
den Datenschutz durch Technik stärken. Der Einsatz von RFID-Chips etwa zur Verbesserung der 
Logistik dürfe nicht zur Datenschutzfalle für den Verbraucher werden. RFID-Chips an Waren – etwa
bei Kleidung – seien an der Kasse vollständig und dauerhaft zu deaktivieren. Den Datenschutz am
Arbeitsplatz wolle man durch ein Beschäftigtendatenschutzgesetz verbessern und dadurch Rechts-
sicherheit für alle Beteiligten schaffen.

Man lehne die anlasslose Vorratsdatenspeicherung weiterhin ab und setze sich stattdessen für eine
grundrechtsschonende Alternative ein. Im Einzelfall sollten bei konkreten Verdachtsmomenten – also
gerade nicht anlasslos – bereits vorhandene Daten gesichert und dann nach richterlicher Entschei-
dung für Ermittlungszwecke genutzt werden können, wenn sich der Verdacht erhärte. Bei der Ein-
führung von eCall sei sicherzustellen, dass dies abschaltbar sei und ausschließlich auf freiwilliger
Grundlage erfolge. Bei der EU-Kommission werde man darauf dringen, die verfehlte Vorratsdaten-
speicherungsrichtlinie an der Europäischen Grundrechtecharta zu messen und grundlegend zu über-
arbeiten. Beim Europäischen Gerichtshof werde die FDP weiterhin dafür eintreten, dass es kein Urteil
im Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland gebe, bevor diese Frage nicht inhaltlich geklärt sei.

Projekte, die die vollständige und alle Lebensbereiche umfassende Überwachung unserer Gesell-
schaft zur Folge hätten, lehne die FDP ab. Das gelte auch für das EU-Projekt INDECT. Für Liberale
sei es ausgeschlossen, dass Algorithmen darüber bestimmen, was „normales Verhalten“ in einer 
Gesellschaft sei und was nicht und dass an dieses „statistische Normalitätsverständnis“ Eingriffe in
die Freiheit geknüpft würden.

Auch andere Sammlungen auf Vorrat wie etwa die anlasslose Speicherung von Fluggastdaten oder
eine umfassende Erfassung aller Grenzübertritte in Europa lehne man ab. Die Erfassung alltäglichen
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Diesen Anspruch habe man mit einer Engagement-Strategie der Bundesregierung und dem ersten
Engagement-Bericht deutlich gemacht. Man wolle das Ehrenamt und das individuelle Engagement
stärken.

Man wolle die Partizipationsmöglichkeiten von Jugendlichen als zentralen Bestandteil demokratischer
Kultur weiterentwickeln, sagt die FDP – was freilich keine Bundes-, sondern eher kommunale Aufgabe
wäre. Kinder- und Jugendseiten, Kinder- und Jugendforen, Jugendgemeinderäte und -parlamente
sollten durch die jeweils zuständigen Ebenen mit klaren Standards für diese Partizipationsinstrumente
eingesetzt und gefördert werden.

Die FDP wolle „politische Mitbestimmung jenseits von Wahlen und Protest“ eröffnen. In einer gereiften
Demokratie sollten die Bürger über Wahlen hinaus einen unmittelbaren Einfluss auf die politische
Willensbildung erhalten. Dafür wolle man mit der Einführung des Bürgerplenarverfahrens, eines 
fakultativen Gesetzesreferendums und der verfassungsrechtlichen Verankerung von Volksinitiativen,
Volksbegehren und Volksentscheiden eine entsprechende Grundlage schaffen.

Neue Medien eröffnen nach Ansicht der FDP neue Chancen für die Bürgerbeteiligung und senken
die Hürden zur gemeinsamen Interessenswahrnehmung in unserer Gesellschaft. Informationsange-
bote im Internet eröffneten den Menschen und der Politik neue Chancen der Interaktion.

Man setze sich für eine Fortführung und den Ausbau von Open-Data-Angeboten ein und dafür, die
digitalen Kommunikationswege auszuweiten und bei Bedarf beim E-Government neue Kanäle zu
schaffen. Langfristiges Ziel sei es, darüber mehr Teilhabe zu ermöglichen, so dass sich „Bürger 
tagesaktuell an politischen Debatten beteiligen“ könnten.

In Europa setzt sich die FDP für eine politische Union mit festen föderalen Grundsätzen, demokrati-
schen Strukturen und einer klaren subsidiären Ordnung ein. „Am Ende dieser Entwicklung sollte ein
durch eine europaweite Volksabstimmung legitimierter europäischer Bundesstaat stehen.“ Das 
Europäische Parlament sei zu einem Vollparlament mit gleichberechtigtem Initiativrecht in der 
Gesetzgebung zu entwickeln. Daneben solle dem Rat der Europäischen Union als gleichberechtigter
Länderkammer eine essenzielle Rolle zukommen, um demokratische Kontrolle und politischen 
Ausgleich („checks and balances“) im europäischen Mehrebenensystem zu garantieren.

3.2.4. Angekündigte gesetzgeberische Initiativen

Es wird nicht immer deutlich, was die FDP meint, wenn sie sagt, sie lehne dieses oder jenes ab oder
weiterhin strikt ab. Theoretisch kann sie gegen etwas sein, ohne in der Praxis tatsächlich etwas 
dagegen zu tun. Häufig bleibt jedenfalls offen, ob aus der politischen Ablehnung eines Vorhabens
oder eines Instruments auch folgen soll, eine gesetzgeberische Initiative zu starten, um die rechtliche
Grundlage dafür zu beseitigen. Durchsetzen müsste man sie dann ohnehin noch. Umgekehrt gilt das
auch für manche Ankündigung, die FDP setze sich für dieses oder jenes ein: Auch das muss nicht
zwingend bedeuten, einen Vorstoß für eine gesetzliche Regelung zu unternehmen. Die Liberalen
haben ohnehin eine Aversion gegen einen „regelungswütigen Staat“ und lehnen (zu) viele gesetzliche
Vorschriften ab.
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„Wir wollen den zeitgemäßen und wirksamen Schutz des geistigen Eigentums, um auch zukünftig
Anreize für risikobehaftete Investitionen in neue Technologien, Geschäftsprozesse und kreative Werke
zu schaffen“, sagt die FDP an anderer Stelle. Dafür notwendige internationale Vereinbarungen seien
transparent und nachvollziehbar zu verhandeln und zu verabschieden.

Die FDP ist die einzige Partei, die bei der Modernisierung des Urheberrechts auch auf die schutz-
würdigen Eigentumsrechte von Sportveranstaltern achten will.

Forderungen nach Überwachung und Zensur des Internet-Verkehrs zur Durchsetzung wirtschaftlicher
Interessen lehnt die FDP ab. Auch die sogenannte „Three-Strikes“-Lösung, nach der Bürgern der 
Zugang zum Internet entzogen werden solle, lehne man ab. Illegale Angebote sollten gezielt bekämpft
werden und dürften für die Betreiber nicht mehr lukrativ sein.

Das Urheberrecht der Informationsgesellschaft müsse technikoffen sein und die unterschiedlichen
Lizenzmodelle diskriminierungsfrei nebeneinander bestehen lassen. Die Wahlfreiheit der Urheber,
wie sie ihre Werke vermarkten möchten, wolle man sichern und den Rechtsrahmen des Urheberrechts
so gestalten, dass er offen bleibe für kreative Verwertungsmodelle.

Auch Forscher und Wissenschaftler sollen selbst entscheiden können, ob ihre Werke und Beiträge
frei zugänglich sein sollen oder unter einer Lizenz stehen. Das gelte auch für öffentlich geförderte
Forschungsprojekte. Es seien aber Förderrichtlinien denkbar, die die Publikation der Ergebnisse
grundsätzlich zum Ziel hätten, soweit keine zwingenden Belange entgegenstünden.

Die Strafbarkeitslücke im Bereich Datenhehlerei gelte es zu schließen, weshalb sich die FDP für die
Aufnahme eines entsprechenden Straftatbestandes in das Strafgesetzbuch einsetzt. Um mehr
Rechtssicherheit für WLAN-Betreiber zu schaffen, setze man sich für eine Änderung der Betreiber-
haftung ein.

Im Interesse des Verbrauchers plädiert die FDP für mehr Transparenz und Informationen über Dienst-
leistungen und Produkte – auch im Netz. Volumentarife, also eine Begrenzung auf übertragene 
Datenmengen, müssten von den Providern klar als solche bezeichnet werden, um dem Bürger eine
transparente Entscheidung zu ermöglichen und somit den Wettbewerb zu stärken. Für telefonische
Auskunftsdienste wolle man Preistransparenz durch eine verpflichtende Preisansage vor Beginn der
Entgeltpflicht einführen. Nötig sei außerdem deutlich mehr Rechtssicherheit gegen Abmahnmiss-
brauch. Dazu sei eine Deckelung der Abmahngebühren ein wichtiges Signal. Man wolle deshalb den
Streitwert für den Unterlassungs- oder Beseitigungsanspruch bei einem einmaligen Verstoß im nicht-
gewerblichen Bereich auf 1.000 Euro deckeln.

Nach dem Prinzip „Kultur von allen, Kultur für alle“ will die FDP Kultur als Staatsziel im Grundgesetz
verankern. Kulturförderung sei keine Subvention, sondern eine Investition in die Zukunft.

3.2.3. Bürgerschaftliches Engagement, politische Beteiligung, direkte Demokratie

„Wir Liberalen begreifen Politik für bürgerschaftliches Engagement nicht als Stückwerk, sondern 
fordern einen roten Faden in der politischen Rahmensetzung für Engagement“, schreibt die FDP. 
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Die interessantesten Anregungen seien auf einem großen SPD-Bürgerkonvent diskutiert worden und
in das Wahlprogramm eingeflossen, das schließlich der Parteitag am 14. April 2013 in Augsburg 
beschlossen hat.

Das Programm umfasst knapp 120 Seiten im DIN A 5-Format und besteht aus elf Kapiteln. „Kultur-,
Medien- und Netzpolitik“ ist eines von sechs Unterkapiteln von „Bildung, Gleichberechtigung und 
Zusammenleben in einer modernen Gesellschaft“. Das Kapitel „Demokratie leben“ enthält einen 
Unterpunkt „Demokratie als Gesellschaftsprinzip“, in dem steht, wie sich die SPD eine demokratische
und offene Gesellschaft im digitalen Zeitalter vorstellt; netzpolitische Stichworte finden sich aber auch
noch an anderen Stellen – etwa im Abschnitt „Verbraucherinnen und Verbraucher schützen und 
stärken“. Alles in allem sind ca. zehn Prozent des Programms der Netzpolitik gewidmet.

Die Digitalisierung der Welt wollen die Sozialdemokraten auch für mehr internationale Verständigung
und Solidarität einsetzen.

3.4.1. Governance, Standards, Infrastruktur, Netzneutralität

Netzpolitik sei für sie, schreiben die Sozialdemokraten, Gesellschafts- und Zukunftspolitik und ein 
Instrument der Gestaltung für die digitale Welt. Sie gehöre in die Mitte der politischen Debatte.

Zur Governance im Internet sagt die SPD kaum etwas. Im Netz und bei den sozialen Netzwerken sei
man für einen rechtlichen Ordnungsrahmen, der die Verbraucher schütze, die Meinungsvielfalt 
gewährleiste und für einen fairen Wettbewerb sorge. Dafür setze man sich auf nationaler Ebene und
in Europa ein.

Zu der Frage, wer die Standards und Spielregeln im Internet vorgibt und ob man mit diesem Regime
zufrieden ist, sagt die SPD nichts. Auch nichts zu den Themen Open Software oder Open Source.

Der Zugang zum Internet als demokratisches Bürgerrecht stehe für die SPD an erster Stelle, heißt
es im Programm. Eine flächendeckende Breitbandversorgung auch in ländlichen Räumen wolle man
durch eine Universaldienstverpflichtung gesetzlich absichern. Darüber hinaus bräuchten wir den 
dynamischen Ausbau von Hochgeschwindigkeitsnetzen. Für die notwendigen zusätzlichen privaten
Investitionen werde man die entsprechenden Rahmbedingungen schaffen.

Schnelle Internet-Zugänge seien für die Wettbewerbsfähigkeit und Innovationskraft der Regionen
von enormer Bedeutung. Um ländlichen und strukturschwachen Regionen neue Chancen zu eröffnen,
sichere man den flächendeckenden Zugang zu leistungsfähigen Internet-Anschlüssen.

Man werde dafür sorgen, dass in öffentlichen Räumen ein Zugang zum WLAN ermöglicht werde. Die
SPD werde sich für eine Änderung der WLAN-Betreiberhaftung einsetzen.

Wir brauchen, sagt die SPD, für den Standort Deutschland die Weiterentwicklung der IT-Infrastruktur.
Denn Digitalisierung und Vernetzung würden heute in allen Unternehmensstrukturen und Produk-
tionsabläufen eine bedeutende Rolle spielen. Die Softwarebranche habe nicht nur ein großes Potenzial
für Arbeitsplätze und neue Geschäftsmodelle, sondern sie gebe als Querschnittstechnologie wichtige
Impulse auch für andere Wirtschaftszweige.
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Folgende Punkte aus dem Wahlprogramm sollen aber wohl auf jeden Fall auf die Tagesordnung des
neuen Deutschen Bundestages kommen:

• ein flächendeckender, schneller Internet-Zugang für alle;
• eine gesetzliche Verankerung der Netzneutralität, falls sich die bisherigen Vorkehrungen als

unwirksam erweisen sollten;
• ein modernes, „technikfestes“ Datenschutzrecht;
• ein gesondertes Beschäftigtendatenschutzgesetz;
• eine „rote Linie für soziale Netzwerke“;
• eine grundrechtsschonende Alternative zur Vorratsdatenspeicherung;
• eine gesetzliche Konkretisierung der sogenannten Funkzellenabfragen;
• eine Einschränkung der Bedingungen für freiwillige DNA-Reihenuntersuchungen;
• eine Überprüfung des Großen Lauschangriffs und die Verhinderung der Aufnahme eines 

sogenannten Spähangriffs in die Strafprozessordnung;
• die Überprüfung des BKA-Gesetzes und der Online-Durchsuchung;
• die fortlaufende Überprüfung der geltenden Sicherheitsgesetze auf ihre Angemessenheit;
• die Anpassung der Sicherheitsarchitektur auf Bundesebene „an die Erfordernisse der Zeit“;
• eine Ausweitung des Kreises der besonders geschützten Berufsgeheimnisträger;
• die Aufnahme eines Straftatbestandes der Datenhehlerei in das Strafgesetzbuch, um zum 

Beispiel die Weitergabe von Kontendaten von Steuerhinterziehern verfolgen zu können;
• eine Modernisierung des Urheberrechts, die auch die schutzwürdigen Eigentumsrechte von

Sportveranstaltern und eine Klarstellung umfassen soll, dass eine Privatkopie ungeachtet eines
technischen Kopierschutzes zulässig ist;

• eine Änderung der Betreiberhaftung, um mehr Rechtssicherheit für WLAN-Anbieter zu schaffen;
• eine Verpflichtung der Anbieter zu mehr Transparenz und Informationen zu Produkten und

Dienstleistungen im Interesse des Verbrauchers;
• die Einführung einer verpflichtenden Preisansage vor Beginn der Entgeltpflicht bei telefo-

nischen Auskunftsdiensten;
• die klare Auszeichnung von Volumentarifen durch die Provider;
• eine Deckelung der Abmahngebühren;
• die Einführung des Bürgerplenarverfahrens, eines fakultativen Gesetzesreferendums und die

verfassungsrechtrechtliche Verankerung von Volksinitiativen, Volksbegehren und Volksent-
scheiden.

Hinzu käme die Verankerung von Kultur als Staatsziel im Grundgesetz, die eventuell neue Perspek-
tiven für die Kreativ- und Internet-Szene hätte. Die Anzahl der Sender des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks in Deutschland will die FDP hingegen deutlich reduzieren.

3.4. Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD)

Auch die SPD nennt ihr Wahlprogramm nicht Wahlprogramm, sondern: „Das Regierungsprogramm
2013 - 2017“63. Auch dieses Programm, das unter dem Motto „Das Wir entscheidet“ steht und die
Regierungswilligkeit und Regierungsfähigkeit der Sozialdemokraten unterstreichen soll, ist im inten-
siven Dialog mit den Bürgerinnen und Bürgern entstanden: Insgesamt hätten die Partei über 40.000
Vorschläge, Anregungen und Ideen zu den verschiedensten Politikbereichen erreicht, aber auch Kritik.
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Wissenschaftler müssten ihre Erkenntnisse neben der Publikation bei Verlagen z.B. auf den Seiten
der Hochschule zugänglich machen können, ohne gegen Rechte zu verstoßen. Man trete zudem für
eine Überprüfung der Bildungs- und Wissenschaftsschranken ein, um die dauerhafte Intranet-Nutzung
in Schulen und Hochschulen zu ermöglichen. Um das kulturelle Erbe auch in Zukunft zu erhalten,
müsse die Digitalisierung verwaister und vergriffener Werke ermöglicht werden.

Energiewende und ressourcenschonendes Wirtschaften, Gesundheit und Demographie, sozialer 
Zusammenhalt und digitale Sicherheit – auf all diesen Feldern brauche man Forschung und Entwick-
lung, zu allem brauche man neue Vorstöße aus allen Disziplinen.

Digitale Selbstständigkeit setze Medienkompetenz voraus. Die SPD wolle alle Schüler mit einem 
mobilen Computer ausstatten und ein digitales Lernumfeld und digitale Klassenzimmer schaffen. Das
sei aber nur sinnvoll, wenn eine entsprechende Ausbildung der Lehrkräfte und entsprechende 
Bildungskonzepte zur Verfügung stünden. Dazu bedürfe es auch der Digitalisierung von Schulbüchern
und Lehr- und Lerninhalten und deren Zugänglichmachung im Netz.

Arbeitnehmer bräuchten am Arbeitsplatz einen besseren Schutz vor Überwachung und dem unkon-
trollierten Abspeichern sensibler Personaldaten. Dafür sei ein eigenes Arbeitnehmerdatenschutz-
gesetz notwendig. Gewerkschaftliche Vertrauensleute und so genannte Whistleblower bräuchten
einen verlässlichen Schutz vor Diskriminierung am Arbeitsplatz.

Die Möglichkeiten von mobilen und Internet-basierten Arbeitsformen könnten helfen, mehr Zeit-
souveränität für Beschäftigte zu schaffen. Aber: Freizeit müsse Freizeit sein.

Die Verbraucher müssten auch in der digitalen Welt sicher sein vor unlauteren Geschäftspraktiken
und vor dem Missbrauch ihrer Daten. Abmahnmissbrauch müsse wirksam eingedämmt werden,
indem der Streitwert für Urheberrechtsverletzungen im Internet im privaten Bereich begrenzt werde.
Es gelte, die Marktmacht der Verbraucher gegenüber den Anbietern zu stärken. Dazu wolle man
einen Sachverständigenrat für Verbraucherfragen einrichten, die Zuständigkeiten für Verbraucher-
politik innerhalb der Bundesregierung verändern, die Verbraucherforschung ausbauen, „Markt-
wächter“ etablieren und die Schaffung einer staatlichen „Verbraucher-Ombudsperson“ nach dem 
Vorbild Dänemarks prüfen.

Im Kern gehe es um mehr Markttransparenz, auch und gerade in der digitalen Welt. Der Zugang zu
Informationen über Herkunft, Eigenschaften und Inhalte von Produkten und Dienstleistungen müsse
erleichtert, die Anbieter müssten zu einer klaren und leicht verständlichen Darstellung verpflichtet
werden – wie bei der Ampelkennzeichnung für Nährwerte bei Lebensmitteln.

Man werde ein bundesweites Korruptionsregister und den gesetzlich verankerten Schutz von 
Hinweisgebern einführen.

Damit Schäden minimiert werden könnten, müssten Unternehmen Cyberangriffe melden und eigene
Anstrengungen zur Datensicherheit leisten.

Der Datenschutz müsse den Bedingungen der digitalen Welt entsprechen. Man trete auch in der EU
für einen effektiven Datenschutz ein.
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Die SPD werde, wenn sie regiere, Netzneutralität gesetzlich verankern.

Es sei abzusehen, dass wir bei allen Facetten der Netzpolitik mittel- und langfristig internationale und
europäische Lösungen finden und zur Anwendung bringen müssten. Das sei eine komplexe und lang-
fristige Herausforderung, der wir uns jedoch stellen müssten, um sie mit unseren bundesdeutschen
Wertvorstellungen zu prägen. Am Ende stehe die Vision eines gerechten und sozialen Raumes, die
nur dann Wirklichkeit werden könne, wenn sich ein wesentlicher Teil der Gesellschaft auf einheitliche
Regeln einige und damit einen gesellschaftlichen Konsens abbilde.

3.4.2. Urheberrecht, Leistungsschutz, Daten-, Arbeitnehmer- und Verbraucherschutz

Auch in der digitalen Welt müssten Urheber einen wirtschaftlichen Ertrag aus der Nutzung ihrer Werke
ziehen können, sagt die SPD. Dafür brauche es erstens eine Reform des Urheberrechts, die das
Recht der Urheber auf ihr geistiges Eigentum auch in der digitalen Welt anerkennt und die Interessen
von Urhebern, Nutzern und Verwertern zum Ausgleich bringe, und zweitens eine bessere soziale 
Absicherung von Kreativen. „Solo-Selbstständige, befristet Beschäftigte und andere Formen prekärer
Beschäftigung wollen wir besser absichern, etwa durch eine Ausweitung der Rahmenfrist zum Erwerb
von Anwartschaften in der Arbeitslosenversicherung auf drei Jahre, durch die Aufnahme von Solo-
Selbstständigen in die gesetzliche Rentenversicherung sowie die Durchsetzung sozialer Mindest-
standards und -honorare in öffentlich geförderten Projekten und Einrichtungen.“

Der Schutz des geistigen Eigentums sei für die SPD essenziell. Dennoch sei eine Modernisierung
des Urheberrechts notwendig, um Kreative und Urheber in der digitalen Ökonomie zu stärken und
die Rahmenbedingungen neuer digitaler Nutzungspraktiken urheberrechtlich verbindlich zu klären.
Ziel sei ein fairer und gerechter Ausgleich der Interessen aller Beteiligten. Man wolle Geschäfts-
modelle fördern, die eine legale Nutzung geschützter Inhalte rechtssicher ermöglichen. Die Erprobung
neuer Geschäftsmodelle müsse man auch rechtlich ermöglichen, z. B. durch eine vereinfachte 
Lizenzierung. Das von Schwarz-Gelb beschlossene Leistungsschutzrecht lehne man ab und wolle
deshalb nach der Wahl ein neues Gesetz auf den Weg bringen. Unter Einbeziehung aller Akteure
wolle man einen Vorschlag entwickeln, der die Möglichkeiten der Presseverleger zur Rechtsdurch-
setzung im Hinblick auf ihre bereits bestehenden Urheberrechte stärke, dabei die Interessen der 
Urheber, insbesondere der Journalisten, vollständig wahre, den Grundsatz der Informationsfreiheit
und die Auffindbarkeit von Informationen gewährleiste.

Um die Position des Urhebers zu stärken, müssten außerdem die im Urhebervertragsrecht vorge-
sehenen Verhandlungs- und Konfliktlösungsmechanismen effizienter ausgestaltet und ggf. um wirk-
same Kontroll- und Sanktionsinstrumente ergänzt werden.

Insbesondere gewerbsmäßig betriebene Urheberrechtsverletzungen wolle man konsequent unter-
binden. Dazu bedürfe es keiner Internet-Sperren, sondern man müsse entschieden gegen die illegalen
Plattformen vorgehen, auf denen neunzig Prozent aller Rechtsverletzungen stattfinden. Man werde
verhindern, dass sich diese Angebote weiterhin auf allgemeine Haftungsprivilegien berufen könnten,
und auch deren Finanzierung unterbinden, indem man die Kooperation mit Werbungtreibenden und
Zahlungsdienstleistern sanktioniere. Insgesamt gelte es, dem Nutzer eine echte Orientierung bezüg-
lich der Freiheiten und Grenzen zu geben, die nach Überzeugung der Sozialdemokraten wichtig für
das soziale Miteinander im Netz ist.
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3.4.4. Angekündigte Gesetzesinitiativen

Bei weitem nicht alle gesetzlichen Initiativen, welche die Sozialdemokraten in ihrem „Regierungspro-
gramm 2013-2017“ ankündigen, haben unmittelbar etwas mit Netzpolitik zu tun. Die prekären 
Beschäftigungen, die im digitalen Zeitalter erheblich zugenommen haben64, unterbinden zu wollen,
kann man – unter dem Motto „gute digitale Arbeit“ bzw. „Netzpolitik ist auch Netzarbeitspolitik“65 –
zwar auch unter diesem Stichwort verbuchen, ist aber im Grunde klassische Arbeitsmarktpolitik. Und
eine bessere soziale Absicherung von Künstlern und Kreativen ist auch nicht Netzpolitik, sondern
Sozialpolitik.

Folgende gesetzgeberische Initiativen haben sich die Sozialdemokraten für die kommenden vier
Jahre vorgenommen:

• zur flächendeckenden Versorgung mit schnellen Internet-Anschlüssen eine Universaldienst-
pflicht für Netzbetreiber einzuführen;

• Netzneutralität verbindlich vorzuschreiben;
• für mehr Zugänge zum WLAN in öffentlichen Räumen die Betreiberhaftung einzuschränken;
• im Internet und bei den so genannten sozialen Netzwerken einen rechtlichen Ordnungsrahmen

vorzugeben;
• die Bürgerrechte durch wirksamen Datenschutz und den Schutz der Persönlichkeitsrechte zu

stärken;
• das Arbeitsrecht und den Arbeitsschutz so anzupassen, dass Flexibilität ermöglicht und 

zugleich Schutz für neue Arbeitsformen geschaffen wird;
• ein spezielles Arbeitnehmerdatenschutzgesetz zu schaffen;
• Whistleblower besser zu schützen;
• das Urheberrecht zu modernisieren und geistiges Eigentum im Netz besser zu schützen;
• eine vereinfachte Lizenzierung für neue Geschäftsmodelle einzuführen, die eine legale Nutzung

geschützter Inhalte rechtssicher ermöglichen;
• das Leistungsschutzrecht grundlegend zu überarbeiten;
• im Urhebervertragsrecht die Position des Urhebers zu stärken;
• die Finanzierung der illegalen Plattformen zu unterbinden, die mit Raubkopien oder Tausch-

börsen ihr Geschäft machen;
• den Abmahnmissbrauch für private Downloads wirksam einzudämmen;
• einen offenen Zugang zu wissenschaftlichen Erkenntnissen zu gewährleisten, insbesondere

bei öffentlich geförderten Forschungsvorhaben;
• eine dauerhafte Intranet-Nutzung in Schulen und Hochschulen zu ermöglichen;
• die Digitalisierung verwaister und vergriffener Werke möglich zu machen;
• das Verbraucherinformationsgesetz zu verbessern;
• die zusätzlichen Möglichkeiten zur Mitwirkung der Bürger im politischen Prozess aufzugreifen,

welche durch digitale und technische Innovationen ermöglicht werden;
• die repräsentative Demokratie um neue und weitergehende Formen der demokratischen 

Partizipation auf allen politischen Ebenen zu ergänzen, zum Beispiel durch Online-Petitionen
oder Ideenwettbewerben im Internet;

• die Ministerien für mehr Bürgerbeteiligung an Gesetzentwürfen und anderen wichtigen Vor-
haben zu öffnen;

• Open-Data-Projekte zu fördern;
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Grundsätzlich stehe man dazu: Vertrauliche Kommunikation müsse vertraulich bleiben. Ausnahmen
könne es nur geben, um schwerste Straftaten zu verfolgen, und auch dann nur unter engsten 
Voraussetzungen und nach rechtsstaatlichen Grundsätzen. „Den Umgang mit Verbindungsdaten 
werden wir auf die Verfolgung schwerster Straftaten beschränken, die Datenarten und Speicherdauer
hinsichtlich ihrer Eingriffsintensität differenzieren und Regelungen klar, einfach und zukunftsfähig 
fassen. Die Speicherung von Bewegungsprofilen wird es mit uns nicht geben.“

3.4.3. Teilhabe, Beteiligung, Mitbestimmung und Demokratie

Die Chancen, die die digitale Gesellschaft biete, sollten auch für eine „Revitalisierung der Demokratie“
genutzt werden. Mehr Demokratie, Teilhabe und gemeinsame Verantwortung könnten verwirklicht
werden. Demokratie sei für die Sozialdemokratie mehr als Wahlen und Abstimmungen.

Die SPD wolle deshalb unsere repräsentative Demokratie auf allen politischen Ebenen um neue und
weitergehende Formen der demokratischen Partizipation ergänzen. Eine Möglichkeit sei die Nutzung
neuer digitaler Technologien, zum Beispiel in Form von Online-Petitionen und -Befragungen oder
Ideen-Wettbewerben („Crowdsourcing“), „wenn sie eine ermöglichende Rolle spielen.“ Der Partei
gehe es darum, auch jene Menschen mitzunehmen, die sich im Internet nicht zu Hause fühlen, und
Instrumente zu finden, die auch sozial Schwächeren oder Minderheiten eine faire Chance zur Mit-
wirkung geben würden.

Die digitale und technische Innovation eröffne zusätzliche Möglichkeiten der Mitwirkung (z.B. durch
Internet-Plattformen, liquid democracy und soziale Medien). Diese Möglichkeiten wolle man aufgreifen,
weiterentwickeln und sinnvoll einsetzen. Politik und Verwaltung müssten transparenter werden.

Transparenz bedeute nicht gläserne Politiker, sondern konsequente Offenheit bei all jenen Daten,
Verträgen und Verfahren, an denen ein öffentliches Interesse bestehe. Die SPD setze sich auch auf
Bundesebene dafür ein, nach Hamburger Vorbild das Informationsfreiheits- um ein Transparenz-
gesetz zu erweitern. Ziel solle es sein, möglichst alle für die Öffentlichkeit relevanten Datenbestände,
Statistiken, Dokumente und sonstige öffentlich finanzierten Werke frei im Internet zugänglich zu 
machen. Außerdem wolle man die Ministerien für mehr Bürgerbeteiligung an Gesetzentwürfen und
anderen wichtigen Vorhaben öffnen.

Zu mehr Offenheit und Transparenz politischer Entscheidungen gehöre auch, dass alle Abgeordneten
ihre Nebentätigkeiten auf Euro und Cent offen legen müssten, eine Höchstgrenze für Parteispenden
eingeführt würde und jedes Sponsoring von den Parteien berichtet werden müsste. Die Strafbarkeit
der Abgeordnetenbestechung und ein verpflichtendes Lobbyregister auf gesetzlicher Grundlage beim
Deutschen Bundestag seien weitere Maßnahmen. Die SPD wolle ferner eine „legislative Fußspur“
einführen, aus der hervorgehe, welchen signifikanten Beitrag externe Berater bei der Ausarbeitung
eines Gesetzentwurfs geleistet hätten. Über Art und Umfang der Tätigkeit von Externen in der Bun-
desverwaltung soll jährlich ein Bericht vorgelegt werden.

Man wolle auch auf Bundesebene Volksinitiativen, Volksbegehren und Volksentscheide einführen
und werde bei den anderen Fraktionen für eine entsprechende Grundgesetzänderung werben.

Das Wahlalter bei Bundestagswahlen will die SPD auf sechzehn Jahre absenken.



43

Stadien, zu den Rechten von Prostituierten, zur rezeptfreien Abgabe der „Pille danach“ und zur Zeit-
umstellung darzulegen und ihre „Meinung zu Fiskalunion und ESM“ kundzutun. „Wir Piraten wollen
ändern, wie Politik gemacht wird und so auch die Politik selbst“, schreibt der Vorsitzende in der 
„Einleitung“ zum Wahlprogramm.

3.5.1. Governance, Standards, Infrastruktur, Netzneutralität

Die Piraten werden, heißt es in ihrem Programm, zusammen mit ihren Schwesterparteien weltweit
und allen anderen, die gleiche oder ähnliche Vorstellungen haben, die Verhandlung und den 
Abschluss eines internationalen Vertrages – des „International Liberty Agreement (ILA)“ – initiieren,
der Mindeststandards für bürgerliche Freiheiten, insbesondere aber nicht ausschließlich in digitalen
Netzen, verbindlich festlege. Die Diskussion darüber solle von Anfang an öffentlich geführt werden,
damit das Abkommen letztlich nicht nur einen Konsens der Regierungen, sondern, soweit das möglich
sei, auch einen Konsens der Bevölkerungen darstelle.

Diese internationale Vereinbarung solle nicht nur unverzichtbare Anforderungen an die Ausgestaltung
von Kommunikations-, Informations- und Redefreiheit enthalten, sondern unter anderem auch einen
expliziten Ausschluss von Zugangssperren als Strafsanktionen für einfache Vergehen, die beider-
seitige Verpflichtung, Streitigkeiten über nicht-kommerzielle mutmaßliche Rechtsverstöße zunächst
kostenlos und außergerichtlich zu schlichten, eine Freistellung von der Haftung für Dienste-Anbieter,
die durch Benutzer eingestellte Inhalte veröffentlichen, sowie die Verständigung auf internationale
Verbreitungslizenzen, um die Beschränkung des Zugangs zu Inhalten aufgrund des momentanen
Aufenthaltsortes eines Benutzers (und auch des grenzüberschreitenden Handels mit Medien) unnötig
zu machen.

Auch die Piraten sagen in ihrem Wahlprogramm nichts dazu, ob sie die Governance des Internets,
so wie sie sich derzeit darstellt, für angemessen halten und ob sie den deutschen Einfluss auf die
Standards und Spielregeln, die im Netz gelten, als ausreichend erachten. Darin unterscheiden sie
sich nicht von den anderen Parteien. Sie sprechen sich jedoch bei uns klar für einen Vorrang quell-
offener Software in der öffentlichen Verwaltung aus. Nur wenn in speziellen Fällen schwerwiegende
Gründe gegen ihren Einsatz sprächen, sollten proprietäre Lösungen erwogen werden. Bei Neuan-
schaffungen und Aufrüstungen seien freie Alternativen stets zu prüfen, Ausschreibungen seien ent-
sprechend zu gestalten. Sie wollen auch wieder mehr Gemeingüter („Commons“) schaffen, als
Freiräume für Selbstorganisation und das Teilen von Verantwortung.

Die Piraten sind die einzige Partei, die eine öffentliche Infrastruktur fordert, die über die Versorgung
mit Breitband oder Glasfaser hinausgeht. So setzen sie sich für ein staatlich finanziertes Trustcenter
ein, das jedem Menschen unabhängig vom Einkommen die Möglichkeit gebe, Dokumente und 
E-Mails für eine abhörsichere Korrespondenz zu verschlüsseln und rechtskräftig digital zu signieren.
Für den Bürger sollen die dafür notwendigen Zertifikate natürlich kostenlos sein. Und der Staat dürfe
natürlich technisch nicht in der Lage sein, mit diesen Zertifikaten verschlüsselte Inhalte zu ent-
schlüsseln.

Die universelle Verfügbarkeit und Verknüpfbarkeit von Informationen betrachten die Piraten als einen
wichtigen Teil der öffentlichen Infrastruktur. Möglichst alle Inhalte, die von öffentlichen Stellen erzeugt
oder mit Hilfe öffentlicher Förderung entstanden seien, müssten frei zugänglich gemacht werden, in
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• ein förmliches Transparenzgesetz auf Bundesebene einzuführen;
• ein verpflichtendes Lobbyregister beim Deutschen Bundestag und eine „legislative Fußspur“

bei der Ausarbeitung von Gesetzentwürfen vorzuschreiben;
• die Unternehmen zu verpflichten, Cyberattacken zu melden;
• den staatlichen Zugriff auf Verbindungsdaten und Kommunikation auf die Verfolgung schwerster

Straftaten zu beschränken und auch da nur in engen Grenzen zu gestatten.

Das ist eine durchaus beachtliche Liste. Nicht alles ist originell, vieles von dieser Agenda wollen 
andere Parteien ähnlich; nicht alles verspricht einen wirklichen Durchbruch, aber viele kleine Schritte
auf verschiedenen Feldern ergeben in der Summe vielleicht doch gesellschaftlichen Fortschritt. Die
Punkte, die besonders kontrovers sein dürften, sind der Breitbandausbau als Universaldienst, das
Transparenzgesetz und das Lobbyregister. In manchen anderen Punkten – etwa dem „fairen Aus-
gleich“ aller Interessen im Urheberrecht oder auch beim Open Access – steckt der Teufel im Detail.
Aber das gilt für alle Parteien und für alle Wahlprogramme gleichermaßen.

3.5. Piratenpartei Deutschland (Piraten)

Das Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2013 der Piratenpartei Deutschland (Piraten) steht unter
dem Motto „Wir stellen das mal infrage“66. Es wirkt nicht wie ein Papier „aus einem Guss“, das über
Monate in Arbeitsgruppen diskutiert worden ist, deren Ergebnisse dann von einer Redaktionsgruppe
gebündelt worden sind, sondern eher wie eine Ansammlung älterer Beschlüsse, die jetzt zu einem
Gesamtprogramm zusammengefasst worden sind. Am 24./25. November 2012 habe man in Bochum
„die ersten Beschlüsse“ gefasst, heißt es dazu, die dann vom 10. bis 12. Mai 2013 in Neumarkt „zu
unserem vollständigen Wahlprogramm ergänzt“ worden seien.

Eine gedruckte Fassung lag wenige Wochen vor der Wahl noch nicht vor, wohl aber eine elektronische
Fassung in verschiedenen Formaten. Das „Wahlprogramm in Beschlussfassung“ umfasst insgesamt
166 Seiten im DIN A 4-Format und hat damit nach dem Programm der Grünen, das fast doppelt so
stark ist, den zweitgrößten Umfang aller Programme. Die Union kommt mit der Hälfte der Seiten aus,
die FDP fast auch67.

Das Programm besteht aus dreizehn Kapiteln, von denen die zu „Freiheit und Grundrechte(n)“, 
„Demokratie wagen“, „Internet, Netzpolitik und Artverwandtes“ und „Innen- und Rechtspolitik“ thema-
tisch besonders einschlägig sind. Unterpunkte wie Verbraucherschutz, Open Educational Resources,
Open Access, elektronische Gesundheitskarte oder „Piraten gegen Cyberwar“ tauchen aber auch in
anderen Kontexten auf. Die Länge der Kapitel schwankt zwischen drei Seiten für „Kunst und Kultur“
und 21 Seiten für „Arbeit und Soziales“, wo unter anderem das Bedingungslose Grundeinkommen
„und Schritte dorthin“ vorgestellt werden.

Die Piraten verstehen sich als „Partei der digitalen Mitbestimmung“. Aber auch bei ihnen machen 
„Internet, Netzpolitik und Artverwandtes“, wie ein einschlägiges Kapitel heißt, kaum mehr als zehn
Prozent des gesamten Programms aus. Wenn dies auf den ersten Blick nicht so erscheint, dann liegt
das schlicht an der Länge des Programms. Wer viel Platz hat, kann zu den einzelnen Themen natür-
lich auch mehr schreiben. In Relation zur Gesamtlänge dominiert die Netzpolitik jedenfalls nicht das
Programm, sondern die Piraten finden genügend Raum, auch ihre Position zur Pyrotechnik in den
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Unzureichender Datenschutz im Internet führe immer wieder zu Datenverlust, Datendiebstahl und
Datenmissbrauch. Gleichzeitig gefährdeten Überwachungs-, Filter-, Sperr- und Löschmaßnahmen,
die Internet-Dienstleister im Interesse privater Rechteinhaber einsetzen würden, den freien Meinungs-
und Informationsaustausch im Netz. Man wolle deshalb die „Störerhaftung“ von Internet-Anbietern
deutlich eindämmen. Sie sollen künftig nicht mehr verpflichtet sein, „Rechtsverletzungen anderer 
Personen nach Art einer Privatpolizei präventiv zu verhüten.“ Die Löschung angeblich rechtswidriger,
von Nutzern eingestellter Inhalte sollen Rechteinhaber nur noch mit richterlichem Beschluss verlangen
können.

Zur Stärkung des Datenschutzes und der Datensicherheit im Internet solle das Fernmeldegeheimnis
um ein „Telemediennutzungsgeheimnis“, dem sich Provider unterwerfen müssen, ergänzt werden.
„Die Internet-Nutzung soll vor staatlichen Einblicken ebenso gut geschützt werden, wie Telefone vor
Abhören geschützt sind.“ Die Piraten fordern außerdem, dass die Erstellung von Nutzerprofilen nur
mit Einwilligung des Nutzers zugelassen werden dürfe, dass die Speicherfristen jedes Internet-
Anbieters veröffentlicht werden und dass der Nutzer besser vor unangemessenen, seitenlangen 
Datenverarbeitungs-Einwilligungsklauseln geschützt werde.

Missstände wie der Handel mit personenbezogenen Daten durch staatliche Stellen seien abzustellen
und die wirtschaftliche Nutzung und Verknüpfung privater Daten durch Firmen wie Facebook oder
Google nur nach ausdrücklicher Zustimmung zulässig (Opt-In). Die Aufklärung über die damit 
verbundenen Risiken wollen die Piraten verstärken. Das Verbandsklagerecht für staatlich anerkannte
Stellen wollen sie auf den Verbraucherschutz ausdehnen und im Falle der Grundrechte auch auf 
Initiativen von Bürgern.

Das Urheberrecht stelle einen Interessenausgleich dar, der derzeit jedoch vor allem zugunsten der
Rechteinhaber stattfinde. Diese Schieflage wolle man beheben und dafür Sorge tragen, dass sich
das Urheberrecht dem digitalen Wandel nicht mehr verschließe, Missverständnisse und Missstände
ausgeräumt und das Gleichgewicht zwischen Urhebern, Rechteverwertern und der Allgemeinheit 
zugunsten der Kulturschaffenden und Verbraucher wiederhergestellt werde.

Die im Urheberrecht verankerten Rechte der Allgemeinheit, die sogenannten Urheberrechtsschranken,
müssten deutlich ausgeweitet, die Geltungsdauer der Rechte abgesenkt werden: Auf höchstens zehn
Jahre nach dem Tod des Urhebers (statt bisher siebzig); bei bestimmten Werkarten solle diese Frist
sogar schon ab der ersten Veröffentlichung gelten. Für Filme maximal fünfzig Jahre nach der ersten
Aufführung, für Software maximal zwanzig Jahre nach Veröffentlichung. Patenten und Markenrechten
von Unternehmen stehen die Piraten ähnlich skeptisch gegenüber.

In Schulen, Hochschulen, Bibliotheken müsse die Mediennutzung frei von Urheberrechtsabgaben 
erfolgen können. Ergebnisse von Forschung und Wissenschaft, die mit öffentlichen Mitteln gefördert
wurden, müssten im Anschluss in vollem Umfang der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt werden.
„Um wissenschaftlichen Verlagen ihre Arbeit weiter zu ermöglichen, könnte eine mögliche Sperrfrist
hier höchstens ein halbes Jahr betragen.“ Alle amtlichen und von Ämtern in Auftrag gegebenen Werke
müssten in Zukunft für die Bevölkerung ohne Einschränkungen nutzbar sein und sollen vom 
Urheberrecht generell ausgenommen werden. Das solle nach dem Willen der Piraten auch für 
unveröffentlichte und behördeninterne Werke gelten, wenn wegen einer aktuellen politischen Situation
ein besonderes öffentliches Interesse daran bestehe.
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offenen Formaten und online archiviert. Weiterverbreitung sowie kommerzielle Nutzung seien aus-
drücklich erwünscht und sollten nicht durch Antragsverfahren, Lizenzen, Gebühren oder technische
Mittel erschwert werden. Das Open Access-Prinzip müsse in der Wissenschaft so schnell wie möglich
ein zentrales Kriterium bei der Vergabe von öffentlichen Fördermitteln werden; die öffentlich-recht-
lichen Sendeanstalten sollten darauf verpflichtet werden, ihre Produktionen dauerhaft online abrufbar
zu machen. Langfristig solle ein allgemein zugängliches Bürgerinformations-Portal geschaffen und
alle Behörden und sonstigen Institutionen angewiesen werden, ihre Daten dort einzustellen bzw. die
eigenen Datenbanken an das Portal anzubinden.

Die Piraten setzen sich für einen Einsatz von frei zugänglichen und frei nutzbaren Bildungsressourcen
(Open Educational Resources) an den Hochschulen ein, der sich an den einschlägigen UNESCO-
Richtlinien orientiert.

Zum Aufbau einer solchen Infrastruktur solle einer Open Access-Zeitschrift nach dem Vorbild von
PLOS One, die viele Themengebiete abdeckt, eine Anschubfinanzierung aus Bundesmitteln gewährt
werden. Der Bund solle außerdem einen Open Access-Fonds auflegen, der die Kostenbeiträge der
Wissenschaftler für solche Zeitschriften bis zu einer gewissen Höhe übernehme.

Sie wollen auch, dass das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ) eine 
Internet-Plattform bereitstellt, auf der Ergebnisse, Rohdaten und Gutachten, die sich auf die Effizienz
und Effektivität von Entwicklungsprojekten beziehen, gemäß den Maßstäben der „Berliner Erklärung
über den offenen Zugang zu wissenschaftlichem Wissen“ (2003) zu veröffentlichen sind.

Medizinische Studien seien durchgängig zu registrieren und unabhängig von ihren Ergebnissen zu ver-
öffentlichen. In der derzeit geplanten Form lehnen die Piraten die elektronische Gesundheitskarte ab,
obwohl sie in der elektronischen Kommunikation im Gesundheitswesen einige Vorteile sehen. Ergänzend
fordern sie die verbindliche Einführung dezentraler Speichermöglichkeiten direkt auf der Chipkarte.

Daten von öffentlichen Stellen sollen nach Ansicht der Piraten gemeinfrei – zeitnah, umfassend und
niederschwellig – in einem bundesweit einheitlichen Datenportal allgemein zur freien Nutzung zur
Verfügung gestellt werden (Open Data).

Die Piraten setzen sich für eine gesetzliche Festschreibung des neutralen Charakters der Daten-
durchleitung im Internet ein (Prinzip der Netzneutralität). Damit das Netz ein Ort der Innovation und
Gleichberechtigung bleibe, müsse der Gesetzgeber ein klares Bekenntnis für die Konzentrierung der
anwendungsspezifischen Funktionen bei den mit dem Netz verbundenen Endgeräten abgeben (End-
to-End-Prinzip) und Eingriffe in die Vermittlungsschicht oder das Betrachten der Transportschicht der
durchgeleiteten Daten konsequent untersagen.

3.5.2. Anonymität, Datenschutz, Urheberrecht, Strafrecht

Beim Zugang zum Netz muss für die Piraten unmissverständlich gesetzlich garantiert sein, dass er
anonym erfolgen kann. Man setze sich auch dafür ein, den Benutzern von sozialen Netzwerken und
ähnlichen Diensten den pseudo- sowie autonymen Zugang gesetzlich zu garantieren.
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„Als liberale Partei“ wolle man die unnötigen und exzessiven Überwachungsgesetze der letzten Jahre
durch ein „Freiheitspaket“ wieder aufheben, um unter anderem Online-Durchsuchungen von 
Computern, die Erhebung biometrischer Daten, das elektronische Bankkontenverzeichnis, den 
Identifizierungszwang für Handy- und Internet-Nutzer und das Verbot anonymen elektronischen Bar-
geldes zu beseitigen. Die Piraten fordern ein „Moratorium für weitere Grundrechtseingriffe“, solange
eine systematische Überprüfung der bestehenden Befugnisse nicht abgeschlossen sei, und lehnen
beispielsweise eine Vorratsdatenspeicherung strikt ab. Eine dem Bundestag unterstellte Deutsche
Grundrechteagentur solle alle bestehenden und neu zu schaffenden Befugnisse und Programme der
Sicherheitsbehörden systematisch und nach wissenschaftlichen Kriterien auf ihre Wirksamkeit, 
Kosten, schädlichen Nebenwirkungen, auf Alternativen und auf ihre Vereinbarkeit mit unseren Grund-
rechten hin untersuchen.

Die Piraten setzen sich für umfassende Verwertungsverbote für von aus ihrer Sicht illegal erlangte
Beweismittel in Straf-, Ordnungswidrigkeiten- und Verwaltungsverfahren ein. Für Klagen wegen
Rechtsverstößen, die im Internet begangen wurden, solle der fliegende Gerichtsstand keine Anwen-
dung finden, solange nach den übrigen Vorschriften ein deutsches Gericht zuständig sei. Für mehr
Transparenz in der Justiz sollen alle gerichtlichen Sachentscheidungen für jedermann kostenlos und
anonymisiert online einsehbar sein und bei besonderer Bedeutung für die Rechtsfortbildung auch im
Rahmen eines Rechtsinformationssystems in gleicher Weise veröffentlicht werden. Die Arbeit der
Gerichte solle in Zukunft durch eine den gesamten Verlauf der Verhandlung erfassende Aufzeichnung
in Ton oder Bild und Ton erleichtert und die Möglichkeiten der Nachprüfbarkeit erstinstanzlicher Urteile
erweitert werden. Die so gefertigten Aufzeichnungen seien auf einem Datenträger zu speichern und
zur jeweiligen Akte zu nehmen. Eine Entschädigung von 25 Euro pro Hafttag sei viel zu gering, zumal
„von diesem Betrag ohne Rechtsgrundlage noch Verpflegungskosten abgezogen“ würden.

Die Piraten sind für Transparenz, auch in der Außenpolitik, und gegen Cyberwar. Offene und ver-
deckte Aktionen von staatlichen, privaten und öffentlichen Organisationen, die den Cyberspace als
Konfliktdomäne nutzen und die Zivilbevölkerung gefährden, lehne man dezidiert ab. „Die Piratenpartei
Deutschland fordert alle Regierungen dieser Erde auf, die globalen Informations- und Kommuni-
kationsnetze gemeinsam zu schützen und als ein hohes gemeinschaftliches Gut aller Menschen 
anzuerkennen.“

3.5.3. Teilhabe, Beteiligung, Partizipation, Demokratie

Die Piraten befürworten „Bürgerbeteiligung in einer Vielzahl von geregelten und erprobten Formen“
(wie dem sogenannten Bürgerhaushalt): Bürger sollen bundesweit ihre Meinung zur sinnvollen Ver-
wendung von Investitionsgeldern sowie zu Einsparmaßnahmen im Bundeshaushalt äußern können.
Ihre Stellungnahmen sollen gewichtet werden und bei der Aufstellung des Haushalts durch den 
Bundestag Berücksichtigung finden.

Bei Bundestagswahlen sollen die Bürger mehr Einfluss darauf erhalten, welche Personen und 
Parteien sie im Parlament vertreten. Die Piraten sind für „offene Listen“, damit die Wählenden mit
ihren Zweitstimmen für konkrete Listenbewerber stimmen können. Die Reihenfolge der Kandidaten,
die die jeweilige Partei zuvor bestimmt hat, soll nicht mehr unveränderlich sein (Kumulieren und 
Panaschieren).
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Die Kernforderungen der Piratenpartei lauten: „Das Recht auf Privatkopie und die Erstellung von 
Remixes und Mashups wird erleichtert, Kopierschutzmaßnahmen werden komplett untersagt und die
Nutzung von Tauschbörsen vollständig legalisiert.“ Es gehe darum, die Rechte der fairen Erwerber
von Werken wieder zu stärken, einschließlich des Weiterverkaufs als Gebrauchtware. „Kein Nutzer
sollte sich nach dem legalen Erwerb eines Werkes Gedanken über das Urheberrecht machen 
müssen.“

Neben den Zugeständnissen an die Nutzer müssten auch die Rechte der Urheber gegenüber den
Rechteinhabern und Rechteverwertern deutlich gestärkt werden. Man werde ihnen unter anderem
Zweitverwertungsrechte einräumen, Rechte bei Nichtausübung schneller zurückfallen lassen und
verhindern, dass unbekannte Nutzungsarten pauschal eingeräumt werden können. Die Vergabe aus-
schließlicher Nutzungsrechte wolle man auf maximal zwanzig Jahre beschränken und diese Rechte
anschließend zurück an die Urheber fallen lassen. Man werde ausschließen, dass sich Verleger 
zusätzlich Anteile an den Vergütungen der Urheber sichern könnten. Die vielen kleinen Bevormun-
dungen im Urheberrecht werde man beseitigen und den Urhebern selbst wieder mehr Rechte und
Kontrolle über ihre eigenen Werke ermöglichen.

Die Rechte der Konsumenten gegenüber der Macht der Anbieter müssten gestärkt werden, was je-
doch nicht durch weitere Bevormundung des Einzelnen und wenig sinnvolle Warnungen geschehen
könne. Die Piraten wollen stattdessen Produzenten und Dienstleister im Interesse der Verbraucher
dazu verpflichten, umfassende und verständliche Informationen bezüglich ihrer Produkte und deren
Herstellung öffentlich bereitzustellen. Die Möglichkeiten, die neue Medien hier bieten, sollten nicht
nur für Werbung, sondern auch für solche Informationen genutzt werden.

Das Strafrecht wolle man reformieren und neu ausrichten auf Prävention und Entkriminalisierung.
Alle Straftatbestände sollen dahingehend überprüft werden, ob sie sinnvoll und erforderlich seien;
Haftstrafen sollten nur noch für solche Fälle vorgesehen sein, wo dies aufgrund der Schwere der Tat
und dem Ausmaß der Schuld des Täters angemessen sei. Wo nur ein sehr kleiner Schaden entstan-
den sei oder Taten nicht sozialschädigend seien, müsse geprüft werden, ob sie nicht straffrei bleiben
könnten. Das gelte etwa beim „White-Hat-Hacking“, bei dem Hackende ohne Beauftragung testen,
ob Firmen oder Behörden Sicherheitslücken in ihrem Computernetzwerk haben und diese bei Ent-
decken solcher Lücken darüber informieren, oder für Whistleblower, die auf Missstände aufmerksam
machen wollen und sich illegal verhalten, um ihre Vorwürfe unter Beweis stellen zu können. Die 
Piraten setzen sich für die vollständige Abschaffung des sogenannten Hacker-Paragraphen (§ 202c
StGB) ein sowie für eine allgemeine und umfassende gesetzliche Regelung zum Schutz von Perso-
nen, die Fälle von Korruption, Insiderhandel oder Ethikverstößen öffentlich machen („Whistleblower“).

Auch bloße moralische Normen wie die §§ 173 und 184 StGB, die den Beischlaf zwischen einwilli-
gungsfähigen volljährigen Verwandten und die Verbreitung pornografischer Schriften betreffen – und
sei es nur durch den Versand an einen willigen Empfänger“ –, seien abzuschaffen. Straffrei bleiben
sollten ferner Delikte, bei denen es keine Opfer gebe, wie zum Beispiel Besitz und Kauf von Drogen
durch volljährige Konsumenten. Eine Haft rechne sich nicht, wenn jemand zum Beispiel durch
Schwarzfahren nur ein paar Euro Schaden verursacht habe. „Ein nächtliches Verkaufsverbot für 
Alkohol lehnen wir ab.“
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unterwegs sind. „Nicht abgeschafft werden sollen dagegen solche Verbote, die unbedingt notwendig
sind, um unsere freiheitlich-demokratische Grundordnung und den Rechtsstaat zu verteidigen.“

Großes Vertrauen setzen die Piraten offenbar auch in die Wissenschaft. Die wichtige staatliche Auf-
gabe, uns vor Kriminalität zu schützen, kann zum Beispiel nach ihrer Auffassung „nur durch eine 
intelligente, rationale und evidenzbasierte Sicherheitspolitik auf der Grundlage wissenschaftlicher 
Erkenntnisse“ erfüllt werden.

Sollten die Piraten in den Bundestag gelangen, hätten sie eine lange Liste von Forderungen abzuar-
beiten. Manche davon erscheinen eher kleinteilig („Ausdehnung der Eierkennzeichnung auch auf
verarbeitete Eiprodukte“), andere würden grundsätzliche Richtungsänderungen gegenüber der bis-
herigen Politik bedeuten. Hier noch einmal die wichtigsten Punkte aus dem Wahlprogramm, die 
gesetzlich geregelt werden müssten:

• Festschreibung des Prinzips der Netzneutralität;
• Aufbau eines staatlich finanzierten Trustcenter, das kostenlos genutzt werden kann;
• Garantie für den anonymen, pseudonymen sowie autonymen Zugang zu Netzdiensten;
• Abschaffung des „Hackerparagraphen“ im Strafgesetzbuch;
• Eindämmung der „Störerhaftung“ von Internet-Anbietern;
• Löschung von vermeintlich rechtswidrigen Inhalten nur mit richterlichem Beschluss;
• Ergänzung des Fernmeldegeheimnisses durch ein „Telemediennutzungsgeheimnis“;
• Verpflichtung der Dienste-Anbieter auf Privacy by Default und Privacy by Design;
• Rechtsanspruch auf Selbstauskunft, Korrektur, Sperrung oder Löschung der eigenen per-

sonenbezogenen Daten gegenüber Unternehmen und Behörden;
• Einführung eines jährlichen Datenbriefes;
• Errichtung einer Deutschen Grundrechteagentur beim Deutschen Bundestag;
• Einführung des Rechts für ein Drittel der Mitglieder des Bundestages oder zwei Fraktionen,

ein Rechtsgutachten des Bundesverfassungsgerichts zur Verfassungskonformität eines 
Gesetzesvorhabens einzuholen;

• Bundesgesetz als Grundlage für das Lobbyregister beim Bundestag (mittelfristig);
• Verbot der Weitergabe von Meldedaten durch staatliche Stellen an kommerzielle Interessenten,

Abschaffung des Listenprivilegs;
• Verschärfung des Datenschutzgesetzes, Streichung der EU-Richtlinie zur Vorratsdaten-

speicherung;
• Verpflichtung der Hersteller von Überwachungssoftware, volle Transparenz über alle Produkte

zu schaffen und den Quellcode offenzulegen;
• Verpflichtung aller Anbieter, umfassende und verständliche Informationen bezüglich ihrer 

Produkte und deren Herstellung öffentlich bereitzustellen;
• Verbandsklagerecht für Verbraucherschützer;
• Verbandsklagerecht für Bürgerinitiativen zur Verteidigung der Grundrechte;
• Registrierung sämtlicher medizinischer Studien vor ihrer Durchführung und zwingende Ver-

öffentlichung der Ergebnisse;
• Verpflichtung von Wissenschaft und Forschung auf Open Access bei öffentlicher Förderung;
• Verpflichtung für alle öffentlichen Stellen, ihre „Inhalte“ in offenen Formaten online zur Ver-

fügung zu stellen (Transparenzregister);
• Verschärfung des Informationsfreiheitsgesetzes;
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Es sei an der Zeit, das Versprechen des Artikels 20 des Grundgesetzes auch auf Bundesebene zu
erfüllen, wonach die Bürger die Staatsgewalt nicht nur in Wahlen, sondern auch in Abstimmungen
ausüben. Grundsätzlich sollen sie das Recht erhalten, neue, eigene Vorlagen in einem dreistufigen
Verfahren bis zur Volksabstimmung zu bringen (Recht auf Gesetzesinitiative). Darüber hinaus solle
es die Möglichkeit geben, Gesetze, die vom Parlament verabschiedet wurden, noch zu stoppen, bevor
sie in Kraft treten (Fakultatives Referendum). Schließlich sollen Volksabstimmungen bei der Abgabe
von Hoheitsrechten an die Europäische Union und bei Grundgesetzänderungen automatisch vorge-
sehen sein (Obligatorisches Referendum). Vor dem Volksentscheid soll jeder Stimmberechtigte eine
Informationsbroschüre erhalten, in der die Initiative, der Bundestag und der Bundesrat ihre Auf-
fassungen erläutern. Zur Förderung der öffentlichen Diskussion und zur Information der Öffentlichkeit
im Vorfeld eines Volksentscheides solle die Initiative eine staatliche Kostenerstattung bekommen.
Umgekehrt sollen analog zum Parteiengesetz Spenden, die zu Gunsten einer Initiative erfolgen, ober-
halb einer Bagatellgrenze zeitnah offengelegt werden. Man unterstütze auch die Ergänzung der 
Europäischen Bürgerinitiative durch unionsweite Bürgerbegehren und Bürgerentscheide bei der 
europäischen Gesetzgebung und fordere die Einberufung eines Verfassungskonvents für die Euro-
päische Union.

Ob die Formen direkter Demokratie, für die sie sich aussprechen, offline oder online praktiziert werden
sollen, lassen die Piraten offen. Dass sie bei Volksentscheiden auf gedruckte Broschüren setzen statt
auf das Internet, überrascht ein wenig. Die Verheißungen der „elektronischen Demokratie“, die 
manche in bunten Farben ausmalen, scheinen bei ihnen noch nicht richtig angekommen zu sein.
Weder findet man im Programm Aussagen zu E-Konsultationen und der Veröffentlichung von 
Gesetzentwürfen im Netz noch zu Online-Petitionen oder Online-Wahlen. Es gibt zwar Passagen zu
Open Access, aber praktisch nichts zu Open Government, Open Budget, Open Data oder Open 
Innovation68 Auch nichts zu E-Government, zu E-Justice oder zur E-Daseinsvorsorge69, die kontro-
vers diskutiert wird. Das überrascht dann doch. Wie sich die „digitale Revolution“ mit ihrem Anspruch,
always on zu sein und alle Informationen möglichst realtime zu bekommen, auf den Politikbetrieb
auswirkt, wird überhaupt nicht reflektiert70.

Ähnlich wie andere Parteien fordern die Piraten ein Lobbyregister für den Bundestag, das beim 
Präsidenten geführt und auf der Internet-Seite veröffentlicht werden soll. Zu prüfen sei, ob diese Auf-
gabe mittelfristig einer unabhängigen öffentlichen Institution übertragen und ihre Ausgestaltung durch
ein eigenes Bundesgesetz geregelt werden könne. Der Straftatbestand der Abgeordnetenbestechung
und auch die Regelungen zu Nebeneinkünften sollen erweitert und verschärft werden („auf den Cent
genau“), das Sponsoring von Parteien oder Behörden eingedämmt und Korruption entschieden 
bekämpft.

3.5.4. Schaffung, Abschaffung oder Neufassung von Gesetzen

Die Piraten wollen zwar möglichst viele Freiheiten für sich, aber dem Staat und anderen möglichst
viel verbieten und die anderen bei Verstößen kräftig sanktionieren. Der Gesetzgeber müsse Inspek-
tionen des Datenflusses „konsequent untersagen“, heißt es an einer Stelle, und jeden Kopierschutz
„komplett untersagen“, an anderer Stelle. Vieles, was den Piraten nicht schmeckt, soll gesetzlich 
unterbunden werden; aber alle gesetzlichen Regelungen, die sie stören, sollen schlicht und einfach
abgeschafft werden. Der Staat erscheint einerseits als einer, der die Bürger überwacht und drang-
saliert, und andererseits als derjenige, der es richten und diejenigen schützen soll, die im Netz 
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Die FDP setzt einen klaren Akzent auf die Bürgerrechte und darauf, dem Staat bei der Bekämpfung
von Terrorismus und Kriminalität möglichst enge Grenzen zu setzen. Die Union will dagegen nicht
nur Verbindungsdaten eine Zeitlang speichern, sondern auch die Videoüberwachung an bestimmten
Brennpunkten ausweiten. Der SPD liegt besonders der Schutz der Arbeitnehmer und der Verbraucher
am Herzen; sie möchte außerdem Künstler und Kreative sozial besser absichern. Die Grünen liegen
bei den Bürgerrechten weitgehend auf Linie der FDP, wollen aber den Staat noch viel durchsichtiger
machen.

Anders gesagt: Die Parteien liegen hinsichtlich der Themen, die jetzt auf die Tagesordnung von 
Bundestag und Bundesregierung kommen sollen, gar nicht so weit auseinander. Sie unterscheiden
sich aber teilweise erheblich darin, wie sie diese Themen anpacken wollen.

Wer Gesetze verabschieden will, braucht dafür eine Mehrheit im Parlament. Wer mit Geld Netzpolitik
machen, also bestimmte Aktivitäten fördern und unterstützen möchte, der braucht dazu einen Haus-
haltsbeschluss und ein Haushaltsgesetz, also wiederum eine Mehrheit im Parlament. Das gilt auch
für Änderungen im Steuerrecht, die zum Beispiel Gründern von IT-Firmen ihr Geschäft erleichtern
sollen.

Die Mehrheit im neuen Deutschen Bundestag kann nicht verhindern, dass auch netzpolitische 
Themen auf die Tagesordnung kommen, die sie selbst nicht unbedingt darauf gesetzt hätte. 
Andererseits kann die Opposition nicht erzwingen, dass ihre Vorschläge im Parlament beschlossen
werden. Die Auswertung der Wahlprogramme hat gezeigt, dass es für die Netzpolitik in Deutschland
und für unseren Standort keineswegs belanglos ist, wer am 22. September die Wahl gewinnt.

4. Digitale Agenda 2013 - 2017

Die Stiftung Neue Verantwortung betreibt ein Programm „Europäische Digitale Agenda“, das nicht
nur Inkubator sein soll für neue, innovative politische Ideen, sondern diese auch aktiv in die öffentliche
Debatte einbringen möchte. Europa werde eine zentrale Rolle spielen im Kampf um die Zukunft des
Internets. Es mangele allerdings, moniert die Stiftung, „an Visionen und konkreten Handlungsemp-
fehlungen, um das große Potenzial der digitalen Revolution für das Allgemeinwohl nutzbar machen
zu können“73.

Eine nationale digitale Agenda für Deutschland müsste sich in der Tat in eine europäische digitale
Agenda einfügen, wie sie etwa die EU-Kommission und das EU-Parlament verfolgen. Aber anders
als in manchen Ländern – beispielsweise in Baden-Württemberg, das eine „Digitale Agenda 2020+
BW“ erarbeitet hat74 – gibt es auf Bundesebene bisher keine solche Agenda. Jedes Ressort werkelt
munter vor sich hin.
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• Aufbau eines allgemeinen Bürgerportals, über das möglichst alle öffentlichen Datenbestände
frei zugänglich sind (Open Data);

• Modernisierung des Urheberrechts, Absenkung der Schutzfristen, Ausweitung der Schutz-
schranken;

• Festschreibung des Rechts auf Privatkopie, Untersagung von Maßnahmen des Kopierschutzes,
Legalisierung von Tauschbörsen;

• Streichung von Art 10. Abs. 2 GG und darauf basierender Befugnisse;
• Abschaffung aller Sicherheitsgesetze der letzten Jahre durch ein umfassendes „Freiheitspaket“;
• Überprüfung sämtlicher Straftatbestände daraufhin, ob sie sinnvoll und erforderlich sind:
• Gestatten von nicht sozialschädlichen Straftaten wie „White-Hat-Hacking“;
• Schutzschirm für „Whistleblower“;
• Verpflichtung für Unternehmen und öffentliche Stellen, Hinweisgebersysteme einzurichten und

Mindeststandards von Corporate Governance zu beachten;
• Aufbau eines maschinenlesbaren Korruptionsregisters in Form einer zentralen Schwarzen Liste

durch die Innenministerkonferenz, Verlängerung der Verjährungsfristen und Anhebung des
Bußgeldrahmens;

• Abschaffen von Strafnormen für Inhalte und deren Verbreitung im Netz, die auf bestimmten
Moralvorstellungen beruhen;

• Verwertungsverbote für Beweismittel, die bei Maßnahmen gewonnen wurden, die später für
unzulässig erklärt wurden;

• Abschaffung fliegender Gerichtsstände und eine zweite Instanz für jedes Verfahren, unab-
hängig von der Höhe des Streitwerts;

• Aufbau einer Datenbank mit allen gerichtlichen Sachentscheidungen;
• Aufbau eines Rechtsinformationssystems mit Entscheidungen von besonderer Bedeutung;
• Aufzeichnung sämtlicher Vernehmungen und Gerichtsverhandlungen und deren Speicherung

auf Datenträgern;
• Einführung von Informationsfreiheits- und Transparenzgesetzen bundesweit;
• Aufbau eines Webportals mit Rahmendaten aller öffentlichen Vergaben in Deutschland;
• Bürgerbeteiligung „in einer Vielzahl von geregelten und erprobten Formen“,
• Einführung von Volksinitiativen, Volksbegehren und Volksentscheiden auf Bundesebene, 

fakultative und obligatorische Referenden;
• Ausweitung der Europäischen Bürgerinitiative und europaweite Abstimmungen.

3.6. Zwischenfazit: Ähnliche Themen, unterschiedliche Lösungsansätze

Die Piraten wollen im Internet praktisch „freie Fahrt für freie Bürger“, auch wenn etliche ihrer Forde-
rungen in der Wählerschaft nicht mehrheitsfähig sein dürften, aber nahezu alles abschaffen, was der
Sicherheit dieses Landes und seiner Bürger dienen soll. Sie wollen den Urhebern vorschreiben, 
welcher Schutz ihrer Werke ihnen zu genügen habe71. Die intensive Beschäftigung mit der Innen-
und Rechtspolitik und insbesondere mit dem Strafrecht verblüfft ebenso wie die mangelnde Fantasie
hinsichtlich einer „digitalen Demokratie“ und „offenem“ Regieren und Verwalten72. Nach ihrem Wahl-
programm erscheinen die Piraten wie das bekannte kleine gallische Dorf, das von den Römern um-
stellt ist und sich von allen Seiten beobachtet, überwacht, kontrolliert und gegängelt fühlt. Eine positive
Vision für das Leben, Arbeiten und Wirtschaften und für politische Gestaltung im digitalen Zeitalter
muss man mit der Lupe suchen.
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Diese generellen Beobachtungen vertieft er sodann anhand von acht Schlüsselthemen: digitale Wirt-
schaftspolitik, Unterstützung der Gründung von ITK-Unternehmen, Ausbau der Breitbandnetze, 
Datenschutz, Urheberrechte, Netzneutralität, „Außenpolitik“ und Innovationen im staatlichen Sektor77.
Während etwa die Union die deutsche Wirtschaft besser vor Cyberspionage geschützt sehen möchte,
wollen die Grünen den Export von Software stoppen, die zu staatlicher Überwachung eingesetzt 
werden könnte. Sie sind die einzige Partei, die die Freiheit des Internets international verteidigen will
und eine globale Governance anstrebt, die möglichst alle Akteure und Interessen berücksichtigt. Die
gute Nachricht sei, lautet das Fazit von Stefan Heumann, dass sich alle Parteien mit der Digitalisie-
rung der Gesellschaft auseinander setzten. Dass sie dabei unterschiedliche Schwerpunkte setzen
würden, sei nicht weiter überraschend. Die Grünen und die Piraten – die freilich auch die dicksten
Programme haben – würden sich am ausführlichsten zu digitalen Themen äußern, wobei sie das 
Potenzial des Internets für soziale und politische Innovationen betonen, aber erstaunlich wenig zu
den Auswirkungen der Digitalisierung auf die wirtschaftliche Entwicklung sagen würden. Dagegen
sei für die Union Digitalisierung vor allem ein wirtschaftliches Thema. SPD und FDP würden zwar die
wichtigsten Themen ansprechen, ihnen aber im Programm relativ wenig Raum geben. Angesichts
der medienwirksamen Reise von Philip Rösler mit einer Delegation von Unternehmensgründern nach
Silicon Valley überrasche es, dass gerade die FDP so wenig über digitale Wirtschaftspolitik zu sagen
habe. Auch bei der Verknüpfung der Einzelthemen würden die Wahlprogramme noch viel Entwick-
lungspotenzial offenbaren. Eine ganzheitlich gedachte digitale Agenda werde sicherlich nicht über
Nacht Einzug in die Programmatik der Parteien halten. Um so mehr komme es darauf an, nach der
Wahl noch mehr Bewusstsein für die riesige Bedeutung der Digitalisierung für Gesellschaft, Wirtschaft
und Politik zu entwickeln und mit allen Bürgern eine Debatte darüber zu führen, wie Deutschland 
diesen Herausforderungen begegnen könne78.

Was die Themen angeht, die wichtig erscheinen, sind sich die Parteien also überwiegend einig79. 
Insofern könnte man sagen, dass die Digitale Agenda für den nächsten Deutschen Bundestag bereits
weitestgehend steht. Was noch kaum erreicht ist, ist ein ganzheitlicher, systematischer Blick auf das
Thema. Insofern weist die Agenda Leerstellen auf – Blindstellen – und die einzelnen Themen sind
nur selten aufeinander bezogen und miteinander verknüpft. Was auch noch nicht richtig in die 
Programme der Parteien eingeflossen zu sein scheint, ist die staatliche digitale Agenda, also das,
was die Ressorts auf diesem Felde so alles planen. Das dürfte nicht nur für die beiden Gesetze
gelten, die vor der Wahl nicht mehr zustande kamen. Dass die Wirtschaft teilweise andere Schwer-
punkte setzen würde, ist aus ihren Interessen heraus verständlich80. Wahlprogramme von Parteien
zeigen politische Prioritäten auf, greifen also vor allem jene Themen auf, die den Mitgliedern und den
Wählern besonders wichtig sind und die in der Öffentlichkeit kontrovers diskutiert werden. Was 
unstrittig ist, muss man nicht unbedingt noch einmal sagen.

Die Parteien mögen sich bei den Themen, die in den nächsten Jahren angepackt werden müssen,
weitgehend einig sein; sie unterscheiden sich aber teilweise erheblich darin, wie sie diese Themen
behandeln wollen. Es ist nicht entscheidend, ob es eine flächendeckende Grundversorgung mit
schnellem Internet-Zugang bis 2018 geben soll, wie das CDU und CSU wollen, oder bis 2017, wie
das die Grünen fordern; es macht aber einen Unterschied, ob man – wie die FDP – darauf vertraut,
die privaten Anbieter würden das schon richten, oder ihnen eine Universaldienstverpflichtung aufer-
legen möchte, wie das etwa die SPD will. Während SPD, Grüne und Piraten Netzneutralität unbedingt
gesetzlich verankern wollen, will die Union erst prüfen, ob der Gesetzgeber überhaupt tätig werden
muss, und meint die FDP, Netzneutralität sei im Telekommunikationsgesetz bereits ausreichend 

52

Stefan Heumann hat für die Stiftung die Wahlprogramme der Parteien ausgewertet. Wie der Name
schon sage, schreibt er, finde man in Parteiprogrammen hauptsächlich programmatische Aussagen.
Konkrete Handlungsempfehlungen oder gar Erläuterungen, wie bestimmte Zielvorgaben umgesetzt
werden sollen, seien dagegen Mangelware. Das liege in der Natur der Sache. Trotzdem lasse sich
aus den Programmen einiges herauslesen. Insgesamt überrasche es doch, wie stiefmütterlich das
Thema in den meisten Parteiprogrammen behandelt werde. Weniger überraschend sei jedoch, dass
der Blick auf das Thema stark von der parteipolitischen Brille geprägt werde75. Seinen Gesamtein-
druck fasst er wie folgt zusammen76:

• CDU/CSU hätten den Stellenwert digitaler Themen mit einem eigenen Kapitel im Wahlpro-
gramm zusätzlich unterstreichen können, statt sie unter andere Programmpunkte zu sub-
sumieren. Der Anspruch, eine digitale Wirtschaftsmacht zu werden, werde mit den vorgeschla-
genen Mitteln allein schwerlich zu erreichen sein. Außerdem falle auf, dass im Vergleich zum
wirtschaftlichen Potenzial des Internets, das beschworen werde, den sozialen und politischen
Aspekten der Digitalisierung im Programm nur wenig Platz eingeräumt werde.

• Im Gegensatz dazu spiele bei der FDP das wirtschaftliche Potenzial der Digitalisierung im
Wahlprogramm keine wesentliche Rolle. Es gehe vorrangig um Grundrechte und die Freiheit
der Bürger. Angesichts der Bedeutung von Wirtschaftsthemen für die Partei und der Tatsache,
dass sie immerhin den Wirtschaftsminister in der Bundesregierung stelle, sei es erstaunlich,
dass die Bedeutung der Digitalisierung für wirtschaftliches Wachstum kaum Beachtung finde.
Eine mögliche Erklärung könne sein, dass man als liberale Partei keine besondere Rolle für
den Staat hinsichtlich digitaler Standortpolitik sehe.

• Auch bei der SPD müsse man das Programm sorgfältig lesen, um die wichtigsten Positionen
zu digitalen Themen zu finden. Der Zugang zum Internet werde als ein Bürgerrecht bezeichnet
und das Potenzial des Netzes zur Revitalisierung der Demokratie betont. Im sogenannten
Kreativpakt stellten Netzpolitik, Urheberrecht und Wirtschaftsförderung drei von insgesamt
sechs Themenbereichen dar. Insgesamt falle jedoch auf, dass weder das wirtschaftliche 
Potenzial der Digitalisierung noch die Bedeutung des Internets als kritische Infrastruktur 
besondere Beachtung fänden.

• Die Grünen fielen schon dadurch positiv auf, dass sie digitale Themen für so wichtig hielten,
ihnen ein eigenes Kapitel zu widmen. Digitalisierung werde dort als zentrales Zukunftsfeld 
begriffen, welches politisch gestaltet werden müsse. Mit Forderungen nach einer gesetzlichen
Verankerung der Netzneutralität und konkreten Maßnahmen zur Verbesserung des Daten-
schutzes sei die grüne digitale Agenda stark auf junge, netzaffine Wähler ausgerichtet; Ansätze
für die Wirtschaftspolitik gebe es hingegen kaum.

• Bei den Piraten bildeten digitale Themen den Kern des Programms, wobei es vorrangig darum
gehe, staatlicher Überwachung enge Grenzen zu ziehen. Wirtschaftspolitik konzentriere sich
bei ihnen auf die Forderung nach einem Grundeinkommen und besserer sozialer Absicherung.
Zur Vision von Europa gehöre für die Piraten explizit eine sogenannte Europäische Digitale
Agenda mit dem Ausbau der Kommunikationsinfrastruktur, Netzneutralität, Urheberrechts-
reform und Datenschutz als Kernpunkten.
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Die verschiedenen Strategien, mit denen die Bundesregierung die Digitalisierung Deutschlands 
vorantreiben will, und die Arbeiten des IT-Gipfels und des IT-Planungsrates haben sich in den Wahl-
programmen praktisch gar nicht niedergeschlagen. Das kann darauf hindeuten, dass die Parteien
das alles auf einem guten Wege sehen, könnte aber auch ein Indiz dafür sein, dass sie diese Aktivi-
täten nicht hinreichend beachten. Was für den Standort Deutschland wichtig sein könnte, scheint
nicht unbedingt das zu sein, was die Mitglieder der Parteien und die Wähler beschäftigt. Um so mehr
kommt es darauf an, im Arbeitsprogramm der Bundesregierung die Programmatik der Parteien mit
den Planungen der Ressorts in einer überzeugenden Gesamtstrategie miteinander zu verzahnen: in
einer Digitalen Agenda 2013-2017, die alle wesentlichen Facetten von Netzpolitik umfasst.
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abgesichert.81 Während alle sich einig sind, dass es im Urheberrecht einen fairen Ausgleich zwischen
allen Beteiligten geben muss, ohne genauer zu sagen, wie sie sich das vorstellen, wollen die Grünen
die Urheber grundsätzlich gegenüber den Verwertern stärken, die Verwertungsgesellschaften 
umstrukturieren und für öffentlich geförderte Forschungen die Wissenschaftler verpflichten, ihre 
Ergebnisse allgemein zugänglich zu machen (Open Access). Ähnliche Vorstellungen haben die 
Piraten.

Die Konfliktlinien verlaufen, was nicht besonders überrascht, zwischen Schwarz-Gelb auf der einen
und Rot-Grün auf der anderen Seite bzw. zwischen Regierung und Opposition. In der Opposition
lässt sich vieles fordern, was eine Regierung, die eine Verantwortung für das große Ganze hat, nur
ungern tun würde. Während Union und FDP E-Government und Open Data grundsätzlich unterstützen,
ohne darüber hinaus bei diesen Themen sonderlich viel Fantasie zu entwickeln, wollen Sozial-
demokraten und Grüne das Internet für mehr Beteiligung nutzen und Regierung und Verwaltung ver-
pflichten, mehr Informationen preiszugeben – in einem Informations- und Transparenzgesetz nach
Hamburger Vorbild, so die SPD, in einem „Informationsfreiheitsgesetz 2.0“, so BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN. Während Union und FDP das hohe deutsche Datenschutzniveau auf europäischer Ebene
erhalten wollen, wollen andere ein spezielles Arbeitnehmerdatenschutzgesetz in Deutschland und
wollen die Grünen nicht nur Tracking und Cookies verbieten, sondern auch die Prinzipien Privacy by
Design und Privacy by Default verbindlich festschreiben.

Max-Otto Baumann hat anhand der Debatten im Bundestag gezeigt, dass sich zwar alle Parteien auf
das Recht auf informationelle Selbstbestimmung berufen, aber dann zu völlig gegensätzlichen 
Ergebnissen gelangen82. Während CDU/CSU und FDP dem mündigen Bürger, also dem einzelnen
Nutzer, die Verantwortung dafür zuschieben, was mit seinen Daten im Netz und bei den sogenannten
Sozialen Netzwerken geschieht, meinen SPD und Grüne, damit sei er überfordert und deshalb dürfe
man ihn da auch nicht allein lassen. Während CDU/CSU und FDP eher auf Selbstregulierung der
Wirtschaft setzen, glauben SPD und Grüne, ohne einen klaren gesetzlichen Rahmen werde das alles
nicht funktionieren. Während die einen sagen, man dürfe es mit dem Datenschutz auch nicht über-
treiben, wenn in Deutschland neue Geschäftsmodelle und innovative Unternehmen entstehen sollen,
wollen die anderen das deutsche Schutzniveau zum Markenzeichen und zum Exportschlager 
machen. Die einen denken, wenn sie nach Lösungen für aktuelle Probleme suchen, eher vom 
Individuum her, die anderen fragen danach, wie die Gesellschaft aussehen soll, in der wir leben 
wollen. Während die einen meinen, letztlich werde es der Markt schon richten, sehen die anderen
immer auch den Staat in der Pflicht83.

Konfliktlinien sind aber nicht nur zwischen beiden Lagern, sondern auch innerhalb der beiden Lager
zu erkennen. Während die Union die Vorratsdatenspeicherung in gewissem Umfang gestatten will,
lehnt die FDP das – wie auch Grüne und Piraten – weiterhin rigoros ab84. Während die SPD das 
Leistungsschutzrecht zwar überarbeiten, aber nicht abschaffen will, lehnen die Grünen es strikt ab.
Auf welche Linie man sich in solch strittigen Punkten in einer möglichen Koalition verständigt, dürfte
interessant zu beobachten sein.

Alle diese Themen dürften in den nächsten vier Jahren auf die Tagesordnung des Deutschen 
Bundestages kommen. Welche Themen davon eine gesetzliche Regelung erfahren, hängt davon ab,
wie die neue Mehrheit aussieht. Insofern sind Forderungen in Wahlprogrammen eine notwendige,
aber noch keine hinreichende Bedingung für deren Umsetzung.
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Anmerkungen

1 BGBl. I, S. 666, geändert durch Artikel 2 Abs. 8 des Gesetzes vom 7. April 2013 (BGBl. I, S. 3145).

2 BGBl. I, S. 2749. Hierzu jetzt: Dirk Heckmann: Ein Gesetz zur Verhinderung der elektronischen
Verwaltung? Folgen der unterlassenen Notifizierung des E-Government-Gesetzes, in: MMR 
(i. E.).

3 Zu dem Zeitpunkt, an dem dieses Manuskript abgeschlossen wurde, war dieses Gesetz noch nicht
im Gesetzblatt verkündet worden und in Kraft getreten. Es sieht ohnehin ein gestaffeltes Inkraft-
treten der einzelnen Vorschriften vor.

4 Hierzu Christian Hoffmann: Einfachgesetzliche Grundlagen von E-Government, E-Commerce und
elektronischem Identitätsmanagement, in: Utz Schliesky (Hrsg.): Technikgestütztes Identitäts-
management. Rechtsfragen und Lösungsvorschläge, dargestellt am Beispiel der De-Mail und elek-
tronischer Dokumentensafes, Kiel 2010: Lorenz-von-Stein-Institut, S. 167-194, hier S. 175 f.

5 „The Digital Agenda for Europe – Driving European growth digitally“, die Strategie der EU-Kom-
mission seit 2010, umfasst sieben Ziele bzw. Themenbereiche, die nach und nach bis zu bestimm-
ten Zeitpunkten durch konkrete Aktionen und einschlägige Maßnahmen abgearbeitet bzw. erreicht
werden sollen:
1. Digital Single Market,
2. Interoperability & Standards,
3. Trust & Security,
4. Fast and ultra-fast Internet access,
5. Research and innovation,
6. Enhancing digital literacy, skills and inclusion,
7. ICT-enabled benefits for EU society.

Inwieweit man in Europa und in den einzelnen Mitgliedstaaten diesen Zielen näher gekommen
ist, wird regelmäßig evaluiert. Auf der Basis dieser Erkenntnisse setzt die Kommission dann jeweils
kurzfristig neue Prioritäten. Für 2013/14 waren das sieben neue Prioritäten:
1. Create a new and stable broadband regulatory environment;
2. New public digital service infrastructures through Connecting Europe Facility;
3. Launch Grand Coalition on Digital Skills and Jobs;
4. Propose EU cyber-security strategy and Directive;
5. Update EU’s Copyright Framework;
6. Accelerate cloud computing through public sector buying power;
7. Launch new electronic industrial strategy (siehe European Commission: Digital “to-do” list: 

new digital priorities for 2013-2014, Press Release, 18. Dezember 2012).

Es ist davon auszugehen, dass die Aktivitäten der Kommission in unseren Bundesministerien
durchaus beachtet werden – zumal Deutschland in der Balanced Scorecard über Fortschritte bei
der Umsetzung der Digitalen Agenda natürlich nicht schlecht abschneiden möchte – und sich auch
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in den Arbeitsgruppen des IT-Gipfels niederschlagen, den der Wirtschaftsminister seit 2006 jährlich
veranstaltet, aber eine eigene, offizielle und in sich „runde“ Digitale Agenda hat die Bundesregie-
rung bisher nicht.

Die Nationale E-Government-Strategie (NEGS), mit der sich Bund, Länder und Gemeinden 2010
darauf verständigt haben, wie die elektronische Abwicklung von Verwaltungsvorgängen über das
Internet weiterentwickelt werden soll, oder die Nationale Cybersicherheitsstrategie, die 2011 
beschlossen wurde, decken jeweils nur Teilbereiche ab, könnten also nur Bausteine einer über-
geordneten Gesamtstrategie sein. Die deutsche E-Government-Strategie verfolgt sechs Ziele, die
dann in zwanzig Teilziele zerlegt sind. Die übergeordneten Ziele lauten:
1. Orientierung am Nutzen – für Bürger, Unternehmen und Verwaltung;
2. Wirtschaftlichkeit und Effizienz (was eigentlich das Gleiche ist);
3. Transparenz, Datenschutz und Datensicherheit;
4. Gesellschaftliche Teilhabe;
5. Zukunftsfähigkeit und Nachhaltigkeit;
6. Leistungsfähige IT-Unterstützung (www.it-planungsrat.de).

Man mag darüber streiten, ob Nutzenorientierung oder Wirtschaftlichkeit wirklich inhaltliche Ziele
oder eher Kriterien für Entscheidungen über Projekte darstellen. Das steht aber hier nicht zur 
Debatte. Zu den Teilzielen gehören unter anderen: Alle geeigneten Verfahren lassen sich mit der
Verwaltung über das Internet abschließend elektronisch erledigen; Prozessketten sind ebenen-
übergreifend und kundenorientiert optimiert und durchgängig digitalisiert; eine führende Rolle in
der E-Government-Forschung; Inhalte, Basisdienste, Anwendungen und Infrastruktur lassen sich
bündeln und wiederverwenden; internationale Standards, insbesondere zur Interoperabilität, 
werden angewandt und in der EU sowie international aktiv mitgestaltet.

Schwerpunktmaßnahmen beziehen sich auf vier übergeordnete Querschnittsthemen:
1. Verbesserung der Rahmenbedingungen für E-Government;
2. Standardisierung (Interoperabilität und Sicherheit) im europäischen Kontext;
3. Weiterer Auf- und Ausbau einer serviceorientierten, föderalen E-Government-Infrastruktur;
4. Weiterentwicklung der Kooperation und Kommunikation.

Im „Aktionsplan Deutschland online“ kümmert sich der IT-Planungsrat noch um sogenannte Steue-
rungsprojekte, die ihm von der Konferenz der Chefs der Staats- und Senatskanzleien zugewiesen
werden, weil sie von herausragender Bedeutung für Bund, Länder und Kommunen sind. 

6 Siehe hierzu die vier Bände mit den verschiedenen Berichten aus der Arbeit und mit den Ergeb-
nissen der Kommission: Deutscher Bundestag (Hrsg.): Enquete-Kommission Internet und digitale
Gesellschaft, (alle) Berlin 2013: Eigenverlag.

7 Die sechs Arbeitsgruppen, die den Gipfel vorbereiten, kümmern sich um die Themen: IKT-Standort
(AG 1); Infrastrukturen (AG 2); staatliche IT-Angebote (AG 3); Vertrauen, Datenschutz und Sicher-
heit im Internet (AG 4); Verantwortung und Schutz in der vernetzten Gesellschaft (AG 5); Bildung
und Forschung (AG 6). Eine Sondergruppe bearbeitet die Themen eHealth und Demographie.
Siehe zuletzt die „Essener Erklärung“ aus dem Jahre 2012 und den „Monitoring-Report Digitale
Wirtschaft“ des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie aus dem gleichen Jahr.
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15 Vgl. Frank Bsirske, Lothar Schröder, Frank Werneke, Dina Bösch und Achim Meerkamp (Hrsg.):
Grenzenlos vernetzt? Gewerkschaftliche Positionen zur Netzpolitik, Hamburg 2012: VSA Verlag.

16 Hierzu Stefan Marschall: Idee und Wirkung des Wahl-O-Mat, in: Aus Politik und Zeitgeschichte
51-52/2005, S. 41-46.

17 Zur Steuerpolitik der Parteien zum Beispiel Kathrin Gotthold und Holger Zschäpitz: So würde Ihr
Portemonnaie wählen, in: Welt am Sonntag vom 18. August 2013, S. 37. Obwohl der Staat 
Rekordeinnahmen verzeichne, würden die Parteien mehrheitlich erstmals vor einer Wahl keine
steuerlichen Entlastungen versprechen, sondern weitere Belastungen. Die Unterschiede in dem,
was auf die Bürger zukomme, seien allerdings durchaus erheblich.
Siehe hierzu auch das Institut der Deutschen Wirtschaft: Die Programme zur Bundestagswahl
2013 von SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKEN, FDP und CDU/DSU. Fiskalische Auswir-
kungen der steuer-, sozial-, und arbeitsmarktpolitischen Vorschläge und deren Wachstums- und
Bewätigungseffekte, Köln 2013. Manuskript.

18 Zum Beispiel: www.wahlprogramme-vergleichen.unklarheiten.de.

19 www.netzradar.de.

20 Als Beispiele siehe etwa Tanja Binder und Andreas M. Wüst: Inhalte der Europawahlprogramme
der deutschen Parteien 1979-1999, in: Aus Politik und Zeitgeschichte B 17/2004, S. 38-45, oder
Bernhard Frevel: Innere Sicherheit in der Programmatik der Parteien, Münster 2012: Manuskript
(www.bpb.de).

21 Siehe hierzu meinen Beitrag: Sicherheit in Zeiten der Unsicherheit, oder: Internet und E-Govern-
ment, in: Verwaltung & Management, 18. Jahrg. (2012), Heft 2, S. 88-101. In den Kontext gehören
auch Dirk Heckmann, Alexander Seidl und Michael Marc Maisch: Adäquates Sicherheitsniveau
bei der elektronischen Kommunikation. Der Einsatz des E-Postbriefs bei Berufsgeheimnisträgern,
Stuttgart usw. 2012: Boorberg Verlag.

22 Aktueller Überblick über die Debatte bei Jan-Hinrik Schmidt und Thilo Weichert (Hrsg.): Daten-
schutz. Grundlagen, Entwicklungen und Kontroversen, Bonn 2012: Bundeszentrale für politische
Bildung. Neue Akzente setzt der frühere Bundesdatenschutzbeauftragte Hans-Peter Bull: Netz-
politik: Freiheit und Rechtsschutz im Internet, Baden-Baden 2013: Nomos.

23 Siehe hierzu die Arbeitsgruppe 2 des Nationalen IT-Gipfels „Digitale Infrastrukturen als Enabler
für innovative Dienste“ (Hrsg.): Digitale Infrastrukturen. Jahrbuch 2012/2013, o.O. o.J. (2012): 
Eigendruck, deren „Empfehlungen für eine nationale Strategie intelligente Netze“ zum Essener
Gipfel (2012), sowie die „Strategische(n) Handlungsempfehlungen intelligente Verwaltungsnetze
in Deutschland“ (2012) der Projektgruppe Intelligente Verkehrs-, Bildungs- und Verwaltungsnetze
der AG 2.

24 Bundeskanzlerin Angela Merkel sagte in einem Interview „Es wird sehr, sehr knapp“ mit der Frank-
furter Allgemeinen Zeitung vom 17. August 2013, S. 3, zum Beispiel, dass sie die Frage beschäftige,
„über welche eigenen Fähigkeiten im Bereich der modernsten IT-Technologien wir in Deutschland
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8 Vgl. Bundesministerium für Bildung und Forschung (Hrsg.): Die Hightech-Strategie für Deutschland –
Erster Fortschrittsbericht, Bonn/Berlin 2007: Eigenverlag.

9 Siehe hierzu den „Monitoring-Bericht ITK-Strategie der Bundesregierung ‚Deutschland Digital
2015’ zum 7. Nationalen IT-Gipfel“ des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie, der
eine grobe Übersicht zum Stand der einzelnen Projekte liefert. Der Bericht verweist auch auf das
am 1. August 2012 in Kraft getretene Gesetz zum Schutz der Verbraucher vor Kostenfallen (im
Internet), dessen wichtigste Punkte Eingang in die europäische Richtlinie über die Rechte der Ver-
braucher vom 25. Oktober 2011 gefunden hätten, die bis zum 13. Juni 2014 europaweit umzuset-
zen sei, auf den im August 2012 vorgelegten Gesetzentwurf zur Einführung eines
Leistungsschutzrechts für Presseverleger und auf den im September 2012 vom Bundeskabinett
beschlossenen Entwurf eines E-Government-Gesetzes.

Die Themenfelder des Monitorings sind: Wachstum und Arbeitsplätze; Netze der Zukunft; Ver-
trauen und Sicherheit in der digitalen Welt; Forschung und Entwicklung; Bildung, Medienkom-
petenz und Integration; digitale Lösungen für gesellschaftliche Herausforderungen.

Bei den „Netzen der Zukunft“ taucht auch das Stichwort Internet Governance auf, bei dem auf die
Neufassung des sogenannten IANA-Vertrages zwischen ICANN und US-Handelsministerium und
auf die „aktive gestaltende Mitarbeit“ im „Internet Governance Forum“ (IGF) der Vereinten Nationen
und in Gremien von ITU, OECD usw. verwiesen wird, die sich mit Fragen der Netzpolitik 
beschäftigen.

Der Beitrag des IT-Gipfels zu beiden Punkten wird allerdings als gering angesehen, wie die 
Projektampel anzeigt.

10 Siehe etwa das „Aktionsprogramm Digitale Wirtschaft“, über dessen Status das Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Technologie dem Essener IT-Gipfel 2012 berichtet hat.

11 Pressemitteilung des Bundeswahlleiters vom 18. Juni 2013: 58 Parteien und politische Ver-
einigungen haben Beteiligung an der Bundestagswahl angezeigt.

12 Pressemitteilung des Bundeswahlleiters vom 5. Juli 2013: 38 Parteien können an der Bundes-
tagswahl 2013 teilnehmen.

13 Pressemitteilung des Bundeswahlleiters vom 6. August 2013: 34 Parteien nehmen an der 
Bundestagswahl 2013 teil.

14 Einige Wochen vor der Wahl lag die FDP bei dem einen Institut unter fünf Prozent, bei einem 
anderen über fünf Prozent. Nach einer Forsa-Umfrage für den „Stern-RTL-Wahltrend“ hatte sich
die FDP dann auf sechs Prozent verbessert, womit sie sicher im Bundestag vertreten wäre. 
Zusammen lagen FDP und Union mit 47 Prozent vier Punkte vor den drei übrigen im Bundestag
vertretenen Parteien (nach Die Welt kompakt vom 22. August 2013, S. 4: Bundestagswahl:
Schwarz-Gelb baut Vorsprung aus). 
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